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Liebe Leser

Es dürfte inzwischen dem einen oder 
anderen bewusst geworden sein, dass wir 
- die indigene, europäischstämmige Bevöl-
kerung westlicher Länder - einem komple-
xen Trommelfeuer unsichtbarer, hybrider 
Kriegsführung ausgesetzt sind, deren Exis-
tenz wir in vielen Fällen noch nicht einmal 
erahnt haben. Man denke nur an die milli-
onenfache Tötung ungeborener Kinder, die 
als Ausdruck emanzipatorischer Selbstbe-
stimmung zugunsten sexueller Freizügig-
keit oder beruflicher Selbstverwirklichung 
gerechtfertigt wird. Oder an die bereits an 
Universitäten propagierte Auflösung 
der Geschlechter, deren natürliche Rol-
len die eigentliche Grundlage für das 
Fortbestehen des Lebens und damit der 
Gesellschaft bilden. Oder an den me-
dial gefeierten freiwilligen Verzicht auf 
Nachwuchs, sei es aus Angst vor einem 
vermeintlich menschengemachten Kli-
makollaps oder aus dem Schuldgefühl 
heraus, diesen gar noch zu befeuern. 
Zu Ende gedacht, lassen sich wohl die 
meisten unserer Ausgabenthemen in 
diese Kategorie einordnen, da sie auf 
die eine oder andere Weise - direkt oder 
indirekt - unserer Gesellschaft schaden 
und langfristig zu ihrer Auflösung bei-
tragen, wenn nicht sogar die Grundlage da-
für bilden. Ein Merkmal haben sie dabei alle 
gemeinsam: Ihre zerstörerische Wirkung 
entfaltet sich nur sehr langsam, für das 
Auge des Betrachters kaum sichtbar. Daher 
erscheint die Vorstellung einer vorsätzli-
chen, hinterhältigen Planung unvorstellbar 
und wird zur eigenen Beruhigung gerne als 
Spinnerei oder Verschwörungstheorie ab-
getan.

Einer der wohl verheerendsten un-
sichtbaren Kriegsakte gegen unser Dasein 
ist die nachweislich über Jahrzehnte ge-
plante und koordinierte Massenmigrati-
on kulturfremder, meist junger Männer 
aus Afrika und dem Nahen Osten in aus-
nahmslos alle westlichen Länder. Während 
bei uns die Geburtenraten durch Beispie-
le wie die oben genannten weiter ins Bo-
denlose fallen, werden unsere Länder mit 
Migranten überschwemmt, die uns wahl-
weise als Kriegs-, Wirtschafts-, oder Kli-
maflüchtlinge oder als dringend benötigte 
Fachkräfte präsentiert werden. Doch sel-
ten wird erwähnt, wozu sie laut offizieller 
UN-Doktrin tatsächlich gedacht sind: als 
«Replacement Migration», also als Erset-
zungsmigration - nichts anderes als der 
gezielte Austausch der einheimischen Be-
völkerung durch zugeführte Menschen aus 
der Dritten Welt. Und mit «Austausch» ist 
nicht etwa gemeint, dass unsere einheimi-

sche Bevölkerung, wie bei einem «Schü-
leraustausch», in die Herkunftsländer 
dieser Ankömmlinge umsiedelt und dort 
fortbesteht. In dem von der UNO als Lö-
sung für die sinkenden Geburtenraten an-
gepriesenen Papier geht es vordergründig 
darum, den demographischen Rückgang 
westlicher Staaten aufzuhalten. Anstatt 
jedoch familienfreundliche Maßnahmen 
zu fördern und die einheimische Bevölke-
rung zu stärken, untergräbt die UNO diesen 
Ansatz, unter anderem durch ihre «woke» 
Agenda 2030. Stattdessen wird Migration 
als die Lösung präsentiert: Die fehlende 
Bevölkerung wird durch Migranten von 

außen «replaced», also ersetzt, wodurch 
die einheimische Bevölkerung allmählich 
verschwindet und ausstirbt. Anstatt ein 
bestehendes demographisches Problem 
mit innenpolitischen Maßnahmen zu lö-
sen - und solche Hebel existieren durchaus 
- werden zwei entgegengesetzte Hebel be-
dient. Einerseits wird die autochthone Be-
völkerung weiterhin dezimiert, u.a. durch  
Maßnahmen wie Abtreibung, Gender-
Ideologie, hohe Steuerbelastungen und 
Klima-Schuldkult. Andererseits wird kul-
turfremde Migration gefördert und damit 
der Multikulturalismus vorangetrieben 
und den Geburtenraten der zugewander-
ten Bevölkerungsgruppen Tür und Tor ge-
öffnet - finanziert von der einheimischen 
Bevölkerung selbst. Dabei spielt es keine 
Rolle, von welcher Qualität die angepriese-
nen Migranten tatsächlich sind. Stünde bei 
der Ersetzungsmigration ein wirtschaft-
licher Aspekt im Vordergrund, müsste 
die Immigration sorgfältig geplant und 
durchdacht erfolgen. Doch es ist längst be-
kannt, dass die als Fachkräfte bezeichne-
ten «Flüchtlinge» aus dem arabischen und 
afrikanischen Raum in den meisten Fällen 
nicht annähernd die Qualifikationen mit-
bringen, um dieser Bezeichnung gerecht 
zu werden. Selbst wenn sie es täten, bliebe 
die grundlegende Frage bestehen: Mit wel-
chem Recht lösen supranationale Instituti-

onen wie die UNO, NGOs (und viele weitere, 
wie wir in dieser Ausgabe aufzeigen wer-
den) nationale demographische Herausfor-
derungen, indem sie unsere Völker einfach 
zur Seite drängen und austauschen? 

Es wird höchste Zeit, dass uns allen be-
wusst wird, dass wir als weiße Europäer 
langsam aber stetig und systematisch ver-
schwinden. Am Ende bleibt genau das als 
Essenz dieses gezielt organisierten und in 
allen westlichen Ländern beobachtbaren 
Vorgangs! Auch die Forderungen von rech-
ter Seite nach der Rückführung schwerst-
krimineller Migranten in ihre Herkunfts-
länder oder einer Obergrenze von 200'000 

Migranten pro Jahr nach Deutschland 
ändern nichts an dieser grundlegen-
den Entwicklung. Sie sind nichts wei-
ter als durchsichtige Augenwischerei, 
inszeniert als Schaukampf zwischen 
links und rechts, ausgetragen inner-
halb eines sogenannten Diskursfens-
ters, das die gedanklichen Grenzen 
vorgibt. Effektive Maßnahmen, die 
zwangsläufig auch die Remigration 
von Migranten in ihre Herkunftslän-
der umfassen, werden von den Medien 
und den meisten politischen Parteien 
mit einem Aufschrei der Empörung als 
unmenschlich und inakzeptabel ge-
brandmarkt, ja sogar mit den Deporta-

tionen im Dritten Reich gleichgesetzt, und 
dadurch von jeglichem Lösungsdiskurs 
von vornherein ausgeschlossen. Auch hier 
zeigt sich der allgegenwärtige, sorgsam 
gepflegte Schuldkult in seiner vollen Wir-
kung. Während sich also links und rechts 
über Jahre hinweg darüber streiten, ob 
noch mehr Migranten aufgenommen oder 
wirkungslose Pseudolösungen umgesetzt 
werden sollen, schreitet die von der UNO 
geförderte «Replacement Migration» un-
aufhaltsam voran und drängt die indigene 
Bevölkerung zunehmend und weitgehend 
unbemerkt in Richtung Auflösung. Gerade-
zu symbolisch für den schleichend durch 
die UNO und deren Komplizen induzierten 
«Selbstmord Europas» wirken die Schlag-
zeilen über die gezielte Tötung durch Mes-
serstiche in den Hals möglichst vieler Be-
sucher des Solinger «Festivals der Vielfalt», 
begangen von einem arabisch aussehenden 
Täter, während ich diese Zeilen schreibe. 
Mit dieser Ausgabe möchten wir uns erneut 
der Thematik der Migration widmen, um 
einerseits auf die weitgehend unerkann-
te Tragweite aufmerksam zu machen und 
andererseits einen aktualisierten Grund-
stein für weitere Themenhefte zu legen. 
Diese werden künftig aufzeigen, inwieweit 
die Abschaffung der europäischstämmigen 
Bevölkerung auch abseits der gesteuerten 
Zuwanderung vorangetrieben wird. (ab) 

«Umvolkung muss 
konkret werden!» 

Kevin Kühnert, SPD-Generalsekretär seit Dezember 2021,  
im November 2019 auf Twitter (siehe S.9) 

Der Generalsekretär nimmt entscheidenden 
Einfluss auf die Strategie und Politik einer 

Partei - in diesem Fall der Regierungspartei 
SPD. Was sagt uns das, wenn die Partei, die 

den Kanzler stellt, einen Generalsekretär 
wählt, der nur zwei Jahre vor dieser Wahl mit 

derlei drastischen Aussagen auffiel?
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Schon seit Jahrzehnten ist Deutschland als eines 
der beliebtesten Einwanderungsländer Europas 
bekannt. Damals, nach dem Zweiten Weltkrieg, 
wurden bilaterale Verträge zum Ausgleich des 
Arbeitskräftemangels nach und nach mit Itali-
en, Spanien, Griechenland, der Türkei, Marokko, 
Portugal, Tunesien und Jugoslawien geschlossen. 
Über die Zeit festigte sich das Bild eines ethnisch 
und kulturell vielfältigen Deutschlands. Seitdem 
nahm der Zustrom von Migranten keinen Ab-
bruch; viele wollten und sollten für immer bleiben. 
Der ultimative Dammbruch passierte bekannt-
lich 2015, als Abertausende von Flüchtlingen aus 
dem Nahen Osten an den Toren Europas standen. 
Besser gesagt: Der Damm brach nicht, sondern 
die Schleusen wurden unter Missachtung gelten-
den Rechts gezielt geöffnet - durch Angela Mer-
kel. Trotz medial aufoktroyierter «Willkommens-
stimmung» in der Bevölkerung nahm das Elend 
allmählich seinen Lauf. Mittlerweile - unzählige 
Unsittlichkeiten, Diebstähle, Vergewaltigungen 
und Morde später - ist Deutschland bloß noch ein 
Schatten seiner selbst. Wie konnte das passieren? 
Und wie soll es weitergehen? 

Foto: Ggia (https://commons.wikimedia.org/wiki/
File:20151029_Inflatable_boat_with_Syrian_Refuge-

es_Skala_Sykamias_Lesvos_Greece.jpg) https://creati-
vecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.en
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Am 14. Dezember 2023 wurde vom Landge-
richt in Köln verfügt, dass folgendem Eilan-
trag der DuMont Mediengruppe und Her-
ausgeberin des Kölner Express stattgegeben 

werde: Alle bislang erschienenen wie auch künftigen 
Ausgaben der «ExpressZeitung» dürfen aufgrund von 
Verwechslungsgefahr mit dem Lokalblatt Kölner Express 
unter diesem Namen von uns weder in Deutschland ver-
kauft noch nach Deutschland versendet werden. Als He-
rausgeber der bisherigen «ExpressZeitung» beugen wir 
uns diesem Urteil und nennen die vorliegende Themen-
zeitung bis auf weiteres «In Deutschland verboten!».
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Auf einen Blick

Die Zerstörung der 
«Homogenität der Völker»  
(UNO-Sonderberichterstatter Peter 
Sutherland) entspricht dem 
ausgesprochenen Willen höherer 
geopolitischer Institutionen.

Geständnisse der Drahtzieher 
gibt es zuhauf in ihren Büchern,  
vor Kameras oder in offiziellen 
Planungsdokumenten.

Massenmigration: Seit Jahrzehnten  
geplant und umgesetzt

J
ahrelang wurde von Politikern und 
Medien im europäischen Raum um 
Mitgefühl geworben: Immer mehr 
Menschen hätten keine andere 
Wahl, als den Weg nach Europa zu 

suchen, da wahlweise Gewalt, staatliche Ver-
folgung, Kriege, Armut, Hunger oder neuer-
dings die Klimaerwärmung sie dazu zwingen 
würden. Was bliebe den humanistischen 
und auf Solidarität getrimmten Europäern 
da noch anderes übrig, als größtmögliche 
Hilfe zu leisten? Viele gutmütige Bürger ver-
schrieben sich daraufhin dem hehren Ziel, 
in Not geratene Migranten willkommen zu 
heißen und bestmöglich zu integrieren. 
Doch bei immer mehr Ankommenden und 
immer größeren Differenzen zwischen pro-
pagiertem Narrativ und Wirklichkeit platzte 
bei vielen mit der Zeit die Blase der Illusion. 

Mittlerweile hat die Euphorie aus dem 
großen «Willkommensjahr» 2015, als sich 
Menschen an den Bahnhöfen aufreihten, um 
die Neuankömmlinge herzlich zu empfan-
gen, merklich abgenommen. Das überrascht 
nicht, denn die Folgen der uneingeschränk-
ten Willkommenshaltung sind längst offen-
kundig. Die öffentliche Meinung hat sich 
radikal verschoben - und zwar entgegenge-
setzt der medialen Beeinflussung: Die dafür 
verantwortlichen Zustände in der Bundes-
republik Deutschland und anderen europä-
ischen Ländern sind schlichtweg nicht mehr 
zu leugnen. Viele Menschen sind von der 
gängigen Politik enttäuscht und wenden sich 
sogenannten populistischeren Parteien zu, 
in Deutschland etwa der AfD. (1) 

Zynische Berechnung? 
Aufgrund der sich langsam auch beim 

Normalbürger breitmachenden Ernüchte-
rung bezüglich der «kulturellen Bereiche-

rung» und des gleichzeitig durch «Corona» 
(Ausgabe 61) gefütterten Pessimismus wächst 
die Erkenntnis, dass «Moral» in der hohen 
Politik nur eine leere Versprechung ist und 
lediglich Mittel, um den Abstand zwischen 
unten und oben zu vergrößern. Damit einher 
geht auch die schwindende Scheu davor, die 
Menschenströme nach Europa als eine von 
langer Hand geplante Agenda einzustufen, 

umgesetzt von kühlen Machtstrategen, die 
die Interessen der gewöhnlichen Bevölke-
rung mit Gleichgültigkeit sehen. Betrachtet 
man nämlich die vermeintlich zusammen-
hangslosen «Geschehnisse» der vergangenen 
100 Jahre aus einem anderen Blickwinkel, so 
erscheint das gegenwärtige Migrationschaos 
weniger als Chaos denn als gezielt herbeige-
führter Umstand. Dazu gehören nicht nur die 

Die Abschaffung der indigenen Völkervielfalt wurde 
erstmals in den frühen 1920ern von EU-Urvater Graf 
Richard Nikolaus Coudenhove-Kalergi offen diskutiert:  
«Der Mensch der fernen Zukunft wird Mischling sein.» 

Die Forderung nach «Rassenvermischung» 
(Frankreichs Ex-Präsident Nicolas Sarkozy) wird heute 
teils durch die Blume, teils offen von Volksvertretern 
ausgesprochen und gesetzlich in Bahnen geleitet. Man 
sehnt sich nach einer Gesellschaft, in der Westler die 
Minderheit im eigenen Land sind.

Die Bürger wurden 
mit falschen 
Behauptungen und 
Versprechungen dazu 
verleitet, eine von oben 
angestrebte und lange 
vorbereitete 
Massenmigration 
hinzunehmen oder gar 
zu befürworten.

zeit.de, 22.05.2023 

Demonstration von Die Linke in Neuruppin, April 2015 

Foto: Muse duco  
(https://commons.wikimedia.org/wiki/ 

File:Refugees_wellcomed_in_neuruppin.jpg)  
https://creativecommons.org/ 

licenses/by-sa/4.0/deed.en 
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unzähligen völkerrechtswidrigen Kriege im 
Nahen und Mittleren Osten (Doppelausga-
be 58/59), sondern auch die von allen Seiten 
mantramäßig in unser Bewusstsein einge-
hämmerte historische Kollektivschuld der 
westlichen Gesellschaft an allem Unglück und 
aller Not in dieser Welt (Ausgaben 13,30,35,44). 
Als «Schuldige» der zerstörerischen Kriege, 
als «Schuldige» des angeblich menschenge-
machten Klimawandels (Ausgaben 9,27,56,60), 
als «Schuldige» der Ausbeutung der Dritten 
Welt (Ausgaben 48,55), als «Schuldige» per 
se wurde uns von Seiten der Politik, Medien 
und sogenannten Wissenschaft fast eine Ver-
pflichtung zur bedingungslosen Aufnahme 
aller Menschen dieser Welt auferlegt. 

Die BRD dient als Musterbeispiel, um 
diese Zusammenhänge aufzuzeigen: Die 
vom Schuldkomplex gemarterten Deutschen 
ohne Migrationshintergrund vermehren 
sich weniger, als es für die Erhaltung ihrer 
Art nötig wäre. Die Übersiedler sollen den 
ausbleibenden deutschen Nachwuchs er-
setzen und so die Renten sichern, während 
das ursprüngliche Problem der sinkenden 
Geburtenrate ungelöst bleibt. Schon bei 
oberflächlicher Betrachtung lässt sich fest-
stellen: Inkompetenz oder Zufall haben kei-
nen Bestand als Ursachen für die zerfallen-
den Gesellschaften in Deutschland und dem 
Westen, als deren einzige Rettung man die 
Aufnahme Millionen kulturfremder Migran-
ten propagiert. 

Die Bild am Sonntag vom 30. August 2015 

Mittlerweile hat die Euphorie aus dem großen 
«Willkommensjahr» 2015, als sich Menschen an 
den Bahnhöfen aufreihten, um die Neuankömm-
linge herzlich zu empfangen, merklich abgenom-
men. 

2015: Transparent an der Fassade des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klima-
schutz in Hannover 

Foto: Bernd Schwabe (https://commons.wikimedia.org/wiki/File:2015-10-07_Nieders%C3%A4chsisches_Ministerium_f%C3%BCr_Umwelt,_
Energie_und_Klimaschutz,_Transparent_refugees_welcome.jpg) https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.en 

Geständnisse 
Die Beweislage für eine gezielt herbei-

geführte Migrations-«Krise» ist in der Tat 
erdrückend. Betrachtet man die größeren 
Zusammenhänge, werden fast alle Flücht-
lingshelfer sowie Migranten zu Bauern in 
einem perfiden globalen Schachspiel. Tat-
sächlich entspricht die geradezu selbstzer-
störerische Politik der Dekulturalisierung, 
Islamisierung und Auflösung aller die Ge-
sellschaft stabilisierenden Strukturen dem 
Willen höherer geopolitischer Institutio-
nen, was von diesen nicht einmal verschlei-
ert wird. Die Karten wurden in diesem Fall 
längst auf den Tisch gelegt: Wäre die Frage 
nach den Hauptverantwortlichen für die 
Massenmigration nach Europa ein Krimi-
nalfall, es müsste keinerlei Ermittlung mehr 
eingeleitet werden, da die Drahtzieher ihr 
Geständnis bereits entweder in Büchern, vor 
Kameras oder in offiziellen Planungsdoku-
menten verewigt haben. 

In den frühen 1920er-Jahren wurde die 
Abschaffung der indigenen Völkerviefalt auf 
politischem Wege erstmals von Graf Richard 
Nikolaus Coudenhove-Kalergi offen ange-
dacht. Der Adelige war Gründer der Pan-
europa-Bewegung, die als früheste Keim-
zelle der Europäischen Union gilt und auf 
Anstoß von Baron Louis de Rothschild hin 
mit 60'000 Goldmark von dem Bankier Max 
Warburg finanziert wurde. (2) Kalergi verfass-

te die Multikulti-Schriften «Adel» (1922) und 
«Praktischer Idealismus» (1925). In Letzteren 
lesen wir: «Der Mensch der fernen Zukunft 
wird Mischling sein. Die heutigen Rassen 
und Kasten werden der zunehmenden Über-
windung von Raum, Zeit und Vorurteilen 
zum Opfer fallen. Die eurasisch-negroide 
Zukunftsrasse, äußerlich der altägyptischen 
ähnlich, wird die Vielfalt der Völker durch 
die Vielfalt der Persönlichkeiten ersetzen.» 
Nun war dieser Coudenhove-Kalergi nicht 
irgendein verschrobener Rassentheoretiker 
in Zeiten des aufkommenden Nationalsozi-
alismus, sondern gilt als Gründervater der 
Idee von einer «Europäischen Union». In 
seinem Namen wird alle zwei Jahre ein Preis 
für besonders verdienstvolle Europapoliti-
ker verliehen, unter anderem auch an Hel-
mut Kohl, Angela Merkel und Jean-Claude 
Junker. (3) Seine Nachfahrin Barbara Couden-
hove-Kalergi schrieb Anfang 2015 in ihrer 
Kolumne für den österreichischen Standard, 
dass «jetzt für Europa eine Epoche der Völ-
kerwanderung und Masseneinwanderung 
einbricht, die die Bevölkerungsstruktur Eu-
ropas noch gehörig durcheinanderbringen 
wird. Es ist unumkehrbar. Europa bekommt 
ein neues Gesicht, ob es den Alteingeses-
senen passt oder nicht. Wir leben in einer 
Ära der Völkerwanderung. Sie hat eben erst 
begonnen und sie wird mit Sicherheit noch 
lange nicht zu Ende sein.» (4)  

Inzwischen weht in großen Teilen der 
deutschen Gesellschaft und sogar in man-
chen Medien ein anderer Wind. Doch der 
Schaden ist bereits angerichtet.
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Sutherland,  
Swing, Sarkozy 

Am 30. September 2015 veröffentlichte 
der amerikanische «Council on Foreign Re-
lations» (Rat für auswärtige Beziehungen) ein 
Interview mit Peter Sutherland. Der Ire war 
vor seinem Ableben im Jahr 2018 UNO-Son-
derberichterstatter für Migration. Suther-
land sprach über vermeintlich «widerliche» 
(«foul») Twitter-Nachrichten (Tweets), die 
bei ihm hereinkamen: «Je widerlicher sie 
werden, desto erfreuter bin ich, denn jeder 
Idiot oder Nicht-Idiot, der die Tweets liest, 
die besagen, dass ich dazu entschlossen bin, 
die Homogenität der Völker zu zerstören, hat 
verdammt recht, ich bin dazu entschlossen. 
Wenn ich es morgen tun könnte, würde ich es 
tun, inklusive meines eigenen [Volkes].» (5) Ein 
Statement, das Sutherland in der Art schon 
mehrfach zuvor getroffen hatte. (6) William 
Swing, der Generaldirektor der UNO-Unter-
organisation «International Organization for 
Migration», der neben Sutherland saß, fügte 
unterstützend hinzu: «Migration in großß-
em Ausmaß ist unvermeidbar, notwendig 
und wünschenswert […] Als Erstes müssen 
wir das öffentliche Narrativ über Migrati-
on ändern. Jetzt ist es toxisch. Es ist giftig. 
Migration hat einen schlechten Namen. […] 
Die Menschen haben Ängste. […] wir müssen 
ihnen erzählen, dass sie nichts mit der Wirk-
lichkeit zu tun haben!» (5) 

Nicolas Sarkozy, Präsident des EU-Staa-
tes Frankreich von 2007 bis 2012, bemühte 
erst gar nicht den Vorwand wirtschaftlicher 
oder humanitärer Gründe für Einwanderung, 
sondern sagte am 17. Dezember 2008 in Pa-
laiseau, einem Stadtteil von Paris, unverfro-

ren: «Das Ziel ist die Rassenvermischung. 
Die Herausforderung der Vermischung der 
verschiedenen Nationen ist die Herausforde-
rung des 21. Jahrhunderts. Es ist keine Wahl, 
es ist eine Verpflichtung! Es ist zwingend! 
Wir können nicht anders, wir riskieren sonst 
Konfrontationen mit sehr großen Problemen 
[…], deswegen müssen wir uns wandeln und 
werden uns wandeln. Wir werden uns alle 
zur selben Zeit verändern: Unternehmen, 
Regierung, Bildung, politische Parteien, und 
wir werden uns zu diesem Ziel verpflichten. 
Wenn das nicht vom Volk freiwillig getan 
wird, dann werden wir staatliche zwingende 
Maßnahmen anwenden!» (7) 

EU und UNO 
Frans Timmermans, von 2019 bis 2023 

Vizepräsident der EU-Kommission, sag-
te in einer Rede während des sogenannten 
«Grundrechte-Kolloquiums der EU» im Ok-

tober 2015: «Diversität ist die Bestimmung 
der Menschheit. Selbst an den abgelegensten 
Orten dieses Planeten wird es keine Nation 
geben, deren Zukunft keine Diversität bein-
haltet. Darauf bewegt sich die Menschheit zu. 
[…] Europa wird divers sein, genauso wie alle 
anderen Teile der Welt divers sein werden.» 
(8) Die EU geht schon lange offen mit ihren 
Plänen um, mehr Flüchtlinge (aus eigentlich 
sicheren Drittstaaten, siehe S.10 f.) dauerhaft 
nach Europa umzusiedeln. Schon 2009 emp-
fahl ein Bericht der EU-Kommission mit dem 
Titel «Das gemeinsame Neuansiedlungspro-
gramm der EU»: «[D]ie Neuansiedlungsakti-
vitäten der EU sollten ausgeweitet werden». (9) 

Hinzu kommt, dass die Migrationswellen 
auch erklärte UN-Politik zu sein scheinen. Für 
schrumpfende Bevölkerungen in bestimm-
ten Staaten sah die UN in einem gewichti-
gen Dokument nicht etwa eine Erhöhung der 
Geburtenraten durch familienfreundliche 
Politik vor, sondern die «Replacement Migra-

EU-Kommissar Dimitris Avramopoulos im Jahr 
2015 über die Bevölkerung in Europa 

«In den nächsten zwei 
Jahrzehnten werden  

mehr als 70 Millionen  
Migranten nötig sein.»

Quelle: sn.at, EU-Kommissar: Brauchen über 70 
Mio. Migranten in 20 Jahren, 03.12.2015 

Foto: European Commission (https://commons.wikimedia.org/wiki/ 
File:Press_Conference_by_Commissioner_Dimitris_Avramopoulos.jpg)  
https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/deed.en 

Die Ausschaltung nationaler Souveränität durch supranationale Organisationen wie die 
EU und die UNO geht Hand mit Hand mit der Auflösung der ethnischen Homogenität, 
zu der sich z.B. der UN-Kommissar Peter Sutherland bekannte (siehe oben). Wer mehr 
über die geplante Schaffung einer Weltregierung oder die «Vereinigten Staaten von 
Europa» erfahren möchte, dem sei die Lektüre der Ausgaben 22, 23 und 24 empfohlen. 

«Ich werde die 
Regierungen dar-

um bitten, zu kooperieren 
und anzuerkennen, dass Souverä-
nität eine Illusion ist - dass Sou-
veränität eine absolute Illusion 
ist, die wir hinter uns lassen müs-
sen. Die Tage, als man sich hinter 
Grenzen und Zäunen verstecken 
konnte, sind längst vorbei.» 

Peter Sutherland (siehe oben) im Interview  
mit dem UNO-Nachrichtenzentrum  

am 2. Oktober 2015 
Quelle: news.un.org, Interview: «Refugees are 
the responsibility of the world…, 02.10.2015 

Foto: World Economic Forum from Cologny, 
Switzerland (https://commons.wikimedia.org/wiki/

File:Peter-Sutherland-2011.jpg)  
https://creativecommons.org/licenses/ 

by-sa/2.0/deed.en 
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tion» (wörtlich übersetzt: Ersetzungsmigra-
tion), also den Bevölkerungsaustausch durch 
Migranten. Der entsprechende Plan wurde 
bereits am 21. März 2000 auf der Webseite der 
UN-Abteilung für Bevölkerungsfragen veröf-
fentlicht, also etwa ein Jahr, bevor die Verei-
nigten Staaten mit ihrem Krieg in Afghanistan 
anfingen, systematisch Flüchtlinge «zu pro-
duzieren» (siehe S.47 ff.). Der Bericht erwägt 
eine «Ersetzungsmigration» für acht wenig 
fruchtbare Länder: Frankreich, Deutschland, 
Italien, Japan, die Koreanische Republik, die 
Russische Föderation, Großbritannien und 
die Vereinigten Staaten sowie zwei Regionen 
(Europa und die Europäische Union). «Erset-
zungsmigration bezieht sich auf die interna-
tionale Migration, die erforderlich wäre, um 
den Rückgang der Bevölkerungszahl, den 
Rückgang der Bevölkerung im erwerbsfähi-
gen Alter und die allgemeine Alterung der Be-
völkerung auszugleichen», definierte die UN 
den Begriff. (10) Der Plan, weiße Mehrheitsbe-
völkerungen in westlichen Staaten zu erset-
zen, wird mit der Existenz dieses Dokuments 
bestätigt, was die Massenmedien jedoch nicht 
daran hindert, den Hinweis auf eine solche 
Agenda als «krude» oder «rassistische Ver-
schwörungstheorie» zu bezeichnen. 

Auf der UN-Webseite wurden sechs 
Pressemitteilungen über den UN-Bericht in 
Englisch, Deutsch, Französisch, Spanisch, 
Russisch und Japanisch angeboten. Aller-
dings sucht man den Begriff «Ersetzungs-
migration» (ergo «Bevölkerungsaustausch 
durch Migration») in der deutschen Version 
vergeblich. Darin wird dieser Begriff viel-
mehr in «Bestandserhaltungsmigration» um-
gelogen (11), was natürlich (abgesehen von der 
Nutzvieh-Konnotation) viel positiver klingt 
- nämlich so, als würde man das deutsche 
Volk nicht austauschen, sondern «erhalten» 
wollen. Allein an diesem Täuschungsmanöver 
kann man aber erkennen, worum es der UN 
wohl geht: Das deutsche und ihm verwand-
te Völker auszutauschen und es zusätzlich im 
Unklaren darüber zu lassen.

UN-Migrationspakt 
Um ein dickes Ausrufezeichen hinter das 

Dokument aus dem Jahr 2000 zu setzen, ver-
abschiedeten die UN-Mitgliedsstaaten im 
Dezember 2018 fast einhellig den «Globalen 
Pakt für eine sichere, geordnete und regu-
läre Migration», kurz: UN-Migrationspakt. 
Lediglich ein gutes Dutzend Länder stimm-
te gegen den Pakt oder enthielt sich. (12) Das 
Ziel dieses internationalen Vertrags war die 
Abschaffung der illegalen und irregulären 
Migration durch Legalisierung der Migration 
auf globaler Ebene. In etwa so, als würde man 
Einbruch und Betrug durch deren Legalisie-
rung bekämpfen. So kann man in kürzester 

Zeit erstaunliche Erfolge bei der Kriminali-
tätsbekämpfung verzeichnen, nämlich indem 
man die zugrunde liegenden Handlungen 
einfach umdeklariert. Der Migrationspakt 
sei deshalb «brisant», weil er «Missstände in 
der heutigen Migrationspolitik zementieren» 
wolle, notierte die Basler Zeitung. Dies ge-
schehe «ohne demokratische Legitimation, 
denn weder Parlament noch Stimmbevölke-
rung haben dazu etwas zu sagen». (13) 

«Mit der New Yorker Erklärung für 
Flüchtlinge und Migranten haben wir eine 
politische Erklärung und ein Paket von Ver-
pflichtungen angenommen. Wir bekräftigen 
diese Erklärung in ihrer Gesamtheit und 
bauen mit dem nachstehenden Kooperati-
onsrahmen auf ihr auf», ist im endgültigen 

Vertrag zu lesen. (14) Der Vertrag basiert also 
auf der am 19. September 2016 verabschie-
deten New Yorker Erklärung der UNO, deren 
Inhalte noch weit mehr preisgeben als der 
Migrationspakt selbst. Des Pudels Kern er-
fährt man in Punkt 24 der New Yorker Erklä-
rung: «Wir erklären erneut, dass Menschen 
gemäß dem Grundsatz der Nichtzurückwei-
sung an Grenzen nicht zurückgewiesen wer-
den dürfen.» (15) 

Von illegal zu legal 
Das bedeutet: Alle Menschen, die in den 

Ländern ankommen, müssen umgehend 
aufgenommen und mindestens einmal lang-

Der Karlspreis wird in der Regel alljährlich in Aachen 
für Leistungen rund um die europäische Einigung 
verliehen. Der erste Karlspreisträger im Jahr 1950 
war Richard Coudenhove-Kalergi, der nicht nur eine «eurasisch-negroide 
Zukunftsrasse» voraussah (siehe S.5), sondern der auch als einer der Urväter 
der EU gilt. Preisträger im Jahr 2024 war Pinchas Goldschmidt, Präsident der 
Konferenz der Europäischen Rabbiner, welcher u.a. 2021 das Burka-Verbot 
in der Schweiz bemängelt hatte. (1) Ebenso wird alle zwei Jahre ein eigener 
«Coudenhove-Kalergi-Europapreis» verliehen. 
Quelle: 1. juedische-allgemeine.de, Oberrabbiner verurteilt Burka-Verbot in der Schweiz, 
08.03.2021 

«Der Einfluss des Blutadels sinkt, 
der Einfluss des Geistesadels wächst. 

Diese Entwicklung, und damit das Chaos 
moderner Politik, wird erst dann ihr Ende 
finden, bis eine geistige Aristokratie die 
Machtmittel der Gesellschaft: Pulver, Gold 
und Druckerschwärze an sich reißt und 
zum Segen der Allgemeinheit verwendet. 
[…] Eine entscheidende Etappe zu diesem 
Ziel bildet der russische Bolschewismus, 
wo eine kleine Schar kommunistischer 
Geistesaristokraten das Land regiert und 
bewusst mit dem plutokratischen Demo-

kratismus bricht, der heute die übrige Welt beherrscht.»
Richard Coudenhove-Kalergi, Initiator der europäischen Vereinigung, in seinem Buch 

«Praktischer Idealismus» von 1925 

Wen Coudenhove-Kalergi mit «Geistesadel» meinte, könnte  
uns in kommenden Ausgaben noch beschäftigen.

Richard Coudenhove-Kalergi
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wierig überprüft werden. Damit ver-
trägt es sich natürlich nicht, dass Staaten, 
wie es das Konzept «Staat» nunmal vorsieht, 
illegale Grenzübertritte direkt verhindern 
bzw. unter Strafe stellen - oder dies nach 
heutigem Gesetz zumindest tun sollten. 
Daher sieht Punkt 33 der New Yorker Erklä-
rung, noch zurückhaltend, vor, die Straftat 
eines illegalen Grenzübertritts in Zukunft 
zu entkriminalisieren: «In Bekräftigung 
dessen, dass alle Personen, die internatio-
nale Grenzen überschritten haben oder zu 
überschreiten versuchen, das Recht auf ein 
ordnungsgemäßes Verfahren zur Bewertung 
ihres Rechtsstatus und der Bedingungen 
ihrer Einreise und ihres Aufenthalts haben, 
werden wir die Prüfung von Regelungen er-
wägen, die grenzüberschreitende Bewegun-
gen unter Strafe stellen.» (15) Widersprechen 
nationale Gesetze dieser übergeordneten 
UN-Agenda, sollen sie offenbar «geprüft» 
und damit wahrscheinlich früher oder spä-
ter aufgehoben werden. In der Sendung 
«Was nun?» des ZDF vom 13. November 2015 
sagte Angela Merkel zu der Kritik an ihrem 
Kurs in der Flüchtlingskrise genau das, was 
in der New Yorker Erklärung zum Ausdruck 
kommt: «Ich kämpfe für den Weg, den ich 
mir vorstelle, für meinen Plan, den ich habe 
[…], aus Illegalität Legalität zu machen.» (16)  

Migration als 
Wunschzustand? 

Anstatt anzuerkennen, dass das Verlas-
sen der Heimat (oft auf ewig) schon histo-
risch fast nie aus reiner Abenteuerlust ge-

schah, sondern notgedrungen stattfand, 
und darüber hinaus in zahlreichen Konflik-
ten mit den Einwohnern des Zielgebietes 
mündete, malt die New Yorker Erklärung 
die Verschiebung von großen Völkermassen 
über den ganzen Planeten in den schöns-
ten Farben: «Migranten können auf positive 
und tiefgreifende Weise zur wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung ihrer Aufnah-
megesellschaften und zur Schaffung von 
globalem Wohlstand beitragen. Sie können 
in ihren Aufnahmegesellschaften demo-
graphischen Trends, Arbeitskräftemangel 
und anderen Herausforderungen begegnen 
helfen und bereichern die Volkswirtschaf-
ten dieser Länder durch neue Kompeten-
zen und Dynamik», heißt es unter Punkt 46. 

(15) Schon im nächsten Satz liest man: «Wir 
sind uns des Nutzens der Migration für die 
Entwicklung der Herkunftsländer bewusst, 
unter anderem durch den aktiven Beitrag 
der Diaspora zur wirtschaftlichen Entwick-
lung und zum Wiederaufbau.» (15) Nur, wer 
soll die Herkunftsländer aufbauen, wenn 
nicht diejenigen, die dort leb(t)en? Im Nar-
rativ von UN und Co. sind Migranten, die 
in den Westen einreisen, die Grundlage 
für einen regelrechten Wirtschaftsboom. 
Fast ein Jahrzehnt nach der ersten großen 
Masseneinwanderungswelle hat sich die-
ses Versprechen mitnichten bewahrhei-
tet - im Gegenteil (siehe S.50 ff.). Nicht nur 
das, denn das Narrativ der UN und weiterer 
Migrationsbefürworter bekommt bereits 
Risse, wenn man erstens fragt, warum die-
ser Boom dann nicht in den Heimatländern 
der Geflüchteten eintritt und zweitens fest-

stellt: Eine nicht vorhandene industrielle 
Basis in den Heimatstaaten bedeutet eine 
stetige Flucht der Bevölkerung vor den dor-
tigen Zuständen, also eine Dauermigration, 
die das Problem nur weiter verschärft. Um 
diesen Kreislauf zu stoppen, müsste in den 
Herkunftsländern Wohlstand geschaffen 
werden, was nur geschehen kann, wenn die 
angeblich so wertvollen Arbeitskräfte nicht 
in Massen ihre eigenen Länder verlassen. 
Indem die UNO aber den Nutzen der Migra-
tion für Herkunfts- und Zielländer betont, 
soll dieser Teufelskreis augenscheinlich 
kein Ende nehmen. 

Im Migrationspakt von 2018 lautet es 
gleichklingend: «Migration war schon im-
mer Teil der Menschheitsgeschichte, und 
wir erkennen an, dass sie in unserer globali-
sierten Welt eine Quelle des Wohlstands, der 
Innovation und der nachhaltigen Entwick-
lung darstellt […].» (14) Nebenbei bemerkt, 
lässt sich hier auch einer von vielen Wider-
sprüchen im anfangs erwähnten Schuldkult 
erkennen: Denn man kann den Migrations-
fluss von Drittweltländern in den Westen, 
also die massenweise Abwanderung von 
lokalen Arbeits- und Fachkräften, die das 
Herkunftsland aufbauen könnten, nicht be-
jubeln und gleichzeitig darüber klagen, dass 
der Westen auf Kosten der Drittweltländer 
lebt und wirtschaftet. 

Soft Law 
Auf eine Kleine Anfrage der AfD-Frak-

tion zu den vorbereitenden Verhandlungen 
über den UN-Migrationspakt antwortete 

Nicolas Sarkozy und seine Ehefrau Carla Bruni 
Sarkozy 2009 beim G-20-Treffen in den USA 

Die Berliner Morgenpost am 9. Juli 2024 
über Carla Bruni Sarkozy 

Nicolas Sarkozy: «Rassenvermischung» und Filzpolitik 

Die moralische Integrität von Nicolas Sarkozy, der die «Rassenvermischung» 
als «Ziel» angab (siehe S.6), steht allgemein sehr in Frage. 
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die Bundesregierung im April 2018: «Na-
tionale Hoheitsrechte werden durch den 
Globalen Migrationspakt weder einge-
schränkt noch übertragen. Rechtliche Ver-
pflichtungen werden nicht begründet.» (17) 

Dass ein «Pakt» (lat. pactum = Vertrag), der 
also eigentlich ein wechselseitig bindender 
Vertrag ist, doch nicht bindend, also kein 
Vertrag sein soll, ist für den Normalbürger 
nicht so leicht nachvollziehbar. Ein solches 
Konstrukt stammt aus dem Anglo-Ame-
rikanischen und wird dort als «Soft Law» 
(«sanftes / weiches Recht») bezeichnet. Da-
mit sind nicht-bindende Erklärungen oder 
Absprachen gemeint, die nur allgemeine 
Tendenzen, gewünschte Entwicklungen 
und Empfehlungen enthalten. Sie werden 
vor allem von internationalen Organisati-
onen angewendet. Auf Wikipedia heißt es 
dazu: «Soft Law ist eine Bezeichnung für 
nicht verbindliche Übereinkünfte, Absichts-
erklärungen oder Leitlinien. Im Gegensatz 
zum Hard Law, zu dessen Vollzug sich die 
Beteiligten verbindlich verpflichten, stellt 
das Soft Law eine weniger strenge Selbst-
bindung dar, wobei dies nicht zwangsläufig 
Wirkungslosigkeit impliziert. […] Trotz der 
fehlenden formalen Bindungswirkung, z.B. 
der Resolutionen der UN-Generalversamm-
lung, aber auch von Erklärungen anlässlich 
internationaler Konferenzen oder von Be-
schlüssen anderer Organisationen, können 
diese [Übereinkünfte] als gleichartige Wil-
lensbekundungen einer Vielzahl von Staa-
ten zur Entstehung von Gewohnheitsrecht 
beitragen.» (18) 

«Unverbindlich» 
Den Bürokraten der UN war offenbar 

klar, dass sich an einem verpflichtenden 
Vertrag über die Steuerung der Massen-
migration eine Reihe von Staaten nicht be-
teiligen würde. Dafür genügt nicht nur eine 
Unterschrift der Regierenden, es müssen 
auch die Parlamente in einer öffentlich-
keitswirksamen Debatte per Gesetz zu-
stimmen, wodurch weite Teile der Bevöl-
kerung hellhörig werden. Da bietet sich ein 
«Soft-Law-Pakt» als eine listige Möglichkeit 
an, wie die Ratgeberseite «WikiHow» be-
schreibt: «Je langsamer und kontroverser 
der politische Konsens zwischen verschie-
denen Staaten über die Bühne geht, umso 
wahrscheinlicher ist es, dass Soft Law zum 
Einsatz kommt, um den fehlenden politi-
schen Konsensus zu umgehen und zumin-
dest jenen Staaten ein Fortkommen zu er-
möglichen, die Interesse an der Lösung des 
Problems haben. Gleichzeitig kann versucht 
werden, andere Staaten zur Mitarbeit zu 
bewegen, um irgendwann einen binden-
den Vertrag mit entsprechenden Rechten 

und Pflichten zu erarbeiten. In diesen Fäl-
len kann mit Soft-Law-Übereinkünften Zeit 
erkauft werden, um Unstimmigkeiten und 
rivalisierende Sichtweisen der verschie-
denen Vertragsparteien zu klären und das 
Ergreifen von wichtigen Maßnahmen zu 
fördern. Durch Soft-Law-Übereinkünfte 
kann ein gewisser Spielraum aufrechter-
halten werden, während die engagierteren 
Staaten weiterhin daran arbeiten können, 
potenzielle Trittbrettfahrer-Staaten davon 
zu überzeugen, dass eine aktive Beteili-
gung in einem gemeinschaftlichen Aktions-
plan durchaus auch in deren Interesse sein 
kann.» (19) Der Soft-Law-Migrationspakt der 
UN ist also in seiner vordergründigen Un-
verbindlichkeit keine harmlose Ideensamm-
lung. Der «Pakt» hat konkrete politische und 
schließlich rechtliche Auswirkungen, die 
ihn in der Realität zu einem mächtigen In-
strument in der internationalen Politik ma-
chen. Die Unverbindlichkeit wird langsam 

zur internationalen völkerrechtlichen Ver-
bindlichkeit transformiert.

Durchführende Organisation des Pro-
zesses zur Schaffung eines «Globalen Pakts 
für Migration» war das «Global Forum on 
Migration & Development» (GFDM), zu dem 
der bereits genannte Peter Sutherland ge-
hörte (20), also jener hohe Funktionär, der 
sein Ziel, durch Massenmigration die Ho-
mogenität der europäischen Völker aufzulö-
sen (siehe S.6), offen aussprach. 

Tony Blair 
Ganz im Sinne Sutherlands und des 

UN-Migrationspakts hatte z.B. schon Tony 
Blair gehandelt. Von 1997 bis 2007 war der 
Mann Premierminister Großbritanniens. Als 
solcher fiel er vor allem als «Bushs Pudel» 
auf, der folgsam die Einsatzbefehle Was-
hingtons für den Irakkrieg entgegennahm, 

Frankreichs Prä-
sident Emmanuel 
Macron besuchte 

im September 
2018 das Quar-
tier-d'Orléans, 

eines der ärmsten 
Viertel auf der 
französisch- 

karibischen Insel 
Saint-Martin. Ein 

in den sozialen 
Medien aufge-

tauchtes Foto zeigt 
Macron mit zwei 
jungen Männern. 
Der eine streckt 
den Mittelfinger 
in die Kamera, 
der andere war 

vorbestraft. Haben 
solche Bilder eine 
tiefere symboli-

sche Bedeutung? 
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woraus nicht zuletzt die Migranten-
welle entstand, mit der wir heute zu kämp-
fen haben. Aber Blair produzierte nicht rein 
zufällig auf diese Weise Flüchtlinge, sondern 
hatte auch schon Pläne, wie er hinterrücks 
gleich zwei Millionen davon auf einmal nach 
Großbritannien lotsen könnte. Das gibt das 
Buch «Tony Blair - Die Tragödie der Macht» 
(«Broken Vows: Tony Blair - The Tragedy of 
Power») aus dem Jahr 2016 preis, das auf der 
Grundlage von mehr als 200 Interviews mit 
hohen Staatsbeamten, Ex-Ministern und 
anderen Insidern geschrieben wurde. (21) 
Die brisantesten Enthüllungen des Buches 
betreffen Blairs jüdische Immigrationsmi-
nisterin Barbara Roche, die ganz im Stillen 
eine Politik zur Veränderung Großbritanni-
ens betrieben habe. Schon bei ihrer Amts-
einführung habe sie zu einem hohen Beam-
ten gesagt: «Asylbewerbern sollte es erlaubt 
werden, in Großbritannien zu bleiben. Die 
Abschiebung dauert zu lange und ist emo-
tional zu negativ belastet.» - «Es war klar, 
dass Roche mehr Immigranten in Großß-
britannien haben wollte», zitierte die Daily 
Mail Stephen Boys Smith, den damaligen 
Leiter der Immigrationsabteilung im Innen-
ministerium. Die Blair-Ministerin «sah es 
nicht als ihre Aufgabe an, den Zugang nach 
Großbritannien zu kontrollieren, sondern 
vor dem Hintergrund einer umfassenderen 
Perspektive wollte sie uns den Nutzen einer 
multikulturellen Gesellschaft beibringen». 

Betrügerische Asylbewerber seien mit-
hilfe von Arbeitsgenehmigungen als Wirt-

schaftsmigranten legalisiert worden. Be-
amte wurden laut den Berichten instruiert, 
die Liste der zugelassenen Asylbewerber zu 
erweitern, damit zum Beispiel auch Nigeria-
ner und Afghanen Asyl beantragen konnten. 
Sogar abgewiesene Bewerber seien in den 
Genuss von Sozialleistungen gekommen, 
«und die Aussicht auf leicht verdientes Geld 
verbreitete sich in der ganzen Welt, mit der 
Folge eines steilen Anstiegs der Asylbewer-
berzahlen», schrieb Blair-Biograf Tom Bo-
wer in dem genannten Werk. «Die Regeln für 
den Familiennachzug und die Immigration 
von Studenten wurden dramatisch gelo-
ckert», zitierte ihn die Daily Mail. Allein im 
Jahr 2002 habe Blair auch 150'000 Arbeits-
erlaubnisse genehmigt: «Die meisten Emp-
fänger, einschließlich ungelernter Kräfte, 
wurden später britische Staatsbürger.» (22) 

Kein geringerer als Andrew Neather, seiner-
zeit Berater von Tony Blair, hatte von dieser 
geheimen Operation zur Einschleusung von 
Migranten schon 2009 gesprochen. Laut 
Neather war es das Ziel, aus dem Königreich 
unter sozialdemokratischer Herrschaft ein 
«absolut multikulturelles Land» zu machen. 
Vor diesem Hintergrund habe Großbritanni-
en allein am Anfang des neuen Jahrtausends 
etwa 2,3 Millionen neue Einwanderer ins 
Land gelassen. (23)  

Angela Merkel 
Die mit dem «Europapreis» der «Cou-

denhove-Kalergi Stiftung» (siehe S.5) ausge-
zeichnete deutsche Kanzlerin Angela Merkel 
stellte in Sachen fahrlässige Migrationspoli-
tik jedoch alles in den Schatten, was man bis 

Wie der Rechtsprofessor Udo di Fabio damals betonte, ist der Bund «aus verfassungsrechtlichen Grün-
den […] verpflichtet, wirksame Kontrollen der Bundesgrenzen wieder aufzunehmen, wenn das gemein-
same europäische Grenzsicherungs- und Einwanderungssystem vorübergehend oder dauerhaft gestört 
ist.» (1) Und das war spätestens mit der Nicht-Anwendung der Dublin-Regelung der Fall. Angela Merkel 
ließ die Grenzen aber trotzdem nicht schützen. 
Quelle: 1. bayernkurier.de, Bund ist verpflichtet, die Staatsgrenzen zu sichern, 12.01.2016 

Jahr 2000: Die UNO empfahl Europa 
160 Millionen Migranten in 25 Jahren 

Der nackte 

Wahnsinn!  Trotz der forcierten Bevölkerungsflut nach Mitteleuropa wird bis 2025 nicht mal die Hälfte der von 
der UNO nahegelegten Zahl erreicht werden. Ginge es nach den Entscheidern auf den höchsten 
Ebenen, wäre die Heimatbevölkerung in vielen Staaten schon heute zu einer klaren Minderheit de-
gradiert worden. 

«Die UNO schätzt, dass 160 Millionen Immigranten benötigt werden, um die Demographie der EU auszugleichen. Da 
Europa immer älter wird, wird es bis 2025 fast 160 Millionen zusätzliche Arbeitsmigranten benötigen. Und Frankreich, 
das derzeit etwa 100'000 Einwanderer pro Jahr aufnimmt, müsste diese ‹Quote› im nächsten Vierteljahrhundert um 
das 7,6-fache erhöhen. Dies sind nur einige der krassen Zahlen, die in einem vorläufigen Bericht der Bevölkerungsab-
teilung der Vereinten Nationen genannt werden, der diese Woche in New York veröffentlicht wurde. […] Das Verhältnis 
zwischen Erwerbstätigen und Nichterwerbstätigen, das derzeit zwischen 4 und 5 Arbeitnehmern und einem Rentner 
liegt, wird sich in den nächsten 25 Jahren grob gesagt halbieren. Durch eine einfache mechanische Projektion kommen 
die UN-Demographen zu dem Schluss, dass Europa bis 2025 24 Millionen Einwanderer benötigen würde, um seine 
Erwerbsbevölkerung auf dem absoluten Niveau von 1995 zu halten. Wenn es darum geht, das derzeitige Gleichgewicht 
zwischen Erwerbstätigen und Nichterwerbstätigen zu erhalten, steigt der Bedarf an ausländischen Arbeitskräften so-
gar auf 159 Millionen Menschen, davon 23 Millionen in Frankreich, 26 Millionen in Italien und sogar 44 Millionen in 
Deutschland. Bei vergleichbarer Argumentation kommt die UNO übrigens auf ähnlich beeindruckende Zahlen für 
Japan (92 Millionen theoretisch benötigte Einwanderer) oder die USA (150 Millionen).» 

Die französische Zeitung Libération im Januar 2000 
Quelle: liberation.fr, L'immigration, un remède pour la vieille Europe, 06.01.2000 

Das deutsche Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) auf Twitter
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anhin kannte. Spätestens in der Nacht vom 4. 
auf den 5. September 2015, als sie gemein-
sam mit Österreichs Kanzler Werner Fay-
mann die deutschen und österreichischen 
Grenzen öffnete, um die in Ungarn gestopp-
ten Menschenmassen nach Deutschland zu 
leiten, hatte sie ihren Namen als «Flücht-
lingskanzlerin» redlich verdient. Merkel be-
schloss damals ohne Konsultation des deut-
schen Bundestages, Flüchtlinge aus Ungarn 
auch ohne Registrierung und Prüfung des 
Asylanspruchs nach Deutschland einreisen 
zu lassen. Die Bundespolizei wurde von der 
Regierung direkt angewiesen, Ausländer, 
die ohne Aufenthaltstitel die Grenze über-
schreiten wollten, nicht aufzuhalten. Zum 
Aufhalten war die Bundespolizei aber nach 
dem Aufenthaltsrecht de jure verpflichtet. 
Ein klarer Rechtsbruch. Der Spiegel schrieb 
über die damalige Zeit: «Als über Monate die 
Grenzen offenstanden, ohne dass jemand im 
Kanzleramt Anstalten machte, einmal nach-
zufragen, wer da eigentlich ins Land kom-
me, begannen sich die Männer Sorgen zu 
machen, die für die Sicherheit unseres Lan-
des zuständig sind. Nacheinander wurden 
sie in Berlin vorstellig, um auf eine Kontrol-
le der Grenzen zu dringen: der Verfassungs-
schutzchef Hans-Georg Maaßen, der Chef 
der Bundespolizei, Dieter Romann, und 
auch der Chef des BND, Gerhard Schindler. 
[…] Über Romann heißt es, dass er sich die 
Weisung, untätig zu bleiben, schriftlich ge-
ben ließ, damit ihn niemand später wegen 
Pflichtverletzung würde belangen können.» 
(24) 

Ein starkes Stück, wenn man bedenkt, 
dass die Bundesrepublik Deutschland ein 
parlamentarisches Regierungssystem hat 
und die Gewaltenteilung im Grundgesetz 
verankert ist. Der Vorgang zeigt, dass trotz 
all der Sicherheitsmechanismen ein einzi-
ger Mensch in der entsprechenden Position 
die demokratische Grundordnung umge-
hen kann. So stellt auch Dietrich Murswiek, 
emeritierter Professor für öffentliches Recht 
an der Albert-Ludwigs-Universität Frei-
burg, fest: «Die Öffnung der Schleusen für 
über eine Million ‹Flüchtlinge› allein im Jahr 
2015 ist hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf 
die Zukunft der Bundesrepublik Deutsch-
land und des deutschen Volkes von äußß-
erster Dramatik. Die Zusammensetzung des 
Volkes und seine Identität, die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung, die Aufgabenlast 
der Kommunen und Landkreise, die Folge-
zwänge für die Bereitstellung von Wohnun-
gen, ärztlicher Versorgung und Sozialhilfe, 
die hieraus resultierenden Belastungen des 
Haushalts in Höhe von vermutlich 30 Milli-
arden Euro pro Jahr sind einige Stichwor-
te für solche Auswirkungen. […] Indem die 
Bundeskanzlerin diese Entscheidung aus 

einem moralischen Bauchgefühl heraus 
spontan getroffen hat, ohne zuvor das Parla-
ment zu fragen, hat sie den demokratischen 
Parlamentsvorbehalt eklatant verletzt.» (25)  

Drittstaatenregelung 
Bis heute ist auf der Webseite des deut-

schen Bundesamts für Migration und Flücht-
linge (BAMF) zu lesen: «Bei der Einreise aus 
einem sicheren Drittstaat ist eine Anerken-
nung der Asylberechtigung ausgeschlossen.» 
(26) Personen, die aus einem sicheren Staat 
bzw. Drittstaat, also z.B. alle Nachbarländer 
Deutschlands, kommen, dürfen eigentlich 
gar keinen Asylantrag in Deutschland stel-
len - eine Regel, die auch 2024 vor unser aller 
Augen auf eklatanteste Weise verletzt wird. 
Wenn sie es doch tun, muss das Bundesamt 
deren Abschiebung anordnen und sie in den 
Staat, über den sie eingereist sind, zurück-
führen. «‹Bild›-Informationen zufolge habe 
die Bundesregierung bereits im September 
erwogen, Teile der Grenze zu schließen. In 
der Nacht des 13. September habe ein 30-sei-
tiger Einsatzbefehl für 21 Hundertschaften 
der Bundespolizei in Kraft treten sollen, in 

dem es hieß: ‹Nichteingereiste Drittstaats-
angehörige sind zurückzuweisen, auch im 
Falle eines Asylgesuchs.› Merkel habe dieses  
Vorgehen erst in letzter Minute in einem 
Telefonat mit Innenminister de Maizière ge-
stoppt», berichtete Focus-Online im Dezem-
ber 2015. (27) 

Die Zahl der nach Deutschland einrei-
senden Menschen, die aufgrund der Dritt-
staatenregelung kein Recht auf Asyl haben 
und sich trotzdem weiterhin im Land auf-
halten, ist bis heute enorm. Wie Welt-Online 
2017 berichtete, gehörte die direkte Einreise 
ohne sicheren Drittstaat schon 2016 zur ab-
soluten Ausnahme: «Im vergangenen Jahr 
hätten nur etwa 1000 Migranten ein Asylver-
fahren in Deutschland durchlaufen müssen, 
wenn auf die Prüfung von Personen, die über 
sichere Staaten einreisten, verzichtet wor-
den wäre. Das geht aus Zahlen der Bundes-
polizei hervor. […] Nur für diese insgesamt 
etwa 1000 Asylsuchenden wäre Deutschland 
zwingend zuständig, wenn die Vorgaben des 
Grundgesetzes und der Dublin-Verordnung 
vollständig umgesetzt würden. Alle anderen 
280'000 Migranten, die 2016 unter Berufung 

Sebastian Striegel war von April 2011 bis Juni 2023 
Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen im Landtag von Sach-
sen-Anhalt. Im März 2015 schrieb er auf Twitter 
(heute «X»): «Zuwanderung bis zum Volkstod». 
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auf das Asylrecht einreisten, waren 
vorher bereits in Sicherheit. Deutschland ist 
ausnahmslos von sicheren Drittstaaten [bzw. 
Staaten] umgeben.» (28) Die damalige Kolumne 
von Jan Fleischhauer auf Spiegel-Online traf 
es auf den Punkt: «Es gibt kein Gesetz, das 
von Deutschland verlangt, diese Flüchtlin-
ge aufzunehmen. Schon das Wort Flüchtling 
ist in dem Fall ein merkwürdig unpassender 
Begriff. Bei den Einreisenden handelt sich 
ausnahmslos um Menschen, die von einem 
sicheren Ort in Europa an einen anderen 
umsiedeln wollen, ohne dass sie für die legale 
Einreise über die erforderlichen Dokumente 
verfügen.» (29) Nebenbei: Darüber, ob Staa-
ten wie Afghanistan, Syrien, Eritrea, Somalia 
usw. heute überhaupt als «unsichere Staa-
ten» zu bezeichnen sind, ließe sich prächtig 
streiten (siehe S.31 u. 47). 

Dublin-Verordnung 
Deutschland wäre auch nach der bereits 

genannten Dublin-III-Regelung der EU, die 
das Grundgesetz theoretisch überlagert, für 
die meisten Asylantragssteller nicht verant-
wortlich. Nach den Dublin-Verträgen muss 
ein Asylbewerber seinen Antrag dort stellen, 
wo er erstmals europäischen Boden betrat. 
Weiterreisende Migranten könnten also in 
die zuständigen EU-Ersteinreisestaaten zu-
rückgeführt werden. Da kaum ein Migrant 
in Deutschland zuerst europäischen Boden 
betritt, müsste auch kaum ein Asylverfahren 
in Deutschland geführt werden. Am 25. Au-
gust 2015 bestätigte das deutsche Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) über 
Twitter jedoch, dass syrische Flüchtlinge 
nicht abgeschoben werden. «Dublin-Ver-
fahren syrischer Staatsangehöriger werden 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt weitestge-
hend faktisch nicht weiter verfolgt», lautete 
es in dem Twitter-Beitrag des BAMF weiter. 
(30) Wie der Rechtsprofessor Udo di Fabio 
damals betonte, ist der Bund «aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen […] verpflichtet, 
wirksame Kontrollen der Bundesgrenzen 
wieder aufzunehmen, wenn das gemein-
same europäische Grenzsicherungs- und 
Einwanderungssystem vorübergehend oder 
dauerhaft gestört ist.» (31) Und das war spä-
testens mit der Nicht-Anwendung der Dub-
lin-Regelung der Fall. Angela Merkel ließ 
die Grenzen aber trotzdem nicht schützen. 
Wenn sich Deutschland weder an die eige-
ne Verfassung noch an das höhere EU-Recht 
hält, dann handelt es sich auf beiden Ebenen 
(national und international) um einen klaren 
Rechtsbruch - ganz davon abgesehen, dass 
die Ausschaltung nationalen Rechts durch 
supranationale Organisationen wie die EU 
sowieso eine gefährliche Entwicklung dar-
stellt (Ausgaben 23,24).

Der Vizepräsident des Bundesverfas-
sungsgerichts, Prof. Dr. Ferdinand Kirch-
hof, sagte 2017 in der Frankfurter Allgemein 
Zeitung: «Den Wenigsten, die zu uns kom-
men, steht das Grundrecht auf Asyl zu.» 
Nach BRD-Recht handele es sich lediglich 
um 0,5% Bleibeberechtigte. (32) Von den offi-
ziell genannten eine Million Migranten im 
Jahr 2015 hätten also nur 5000 das Recht auf 
Asyl gehabt. «Sie hörten auf, ‹Flüchtlinge› 
zu sein, als sie kein Interesse daran zeigten, 
sich nach Ankunft im ersten sicheren Land 
im Asylregister einzutragen», schrieb die 
Washington Times am 18. November 2015 
völlig korrekt. (33) 

Kontrollverlust 
Ein im Münchner Merkur zitierter Pas-

sauer Polizist sagte zu den Ereignissen im 
Jahr 2015: «Die Bundespolizei lässt ganze 
Züge und Busse ohne Registrierung der 
Flüchtlinge durchfahren. […] Die Behörden 
schicken derzeit Sonderzüge mit Flücht-
lingen von Salzburg über München und aus 
Österreich über Passau ohne Zwischenhalt 
nach Köln, Uelzen, Leipzig, Düsseldorf oder 
Mannheim. Auch Busse wurden direkt etwa 
nach Berlin geschickt. […] Die Insassen die-
ser Züge und Busse werden nur gezählt, 
niemand nimmt an der Grenze ihre Perso-

US-Professor spricht in den Tagesthemen 
von Multikulti-Experiment in Deutschland

Foto: New America 
(https://commons.

wikimedia.org/
wiki/File:Yascha_

Mounk_-_2016.jpg) 
https://creativecom-
mons.org/licenses/

by/3.0/deed.en 

In einem Spiegel-Interview sagte Yascha Mounk 
schon im September 2015 zu dem «Experiment»: 
«Wir wissen nicht, ob es funktioniert. Wir wissen 

nur, dass es funktionieren muss.» (1) Eine über Jahrtausende gewachsene 
deutsche Bevölkerung kann also einfach mal in ein soziales Experiment ein-
gespannt werden, dessen Erfolg ungewiss ist. Die naheliegende Frage lautet: 
Warum sollten sich die Deutschen überhaupt darauf einlassen? 
Quelle: 1. Spiegel 40/2015, «Einzigartiges Experiment» 

Deutsche als  

Versuchskaninchen?

Ein Tweet von Kevin Kühnert, damals Vorsitzender der SPD-Jugendorganisation «Jusos» und heute 
Generalsekretär der SPD, vom 10. November 2019. In Bezug auf einen vorherigen Tweet über Artikel 3 
(1) des Grundgesetzes («Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich») fordert Kühnert ein Wahlrecht für 
Ausländer und schiebt zugleich seinen Wunsch nach einer «Umvolkung» hinterher. Vertreter linker 
Parteien halten mit ihren radikalen Ambitionen inzwischen nicht mal mehr hinterm Berg. 

«Wir wagen hier ein historisch einzigartiges Ex-
periment, und zwar, eine monoethnische, mono-

kulturelle Demokratie in eine multiethnische zu ver-
wandeln. […] Dabei kommt es natürlich auch zu vielen 
Verwerfungen.»

Yascha Mounk, Professor für Internationale Beziehungen  
an der Johns-Hopkins-Universität, am 20. Februar 2018 in den  

ARD-Tagesthemen über Deutschland
Quelle: youtube.com, Yascha Mounk: Ein historisch einzigartiges! Experiment 

monoethnische Demokratie ... ARD 20 02 2018, 03.08.2023 
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nalien auf.» (34) Als sie erstmal in Deutschland 
waren, tauchten viele Migranten einfach 
unter. In Niedersachsen z.B. verschwanden 
700 «Flüchtlinge», von denen viele nicht 
registriert waren. (35) Auch in anderen Erst-
aufnahmeeinrichtungen wie im Bayrischen 
Erding verlor man von 580 «Flüchtlingen» 
ohne Registrierung jede Spur. (36) Die Medi-
en waren verwirrt. Wurden die Flüchtlinge 
doch so herzlich mit Beifall und Stofftieren 
am Bahnhof empfangen - und nun waren sie 
einfach verschwunden. Ende 2017 wurden 
in Deutschland Hunderttausende Unterge-
tauchte vermutet. (37) 

«Temporär» 
Von einer «Flüchtlingskrise» zu spre-

chen, war auch sonst von Anfang an verfehlt, 
weil Flüchtlinge temporär in einem Land 
aufgenommen werden und nach überstan-
dener Krise wieder in ihr Heimatland zu-
rückkehren. Angela Merkel verkaufte Anfang 
2016 noch die naive Idee, dass ihre Schütz-
linge mehrheitlich wieder zurück nach Syri-
en gehen würden. Ob sie das wirklich glaub-
te, weiß wohl niemand außer sie selbst. Die 
Kanzlerin sagte richtigerweise, dass nahezu 
keiner der zu uns kommenden Syrer einen 
Asylanspruch bekommen dürfe. Es gebe 
allenfalls ein Bleiberecht nach der Genfer 
Flüchtlingskonvention, auf drei Jahre befris-
tet. Die «Flüchtlinge» müssten wissen: «Es 
ist ein temporärer Aufenthaltsstatus, und 
wir erwarten, dass, wenn wieder Frieden in 
Syrien ist, wenn der IS im Irak besiegt ist, 
dass Ihr auch wieder mit dem Wissen, das 
Ihr bei uns erworben habt, in Eure Heimat 
zurückgeht.» (38) Bisher ist nur ein minima-
ler Prozentsatz wieder gegangen. Und daran 
wird sich wohl kaum etwas ändern. Mittler-
weile ist es sogar amtlich, dass es - zumin-
dest für Syrer - keine Asylgrundlage gibt. 
Das Oberverwaltungsgericht Münster stellte 
fest, dass in Syrien keine allgemeine Gefahr 
mehr bestehe. (39) Offensichtlich unterschied 

und unterscheidet man absichtlich nicht 
zwischen zeitlich begrenzt aufzunehmen-
den und zu schützenden Kriegsflüchtlingen, 
politisch Verfolgten und reinen Armuts-
migranten. Es ging und geht um unbegrenz-
te und ungehinderte millionenfache Ein-
wanderung von Migrationswilligen. 

Lockrufe 
Ende 2015 holten die ARD-Tagesthemen 

Opfer einer Desinformationskampagne vor 
die Kamera. O-Ton: «Deutschland ein Schla-
raffenland, wo Milch und Honig fließen? Mit 
dieser Hoffnung kommen tatsächlich Flücht-
linge, und ihre Erwartungen werden befeu-
ert durch geradezu märchenhafte Erzäh-
lungen in den sozialen Netzwerken. Ihr Ziel 

ist klar: Deutschland, denn dort sind Syrer 
herzlich willkommen. So steht es überall im 
Internet. So sagen es alle. Natürlich auch die 
Schlepper.» Eine Migrantin sprach der ARD 
ins Mikrofon: «In Syrien hat man gehört, dass 
man bei Ankunft gleich ein eigenes Haus be-
kommt. Von Flüchtlingsheimen war nicht die 
Rede. Und Familien sollten gleich bei Ankunft 
5000 Euro bekommen, Alleinreisende 3000.» 
Eine neue Freundin der Migrantin, die selbst 
einst vom Libanon nach Deutschland gekom-
men war, kommentierte: «Ich habe vor eini-
gen Tagen eine Meldung gelesen, dass Frau 
Merkel bis 2017 drei Millionen Flüchtlinge 
will. Und außerdem hat das meine Mutter ja 
auch im Fernsehen gehört. Das war ein ara-
bischer Sender.» (40) 

«Ungarn hat bei uns angefragt, was sie mit den 
tausenden Flüchtlingen machen sollen, die nach 

Deutschland und Österreich wollen. Mir war von Be-
ginn an klar, dass die Antwort nur eine gemeinsame Lö-
sung mit Deutschland sein kann, weil diese Flüchtlinge 
ja weiter nach Deutschland wollen. Und mir war klar, 
dass wir ein Zeichen der Menschlichkeit setzen müssen, 
weil man die Vertriebenen ja nicht vor heruntergelasse-
nen Grenzbalken im strömenden Regen stehen lassen 
kann. Die Antwort war klar: Wir öffnen die Grenze im 
Zeichen der Menschlichkeit.»

Österreichs Bundeskanzler rechtfertigte 
Grenzöffnung mit «Menschlichkeit» 

Foto: Werner 
Faymann (https://

commons.
wikimedia.org/wiki/
File:Portrait_Wer-

ner_Faymann_
(2774738762).

jpg) https://crea-
tivecommons.org/

licenses/by-sa/2.0/
deed.en 

Es gehört schon einiges dazu, die eigenen Grenzen auf-
zugeben, hunderttausende Menschen ungeprüft über die 
Grenze zu lotsen, damit die Sicherheit der eigenen Bevöl-

kerung auf's Spiel zu setzen und dies dann noch als «Menschlichkeit» zu 
verkaufen. Wem sollte ein Staatschef in erster Linie noch gleich dienen? 

Humanitärer 

Gesetzesbruch

Werner Faymann, bis 2016 Bundeskanzler der Republik Österreich, über die gemeinsame 
Grenzöffnung mit Deutschland Anfang September 2015 

Quelle: oe24.at, Faymann für EU-Sondergipfel Mitte September, 05.09.2015 

Auszug aus dem Gästebucheintrag des Ham-
burger Oberbürgermeisters Peter Tschent-
scher an der israelischen Gedenkstätte Yad 

Vashem vom Mai 2023 als Titel auf Bild-Online

Die unverhältnismäßig hohe und nie enden wollende 
Aufnahme von kulturfremden Einwanderern in die Bun-
desrepublik würde auf erheblich größere Widerstände 
stoßen, wenn man die Deutschen nicht seit Jahrzehnten 
mit dem Narrativ einer historischen Kollektivschuld für 
die Weltkriege traumatisieren würde. In unserem Drei-
teiler «100 Jahre Krieg gegen Deutschland» kratzen wir 
am Mythos «Alleinschuld». 
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Viele Neuankömmlinge hatten also 
ein komplett verzerrtes Bild von der Situa-
tion in Deutschland. Und mehrere Urheber 
der gezielt verbreiteten Versprechungen 
sind sehr wohl bekannt: So bezahlte etwa 
das deutsche Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) Anfang 2014 eine 
Produktionsfirma, um einen rührseligen, 
optimistischen Werbefilm für die Einwan-
derung nach Deutschland zu produzieren. 

Darin spaziert ein perfekt frisierter Schau-
spieler in der Rolle eines Irakers in eine 
Aufnahmeeinrichtung in Deutschland. 
Alles passt perfekt: Dolmetscher sofort 
vorhanden, freundlicher Zimmergenos-
se, Wohnung bald in Aussicht. Das Video 
erschien in mindestens acht Sprachen. (41) 
Der aus Pakistan stammende Journalist 
Shams Ul-Haq behauptet in seinem Buch 
«Die Brutstätte des Terrors», der deutsche 

Auslandssender Deutsche Welle habe im 
Vorlauf zur Masseneinwanderung 2015 of-
fenbar massiv Werbung für eine Einwande-
rung in die BRD betrieben. Er schreibt da-
rin: «Mich wunderte bereits damals, dass 
der Sender in dieser Zeit Deutschland so 
besonders lobte, dass es schon übertrieben 
wirkte. Eine reiche Nation, ‹die ausländi-
sche Zuwanderer dringend benötige›, wa-
ren noch die harmlosesten Jubelrufe der 
Journalisten der Deutschen Welle.» (42) Es 
schien, als habe die Regierung im Ausland 
ihre Angel gezielt nach arabischen Migran-
ten ausgeworfen. 

Die «Flüchtlingskanzlerin» 
Eine Bundeskanzlerin, die Selfies mit 

Asylbewerbern machte, welche in Sekun-
den zu Freunden in die Heimat geschickt 
wurden mit der Botschaft, man werde in 
Deutschland sogar von der Staatschefin 
höchstpersönlich freundlich empfangen, 
so etwas führte mitunter zu regelrechten 
Luftschlössern. Man vermittelte mit den 
politisch fahrlässigen Maßnahmen von 
2015 oder den Fotos von Menschen, die von 
Einheimischen klatschend am Bahnhof 
empfangen werden, als wären es Popstars, 
das Bild: Deutschland braucht und will 
euch. Auf die Frage «Was fehlt den Asyl-
bewerbern am meisten?» antwortete eine 
Asylkoordinatorin aus Dachau: «Die In-
formation und Aufklärung. Ich stellte fest, 
dass die Meisten mit völlig unrealistischen 
Vorstellungen und Erwartungen hierher 
kommen. Sie fragen mich oft: ‹Wann be-
komme ich mein Haus und mein Auto?›» (43) 

Az-Online titelte im Februar 2016: «Haus 
versprochen: Flüchtlinge verweigern Ein-
zug in Neubauwohnung». (44) Manchmal 
musste man sich regelrecht die Augen rei-
ben wegen der einladenden Aussagen, die 
Angela Merkels Mund verließen. Sie ver-
lautbarte Anfang September 2015 in einem 
Interview mit der Rheinischen Post: «Das 
Grundrecht auf Asyl für politisch Verfolg-
te kennt keine Obergrenze.» (45) Dem war 
das berühmte «Wir schaffen das!» in der 

Foto: Diskutant1965 (https://
commons.wikimedia.org/wiki/
File:Michael_Wolffsohn.jpg) 
https://creativecommons.org/
licenses/by-sa/4.0/deed.en 

Was der jüdisch-deutsche Historiker mit «Milderung der demogra-
phischen Probleme» meinte? Wenn man es als demographisches 
Problem ansieht, dass die deutsche Bevölkerung verschwindet, 
dann verschlimmert die Migration das Problem. 

Gaza-Krieg: Ägypten macht dicht 

stern.de, 16.10.2023

Ägypten schloss seine Grenze zu Palästina 
unter anderem mit der Begründung, dass es 

selbst mit inneren wirtschaftlichen Proble-
men zu kämpfen habe. Die Kritik an dieser Vorgehensweise blieb in den Main-
stream-Medien milde. Wer jedoch auf die inneren Probleme Deutschlands hin-
weist und wegen ihnen einen Migrationsstopp fordert, wird schnell als «Nazi» 
diskreditiert. 
Man fühlt sich daran erinnert, dass auch Saudi-Arabien und die Golfstaaten 
2015 ihre muslimischen «Glaubensbrüder» aus Syrien nicht im Land haben woll-
ten (siehe S.18 f.). Das lässt neben der Vermutung einer Planung auf höheren 
Ebenen im Übrigen auch darauf schließen, welche «Kultur der Barmherzigkeit» 
allgemein in den Westen gelotst wird. 

Keine Hilfsbereitschaft  

für muslimische «Brüder» 
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Bundespressekonferenz am 31. August 2015 
vorangegangen. (46) Damit war der Qua-
si-Willkommensruf endgültig perfekt. 

Magnet Sozialstaat 
Nach Ansicht der aktuellen Bundes-

tags-Vizepräsidentin Katrin Göring-Eck-
ardt braucht Deutschland nicht nur die 
Einwanderung von «Fachkräften», son-
dern auch von «Menschen, die in unse-
rem Sozialsystem zuhause sind, und die 
sich hier auch zuhause fühlen können». 
Das sagte sie bereits 2013. (47) Der damali-
ge Vizekanzler Sigmar Gabriel wusch die 
Bundesregierung in einem Interview vom 
Oktober 2015 rein und meinte, Kritiker aus 
der CSU täten nur so, «als hätten wir die 
Flüchtlingsbewegung durch innenpoliti-
sche Entscheidungen ausgelöst. Ich halte 
das für eine Verniedlichung des Problems». 

(48) Sicherlich waren innenpolitische Ent-
scheidungen nicht die einzige Ursache für 
den Ansturm nach Deutschland, doch ein 
Blick auf andere EU-Staaten zeigt, dass es 
ohne ebenjene niemals zu solch drama-
tischen Zuständen gekommen wäre. Im 
ebenso sicheren Tschechien hatten in den 
ersten neun Monaten des Jahres 2015 nur 
1115 Menschen einen Asylantrag gestellt (49), 
kaum einen der Balkanrouten-Migranten 
hielt es lange in Ländern wie Griechenland, 
Mazedonien oder Serbien, eben weil diese 
Länder den Neuankömmlingen nicht die-
selben «Geschenke» machten wie Deutsch-
land. Das beweist, dass die Fluchtursachen 
ohne die entsprechenden innenpolitischen 

Entscheidungen niemals zu einer solchen 
Migrationswelle geführt hätten. Wenn also 
ein Bild-Redakteur angesichts der Ausein-
andersetzungen an der mazedonisch-grie-
chischen Grenze 2016 schrieb «[…] Flücht-
linge in Griechenland gefangen. Und ich 
sage ‹gefangen›, weil sie hier nicht bleiben 
wollen. Weil sie wissen, dass dieses arme 
Land ihnen - leider - nichts zu bieten hat» 
(50), zeigte das nur, dass es den Migranten 
nicht allein um Sicherheit ging, sondern 
um alle möglichen persönlichen Vorteile - 
primär um materielle.

Der Anfang vom großen Ansturm auf 
die deutschen Sozialkassen war durch das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts im 
Juli 2012 besiegelt worden, das die bis-
herigen Leistungen für Asylbewerber für 
menschenunwürdig erklärte. Diese lägen 
unterhalb des Existenzminimums. Die 
staatlichen Hilfen für Asylbewerber müss-
ten ungefähr auf das Niveau von Sozialhilfe 
und Hartz 4 erhöht werden, so das Urteil. (51) 

«Fachkräfte», 
«wertvoller als Gold» 

Doch halt: Laut den Versprechungen 
der Politiker- und Medien-Kaste würden 
die Zuwanderer dem deutschen Steuer-
zahler nicht lange auf der Tasche liegen, 
sondern schon bald in Lohn und Brot sein. 
Die offensichtliche Frage, warum man 
nicht erst einmal versuchte, die Millionen 
bereits existierenden Hartz-4-Empfänger 
in den Arbeitsmarkt zu integrieren, an-
statt neue Arbeitskräfte ins Land zu holen, 

wurde im medialen Diskurs ausgeblendet. 
Im November 2015 wurde eine Berechnung 
des Deutschen Instituts für Wirtschafts-
forschung (DIW) von den Medien als Hoff-
nungsschimmer präsentiert. Darin rech-
nete DIW-Präsident Marcel Fratzscher 
vor, dass sich ein «Flüchtling» nach etwa 
sieben Jahren für den deutschen Steuer-
zahler rechnen soll. (52) Der Finanzexperte 
Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen hatte auf 
Welt-Online einige Wochen zuvor etwas 
völlig anderes projiziert: «Es wird eher 
eine Integration in die sozialen Siche-
rungssysteme. […] Die Folge werden mas-
sive Steuererhöhungen sein.» (53) Schon 
2014 titelte die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung, für Prof. Dr. Hans-Werner Sinn, 
den damaligen Chef des Ifo-Instituts für 
Wirtschaftsforschung, sei die Migration 
ein «Verlustgeschäft». (54) Später bekräftigte 
er nochmals, dass die bisherige Migrati-
on eine große Belastung der Staats- und 
Sozialkassen sei. (55) Im Jahr 2024 ist längst 
nicht mehr abzustreiten, dass Fratzscher 
dem Publikum einen Bären aufband und 
Raffelhüschen sowie Sinn langfristig Recht 
behielten (siehe S.50 ff.). 

Zu Beginn der Migrationswelle stell-
ten alle Medien und Politiker, die Neuan-
kömmlinge trotzdem als gut ausgebildete, 
hochmotivierte marktfähige Abiturienten, 
Ärzte und sonstige dringend benötigte 
Fachkräfte vor. Legendär wurde die Aus-
sage des SPD-Kanzlerkandidaten Martin 
Schulz im Juni 2016: «Was die Flüchtlinge 
zu uns bringen, ist wertvoller als Gold.» (56)  

UN und angebundene Thinktanks im Jahr 2022:  
EU braucht bis 2050 Dutzende Millionen Immigranten, «um zu überleben» 

Alljährlich wird der Medienkonsument mit neuen Studien und Empfehlungen der typischen NGOs und Thinktanks kon-
frontiert, die alle im Wesentlichen mit dem Plan der UN-«Ersetzungsmigration» (siehe S.6 f.) konform gehen. Die schon 
jetzt vollkommen ausufernde Aufnahme von Einwanderern reiche noch lange nicht aus, so der Tenor.  
Würde man im umgekehrten Sinne vom «Überleben» Afrikas sprechen, wenn man als Lösung für den hypothetischen 
Rückgang der heimischen, also schwarzen Bevölkerung hunderte Millionen Asiaten und Europäer ansiedeln würde?

«Verschiedene demographische Studien, die von den Vereinten Nationen, 
dem Wittgenstein-Zentrum [österreichische Demographieforscher] und 

dem Center for Global Development [US-Thinktank], führenden Institutionen für die Antizipation der Entwicklung 
der Menschheit, erstellt wurden, bestätigen, dass die EU in den kommenden Jahrzehnten Dutzende Millionen von 
Arbeitskräften benötigt, um zu überleben, und sie wird sie nicht bekommen, wenn sie nicht aufhört, eine Festung 
gegen die Einwanderung zu sein. […] Die UNO schätzt, dass im Jahr 2050 in der EU 60,8 Millionen Arbeitskräfte 
fehlen werden. Das Wittgenstein-Zentrum schätzt den Mangel auf 72,7 Millionen. Das Schlimmste daran ist, dass 
mit der derzeitigen Migrationspolitik nur 23% dieses Bedarfs gedeckt werden können (UNO) bzw. 30% (Wittgen-
stein-Zentrum).» 

Die spanische Tageszeitung La Vanguardia im November 2022 unter dem Titel «Europa braucht 60 Millionen Migranten, um zu überleben» 
Quelle: lavanguardia.com, Europa necesita 60 millones de inmigrantes para sobrevivir, 03.11.2022 
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Integration in den 
Arbeitsmarkt?  

Für diese kühne Behauptung gab es aber 
nicht den Hauch eines Anhaltspunktes. Im 
Gegenteil: Der größte Teil der vermeintli-
chen Wirtschaftsbeglücker hatte keine höhere 
Schul- oder Berufsausbildung. Man hatte es 
sogar mehrheitlich mit Analphabeten zu tun, 
die die Schriftsprache nicht einmal in ihrer 
Muttersprache beherrschten und daher völlig 
ungeeignet für den deutschen Arbeitsmarkt 
waren. Im Gespräch mit Die Zeit erklärte der 
Bildungsökonom Prof. Dr. Ludger Wößmann: 
Während in Deutschland 16 Prozent der Men-
schen Analphabeten seien, seien es in Syrien 
65 Prozent. Auch die allgemeine Bildung der 
Syrer sei nicht besser. Im Schnitt hängen die 
syrischen Achtklässler laut Wößmann ganze 
fünf Jahre hinter den deutschen Achtkläss-
lern zurück. Er meinte: «Selbst nachdem sie 
Deutsch gelernt haben, werden viele dem 
Schulunterricht wohl nicht folgen können. Es 
bestehen erhebliche Zweifel, ob sie die Vor-
aussetzungen für eine Berufsausbildung mit-
bringen.» (57) Auch die Bundesagentur für Ar-
beit sagte 2015: Zwei Drittel der Asylbewerber 
aus Kriegsgebieten hatten keine Berufsbil-

dung. Wößmann glaubte, dass nur Flüchtlinge 
im Kindesalter eine Chance hätten, ein ähn-
liches Bildungsniveau wie Deutsche zu errei-
chen. Das wurde von ihm in einer Studie für 
die internationale Wirtschaftsorganisation 
OECD ermittelt. (58) Bittere Ironie: Die meisten 
der Neuankömmlinge waren nicht Kinder, 
sondern erwachsene Männer (siehe S.19). 

Lothar Semper, der Hauptgeschäftsfüh-
rer der Handwerkskammer München und 
Oberbayern, berichtete bereits im Herbst 
2015, dass 70 Prozent der Flüchtlinge in sei-
ner Einrichtung ihre Ausbildung abgebrochen 
hätten. Er hielt diese Zahlen für repräsentativ 
und meinte, 70 Prozent aller Flüchtlinge seien 
unqualifiziert. (59) Auch Bundesarbeitsminis-
terin Andrea Nahles (SPD) gab zu, dass nicht 
einmal jeder Zehnte die Voraussetzungen 
mitbringe, um direkt in eine Arbeit oder Aus-
bildung vermittelt zu werden. (60) Die «Flücht-
linge» machten bereits Ende 2017 über 14% 
der Hartz-4-Empfänger aus. Demnach be-
zogen circa 600'000 der Migranten Hartz 4 
(heute Bürgergeld genannt). (61) 

Demographischer Wandel 
Das waren also schon damals die nüch-

ternen Zahlen, die den politischen Behaup-
tungen widersprachen, Deutschland brau-

che diese Leute, um die Renten bezahlen zu 
können. Am Höhepunkt der sogenannten 
«Flüchtlingskrise» taten manche migran-
tische Mitglieder der Bundesregierung 
nämlich so, als müsse sich Deutschland an-
strengen, um vom großen Kuchen der in-
ternationalen «Fachkräfte» auch ja genug 
abzubekommen. Ausgerechnet der zur eth-
nischen Homogenitätszerstörung fest ent-
schlossene Peter Sutherland (siehe S.6) hatte 
schon 2012 bei einer Befragung im britischen 
Oberhaus die Tatsache der alternden Bevöl-
kerung in Ländern wie Deutschland als das 
«Schlüsselargument […] für die Entwicklung 
von multikulturellen Staaten» genannt. (62) 
Der damalige Vizekanzler Sigmar Gabriel 
bezeichnete die Zuwanderung als «größte 
nationale, europäische Herausforderung seit 
der Wiedervereinigung. […] Schaffen wir es, 
die Menschen, die zu uns kommen, schnell 
auszubilden, weiterzubilden und in Arbeit zu 
bringen, dann lösen wir eines unserer größ-
ten Probleme: den Fachkräftemangel.» (63) 

Wie gesagt: In Deutschland wird seit 
Langem so getan, als ob man an den sinken-
den Geburtenraten und dem zumindest an-
geblichen Fachkräftemangel rein gar nichts 
ändern könnte. In Wirklichkeit sind sie das 
logische Ergebnis des politischen und me-
dialen Kurses der letzten Jahrzehnte. Kein 

«Deutschland sollte es wie Kanada oder Schweden machen und sich dazu bereit er-
klären, jährlich mindestens 0,05 Prozent seiner Bevölkerung im Rahmen des Resettle-

ments umzusiedeln [er meinte, Menschen aus der Dritten Welt in Deutschland anzusiedeln], 
also rund 41'000 Menschen.» 

Gerald Knaus, Mitgründer und Vorsitzender der von George Soros (siehe S.21 f.) finanzierten Denkfabrik Europäische 
Stabilitätsinitiative, 2021 im Interview mit Welt-Online

Quelle: welt.de, «Deutschland sollte jährlich 41'000 Flüchtlinge umsiedeln», 05.09.2021 

Resettlement: «Ersetzungsmigration» ohne Asylchaos  

Beim Resettlement identifiziert das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten 
Nationen besonders gefährdete Flüchtlinge in Erstaufnahmestaaten 

wie z.B. Jordanien, Kenia oder der Türkei und schlägt sie zur Umsiedlung 
in andere Länder vor. Deutschland nahm die letzten Jahre bis zu 5500 Menschen pro Jahr auf diesem Weg 

auf. Zu wenig, meinen die üblichen «Experten». Die Resettlement-Kontingente müssten dringend ausgebaut werden.

Resettlement = Umsiedlung =  

«Umvolkung» (Kevin Kühnert, siehe S.12)?

Foto: Bernhard Holub  
(https://commons.wi-
kimedia.org/wiki/File:-
Gerald_Knaus_2024_

BHO-3311.jpg) https://
creativecommons.org/

licenses/by-sa/4.0/
deed.en 

Das Video zeigte eindeutige Migran-
tengewalt und die Polizei Bremerhaven 
wollte offensichtlich nicht, dass es sich 
verbreitet. Solcherlei Fälle einer vertu-
schenden Staatsgewalt sind seit 2015 in 
regelmäßigen Abständen dokumen-
tiert (siehe S.17). Später verlautbarte die 
Polizei Bremerhaven sogar, «dass das 
Verbreiten dieser Gewaltdarstellun-
gen möglicherweise eine Straftat dar-
stellt». Eine (leere) Drohung gegenüber 
den empörten Verbreitern des Videos?
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rium, die Öffentlichkeit erfahre dies aber 
nicht. (68) Auch die Bild notierte bereits An-
fang 2016, «beim Thema Flüchtlings-Kri-
minalität» müsse «Hessens Polizei auf 
Durchzug schalten». Man bezog sich auf 
«vertrauliche LKA-Berichte über Flücht-
linge». Höchstwahrscheinlich gab es diese 
geheimen Einsatzberichte in jedem Bun-
desland. (69) Im April 2017 mussten die Ver-
antwortlichen des BKA dennoch zugeben, 

dass die Zahl tatverdächtiger Zuwanderer 
2016 um 52,7% gestiegen war. (70) 

Obwohl man den politischen Kurs, den 
«demographischen Wandel» mit Einwan-
derern zu lösen schon als «verbrecherisch» 
oder «Verrat des Wahlvolks» bezeichnen mag, 
könnte diese Anwerbung ausländischer Ar-
beitskräfte zumindest auf geordnete Weise 
stattfinden (siehe S.55 f.). Um Deutschland 

einziger der Politiker, die in den vergange-
nen Jahren den «demographischen Wan-
del» - das heißt im Klartext das Aussterben 
der Deutschen - ansprachen, erwähnte 
auch nur mit einem Wort die Möglichkeit, 
durch finanzielle Anreize und Vergünsti-
gungen die Geburtenrate der heimischen 
Deutschen anzuheben. Ein Zufall kann das 
nicht sein, denn immerhin wäre die biolo-
gische «Nachwuchsförderung» nun mal das 
naheliegendste Verfahren, «Fachkräfte» zu 
beschaffen, denn die Ureinwohner müssen 
in Nichts integriert werden. Das heißt, sie 
sprechen zumindest deutsch, haben deut-
schen kulturellen Hintergrund und sind von 
klein auf Teil des deutschen Bildungssys-
tems. Wenn Geburtenanreize für die Hei-
matbevölkerung also schlicht vermieden 
werden und stattdessen für mehr Einwande-
rer geworben wird, kann das eigentlich nur 
heißen, dass die deutsche Bevölkerung auf 
Dauer ausgetauscht wird (oder werden soll?) 
- höchstwahrscheinlich u.a. nach «Soft-La-
w»-Vorgaben der UN (siehe S.8 f.). Schlag-
zeilen wie «Bald hat jeder zweite Hamburger 
einen Migrationshintergrund» aus dem Jahr 
2017 (64) könnten hier reihenweise angeführt 
werden, um die Misere zu belegen. 

«Macht nicht drei, sondern fünf Kinder, 
denn Ihr seid die Zukunft Europas», rief 
wiederum der türkische Präsident Erdog-
an 2017 bei einer Wahlkampfveranstaltung 
den türkischen Exilanten im Westen zu. (65) 
Erdogan forderte seine Landsleute in Eu-
ropa dazu auf, mehr Kinder zu bekommen 
als die einheimische Bevölkerung, während 
die deutsche Politik bis in die Gegenwart 
nichts davon hören will, die Geburtenzahl 
der Einheimischen zu erhöhen. Das Ergeb-
nis ist absehbar. In den Worten des Altkanz-
lers Helmut Schmidt aus dem Jahr 2005: «Die 
Zuwanderung von Menschen aus dem Osten 
Anatoliens oder aus Schwarzafrika löst das 
Problem nicht, schaffte nur ein zusätzliches 
dickes Problem.» Als Mittel gegen die Über-
alterung komme Zuwanderung nicht in Fra-
ge, so der SPD-Säulenheilige Schmidt. (66) 

Ordnungskollaps 
«Fachkundig» waren die neu Eingereis-

ten allerdings im Bereich der Kriminalität. 
Bereits im Oktober 2015 berichtete der Fo-
cus, die Kieler Polizei solle Journalisten der 
Kieler Nachrichten in einem internen Papier 
nahegelegt haben, nicht über die Straftaten 
von Migranten zu berichten. (67) Viele rele-
vante Ereignisse wurden nicht veröffent-
licht. Die Süddeutsche Zeitung berichtete 
2016 über das Bundesland Sachsen: «Polizei 
führt Geheimstatistik zu Asylbewerbern», 
täglich ginge ein interner Bericht über die 
Vergehen an das sächsische Innenministe-

Das schrieb Bun-
destagsvizepräsi-
dentin Katrin-Gö-

ring Eckardt vor 
dem EM-Spiel 

Deutschland gegen 
Ungarn. 2013 hatte 

sie arbeitsunwillige 
Migranten in die 

deutschen Sozial-
systeme eingeladen 

(siehe S.15). 

Hochrenommierter Staatsrechtler 
bezeichnete Auflösung des deutschen 

Das heißt wohl, die Bundesregierung bricht 
das Grundgesetz, indem sie das «Subjekt 
der verfassungsgebenden Gewalt», das 

Volk selbst, in einen Auflösungsprozess führt. Noch 
1987 hatte das Bundesverfassungsgericht «die verfassungsrechtliche Pflicht, 
die Identität des deutschen Staatsvolkes zu erhalten», festgestellt. (1) 

Quelle: 1. mpil.de, Deutsche Rechtsprechung in völkerrechtlichen Fragen 1986-1993, 610, Deut-
sche Staatsangehörigkeit, abgerufen am: 11.07.2024 

Staatsvergehen  

Bevölkerungsaustausch?

«Was gegenwärtig unter Billigung der Bundesre-
gierung stattfindet, ist eine Umstrukturierung der 

Bevölkerung Deutschlands. Aus der nach Sprache, Kul-
tur und Geschichte deutschen Mehrheitsbevölkerung 
wird eine multikulturelle Gesellschaft ohne einheitliche 
Sprache und Tradition. Die Politik der offenen Gren-
zen läuft auf das hinaus, was der Titel eines berühmten 
Buches zum Ausdruck bringt: ‹Deutschland schafft sich 
ab›. Bundeskanzlerin Merkel ist vom TIME-Magazin zur 

Person des Jahres 2015 erkoren worden, weil sie mit ihrer Politik den 
Prozess vorantreibe, ‹eine alte und quälende nationale Identität ab-
zulegen›. […] Die Bundesregierung ist an das Grundgesetz gebunden. 
Sie ist nicht berechtigt, die Identität des Volkes, das sie repräsentiert 
und dessen Wohl zu wahren sie geschworen hat, einwanderungspo-
litisch aufzulösen. Rechtlich steht dem das Grundgesetz entgegen.» 

Dietrich Murswiek, emeritierter Professor für öffentliches Recht an der Albert-Ludwigs-
Universität Freiburg, in einer wissenschaftlichen Publikation aus dem Jahr 2017 

Quelle: Dietrich Murswiek, Nationalstaatlichkeit, Staatsvolk und Einwanderung,  
Seiten 125-141 in: Der Staat in der Flüchtlingskrise, 2. Auflage, 2017 

Foto: Mehr Demokra-
tie (https://commons.

wikimedia.org/wiki/
File:Dietrich_Murs-

wiek_2012.jpg) 
https://creativecom-
mons.org/licenses/
by-sa/2.0/deed.en 

Staatsvolks 2017 als grundgesetzwidrig 
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nicht in den Abgrund einer Asyl-Tragö-
die zu stürzen, könnten deutsche Unterneh-
men dazu angeregt werden, vermehrt Mitar-
beiter aus dem Ausland anzuwerben. So mag 
die von der UN empfohlene «Replacement 
Migration» (siehe S.6 f.) auch ganz ohne Cha-
os stattfinden. Aber ist dieses Chaos vielleicht 
insgeheim erwünscht? 

Zurück zum größeren Bild 
Die fatale deutsche «Willkommens-

kultur» wurde im Schicksalsjahr 2015 mit 
einem anderen Faktor kombiniert, der 

uns wieder die größeren Zusammenhänge 
beleuchten lässt. Die UN, welche im Jahr 
2000 eine «Ersetzungsmigration» nahege-
legt hatte, kürzte im Oktober 2014 Hilfsgel-
der für Flüchtlingslager in Syrien, Libanon 
und der Türkei um 40 Prozent, sodass dort 
die medizinische und ernährungsseitige 
Versorgung mangelhaft wurde. (71) Auf die 
Leistungsfähigkeit der UN-Mitgliedslän-
der gerechnet, fiel der fehlende Betrag (280 
Millionen Euro) lächerlich gering aus. Die 
benötigten Gelder hätten von Deutschland 
allein aufgebracht werden können und bil-
deten nur einen Bruchteil dessen, was für 

die in Europa aufgenommenen Menschen 
bezahlt werden musste. Im Sinne unbüro-
kratischer Soforthilfe den fehlenden Be-
trag aufzustocken, kam aber weder für die 
UN noch für die deutsche Bundesregierung 
oder andere europäische Staatsführer in 
Frage, wodurch die Verhältnisse in den 
Auffangstationen rund um Syrien immer 
schlechter wurden. Mitten hinein in diese 
Mangellage preschte danach eine mysteri-
öse PR-Lawine, die den hilflosen Menschen 
einredete, dass sie nach Europa kommen 
sollten (siehe S.13 f.).

Der damalige Entwicklungshilfeminis-
ter Gerd Müller äußerte sich 2016 in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung, dass man 
den Flüchtlingen vor Ort in etwa mit dem 
Faktor 30 hätte helfen können. (72) Eine Milli-
arde in Deutschland wäre demnach 30 Mil-
liarden in Syrien wert gewesen. Elmar Brok, 
CDU-Europapolitiker in Brüssel, sagte am 
17. September 2015: «Die Fluchtwelle begann 
vor zweieinhalb Monaten in diesem Umfan-
ge aus dem Mittleren Osten, weil beispiels-
weise die Nahrungsmittelversorgung um 40 
Prozent abgebaut wurde und weil kein Geld 
zur Verfügung stand. Das ist ein Skandal, 
dass Europa, Amerika, Saudi-Arabien, Kat-
ar Gelder zurückgeschraubt haben und hier 
nicht mehr Geld den Flüchtlingen gegeben 
wird.» (73) 

Muslime machen dicht 
Parallel dazu nahmen die relativ wohl-

habenden Golfstaaten und Saudi-Arabi-
en keinerlei Flüchtlinge auf. (74) Stattdessen 
schickte und lockte man sie tausende von 
Kilometer weiter nach Kerneuropa, wo die 
Einwanderer weder mit der Kultur noch den 
Gesetzen sonderlich viel anfangen konnten. 
Saudi-Arabien ist ein riesengroßes unterbe-
völkertes Land, welches problemlos Millio-
nen von Menschen aufnehmen könnte. Du-
bai und die Vereinigten Arabischen Emirate 
sind Experten in schneller Errichtung von 
Infrastruktur und dem Bau von Häusern. 
Geld haben diese Länder im Überfluss. Die 
begüterten Saudis stellten zeitgleich zum 
Flüchtlingsansturm auf Europa auf 20 Qua-
dratkilometern 100'000 vollklimatisierte 
Luxuszelte auf. Das im Sommer 2015 fertig-
gestellte Zeltlager Minā bietet Platz für drei 
Millionen Menschen und hätte für sich al-
lein die Flüchtlingsproblematik im Nu lösen 
können. Saudi-Arabien wollte seine Kunst-
stadt allerdings für die Pilger bei Mekka re-
servieren. Flüchtlinge waren hier nicht will-
kommen. (75) Die gleiche Ungastlichkeit fand 
sich in Israel, Kuwait oder Katar. Niemand 
nahm einen Flüchtling an. Nicht einen ein-
zigen. Die Golfstaaten begründeten dies mit 
der Gefährdung ihrer Sicherheit. (74) 

Illegale Bootsmigranten zerreißen in einem Online-Video vom Juli 2023 ihre Personaldokumente und 
schmeißen sie ins Meer. 

Nichts gelernt: Mit derlei Plakaten trat die Partei Die Linke zur Europawahl 2024 an.
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Erwachsene Männer 
Geblendet vom schönfärberischen 

Narrativ der Hilfe aus reiner Menschlich-
keit ignorierten die deutschen «Willkom-
mensklatscher» 2015, dass es sich bei den 
Ankommenden weniger um Familien ge-
schweige denn Alte, Frauen oder Kinder 
handelte, sondern überwiegend um junge 
Männer. (76) Angesichts der weit gestreuten 
Behauptung, die Migranten seien einer 
Leib- und Lebensbedrohung entkommen, 
stellte sich automatisch die Frage, wie 
die Geflüchteten ihre Frauen und Kinder 
in der behaupteten Notlage zurücklassen 
konnten. Ebendiese Frage spielte in der 
Migrationspolitik keinerlei Rolle und wur-
de auch medial nur am Rande aufgewor-
fen. Die Medien verzerrten die Realität, 
indem sie ihre Berichte gerade auf Frau-
en und Kinder fokussierten, mit denen 
sich auch Politiker gern ablichten ließen. 
Der dazukommende Widerspruch lag im 
wehrfähigen Alter jener Männer, die im 
ersten Migrationsschub aus Syrien kamen. 
Warum kämpften diese nicht in ihrer Hei-
mat gegen den Islamischen Staat? Warum 
ließen sie russische und europäische Sol-
daten den Job machen? 

Seenotrettung 
Zeitgleich mit dem allmählich be-

ginnenden Flüchtlingsexodus über die 
Balkanroute stellte das UN-Flüchtlings-
hilfswerk einen massiven Zuwachs an Mit-
telmeerflüchtlingen fest. «Die allermeisten 

der Flüchtlinge erreichten bei ihrer Über-
fahrt mit oft seeuntauglichen Schiffen die 
Küsten Italiens und Griechenlands: 54'000 
Flüchtlinge kamen bisher nach Italien und 
48'000 nach Griechenland. 920 weitere 
Ankömmlinge wurden in Spanien gezählt, 
91 in Malta», berichtete Zeit-Online im 
Juni 2015. (77) «Nach Angaben der Interna-
tionalen Organisation für Migration (IOM) 
hat Italien seit Jahresbeginn bis Mittwoch 
die Ankunft von 55'563 Migranten gezählt. 
[…] Es handelt sich dabei vorwiegend um 
Afrikaner», vermeldete die österreichi-
sche Kronen-Zeitung ca. ein Jahr später. 
«Wir gehen von 10'000 Ausreisen pro Wo-
che aus Libyen aus», wurde Klaus Rös-
ler, Direktor der EU-Grenzschutzagentur 
Frontex, in der deutschen Bild-Zeitung zi-
tiert. (78) Bis heute setzt sich die Misere fort: 
«Im Jahr 2024 (Stand: 24. Juni 2024) sind 
mindestens 1045 Menschen bei der Flucht 
über das Mittelmeer gestorben. Seit dem 
Jahr 2014 sind bis zu diesem Zeitpunkt 
rund 29'949 Geflüchtete im Mittelmeer 
ertrunken. Im Jahr 2016 sind über 5000 
Menschen auf dem Seeweg nach Europa 
gestorben», kann man auf der Webseite 
Statista lesen. (79) Von den erbarmungswür-
digen Szenen wurde in den Leitmedien 
ausgiebig berichtet und den Konsumenten 
ein Schuldgefühl eingebläut. «Mindestens 
700 Menschen sind vergangene Woche im 
Mittelmeer ertrunken. Doch die Europäer 
berührt das kaum noch. Sie haben sich an 
das Sterben vor ihren Grenzen gewöhnt», 
schrieb zum Beispiel der Spiegel mahnend 
im Mai 2016. (80) 

«Pull-Faktor» 
Mehr als Worte erschütterten detaillier-

te Bilder. Sie sprachen das Mitleid und die 
Hilfsbereitschaft der Menschen in Europa 
an. Dabei wurde natürlich der große Elefant 
im Raum ignoriert, dass es die Einladungssi-
gnale aus Ländern wie Deutschland gewesen 
waren, die überhaupt erst eine Sogwirkung 
erzeugten, welche Hunderttausende den 
riskanten Weg über das Mittelmeer antre-
ten ließ. Die Seenotrettung und die sozi-
alstaatlichen Geschenke als sogenannte 
«Pull-Faktoren» werden von fast allen Me-
dien bis heute abgestritten (81), was jedoch 
schon 2016 durch eine Studie konterkariert 
wurde. Bei der Deutschen Welle erfuhr man: 
«Nach einer Studie von Wirtschaftswissen-
schaftlern der Universität Palermo auf Si-
zilien spülen die europäischen Einsätze zur 
Rettung von Flüchtlingen vor allem Geld in 
die Taschen von Menschenschmugglern. 
Die Untersuchung zeige, dass ‹militärische 
Patrouille-Einsätze im Mittelmeer die Zahl 
der Ankünfte (von Migranten) erhöht haben, 
und damit einen Anreiz und einen positi-
ven Faktor für das Geschäft der Schleuser 
darstellen›, heißt es in einer Präsentation 
der noch unveröffentlichten Studie, die der 
Deutschen Presse-Agentur nach eigenen 
Angaben vorliegt. Indem die Rettungsmissi-
onen die Sicherheit der Überfahrt erhöhen, 
machten sie die Dienste der Schleuser at-
traktiver und befeuerten deren Geschäft. […] 
Die Rettungspatrouillen im Mittelmeer sind 
nicht zum ersten Mal mit dem Vorwurf kon-

Zwei Seiten einer Medaille: NGOs und Schlepper 

«[Ein 650 Seiten 
langer Ermitt-

lungsbericht der italienischen Strafverfolger 
in der westsizilianischen Stadt Trapani aus 
dem Jahr 2020], der Focus-Online vorliegt, 
zeigt auch anhand von Bildern und Videos, wie 
eng Nichtregierungsorganisationen (NGO) wie 
‹Jugend Rettet›, ‹Save the children› oder ‹Ärzte 
ohne Grenzen› mit libyschen Menschenhänd-
lern kooperiert haben sollen. Im vergangenen 
Jahr hat die Staatsanwaltschaft Trapani 21 
Beschuldigte wegen der Beihilfe zur illegalen 
Einreise von Migranten nach Italien ange-
klagt.» 

focus.de, 01.10.2023

nau.ch, 02.10.2023

Focus-Online Anfang Oktober 2023 
Quelle: focus.de, Akten enthüllen abgekartetes Spiel:  

Deutsche Flüchtlingsretter kooperieren mit Schleppern, 01.10.2023 

Langsam dämmert es auch den Mainstre-
am-Medien, dass NGOs und Schlepper an 
einem Strang ziehen. Die Ampel-Regierung 

unterstützt die Seenotrettung im Mittelmeer trotzdem 
weiterhin mit acht Millionen Euro, die von 2023 bis 2026 an den 
Verein «United 4 Rescue» fließen. (1) 

Quelle: 1. taz.de, Flüchtlingspolitik im Haushaltsausschuss: Acht Millionen für 
Seenotrettung, 11.11.2022 

Wer hätte  

es gedacht? 
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frontiert, den Schleusern in die Hände 
zu spielen. Menschenrechtler und EU-Insti-
tutionen sehen aber trotz des sogenannten 
‹Pull Faktors› eine moralische Verpflichtung, 
in Seenot geratene Menschen zu retten.» (82) 

Kooperation  
mit Schleppern 

«Die in dieser Region patrouillierenden 
Frontex- und NATO-Schiffe müssen sich 
aber noch immer auf das Melden der Boote 
und auf das Retten verunglückter Migranten 

beschränken, ein Stoppen und Zurückbrin-
gen der Schlepperboote ist noch immer nicht 
politisch abgesegnet - obwohl das vermut-
lich Hunderte Leben retten könnte», schrieb 
auch die österreichische Kronen-Zeitung im 
April 2016. (83) Die symbiotische Zusammen-
arbeit zwischen Schleppern und «Helfern» 
war unübersehbar. Die Schlepper schickten 
die Boote nicht zufällig auf die Reise, son-
dern hatten eine Profiausrüstung, damit 
sie genau einschätzen konnten, wann und 
wo ein Rettungsschiff auftauchen würde. 
So wurde mehr oder weniger sicherge-

stellt, dass die Migranten auch entdeckt 
wurden (Kollateralschäden inbegriffen). Da 
ein Schiff niemanden ohne Not mitnehmen 
muss, wurde eben der Seenotfall hergestellt, 
sprich die Passagiere mit Schwimmwesten 
ins Wasser gesetzt. Zeit-Online schilderte 
am 21. März 2016 die Situation: «In Libyen 
selbst schieben die Schlepper die voll besetz-
ten Schlauchboote inzwischen nur noch vom 
Strand aus kurz über die 12-Meilen-Grenze 
in internationale Gewässer. Dann setzen sie 
bei den Schiffen der NATO-Operation [Anm.: 
eigentlich EU-Operation] Sophia einen Not-
ruf ab, damit deren Besatzungen die Men-
schen aus dem Mittelmeer fischen. ‹Das ist 
mittlerweile eine wohlorganisierte Überga-
be›, sagt ein europäischer Diplomat.» (84) 

Es war die britische Tageszeitung Daily 
Mail, die aus Tripolis berichtete, dass ein-
schlägige NGOs, die die staatlichen Akteure 
im Mittelmeer mit eigenen Rettungsschiffen 
unterstützten, entgegen ihrer eigenen De-
mentis, mit den Schleppern in regelrechten 
Geschäftskontakten gestanden haben könn-
ten. Tarek Shanboor, Oberstleutnant der 
libyschen Küstenwache, sagte dem Blatt, er 
habe Bankdaten und Telefonmitschnitte, die 
beweisen würden, dass die NGOs auch Geld 
für Migranten aufbringen, die sich die teure 
Überfahrt nach Europa selbst nicht leisten 
können. Er habe entsprechende Belege für 
Absprachen zwischen Stiftungen, NGOs und 
Schleppern an Grenzwachtfunktionäre in 
Brüssel weitergereicht. Shanboor wörtlich: 
«Die NGOs verstärken die Krise durch dieses 
Verhalten. Wir können jetzt beweisen, dass 

Im September 2015 fand ein britisches Sky-News-Reporterteam auf der griechischen Insel Lesbos klei-
ne Handbücher, die bereits in der Türkei, scheinbar aber auch schon im arabischen und afrikanischen 
Raum, an Migranten verteilt worden waren. Darin wird auf Arabisch detailliert beschrieben, wie man 
am besten in die reichen Länder der EU einwandern kann. Herausgeber der Schriften war die spenden-
finanzierte NGO «Welcome to EU» (W2EU).

Geschätzte Anzahl der jährlich im Mittelmeer ertrunkenen 
Flüchtlinge, 2014-2024 (Stand: 24. Juni 2024)

Quelle: de.statista.com, 01.07.2024

Einfach gestricktes 

Mitleidsnarrativ 

Drücken die Medien mit 
diesen tatsächlich tra-
gischen Zahlen auf die 
Tränendrüse, wird der 
große Elefant im Raum 
ignoriert, dass es die Ein-
ladungssignale aus Län-
dern wie Deutschland 
waren und immer noch 
sind, die überhaupt erst 
eine Sogwirkung erzeu-
gen, welche Hunderttau-
sende den riskanten Weg 
über das Mittelmeer an-
treten lässt. Viel zu selten 
wird in der Debatte auch 
die Eigenverantwortung, 
sich nicht fahrlässig in 
Gefahr zu bringen, be-
tont, die jeder Mensch in-
klusive der «Flüchtlinge» 
nun einmal hat.  
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sie mit den Schmugglern unter einer Decke 
stecken. Die Schmuggler rufen die Hilfsorga-
nisationen direkt an und es gibt auch direkte 
Geschäftsbeziehungen zwischen ihnen.» (85) 
Von den z.B. rund 120'000 Asylbewerbern, 
die 2017 in Italien ankamen, stammte die 
überwiegende Mehrheit aus Nigeria, Guinea, 
der Elfenbeinküste, Mali, Eritrea, Tunesien, 
Marokko und dem Senegal. Es handelte sich 
meist um junge Männer, die aus wirtschaft-
lichen Gründen gekommen waren. (86) 

George Soros 
Die Seenotrettung der NGOs wurde über 

Umwege durch ein Netzwerk finanziert, das 
u.a. der Milliardär George Soros in Euro-
pa eingerichtet hatte. Die damals von zwölf 
Stiftungen finanzierte Initiative «European 
Programme for Integration and Migrati-
on» (EPIM) stattete hunderte NGOs finan-
ziell aus und schulte deren Mitglieder für 
die Tätigkeit als Pro-Migrations-Aktivisten. 
(87) Ein spezieller Werbefilm von EPIM ruft 
NGOs zum Engagement auf. Er zeigt, dass 
auf NGO-Vertreter, die sich mit den The-
men «Stimme der Migranten», «Medien und 
Migranten» und «Migranten ohne Papiere» 
beschäftigen, am Ende eine Schatzinsel mit 
drei großen Schatztruhen voller Geldstücke 
wartet. (88) Botschaft: Macht man sich also für 
Migration zum Lobbyisten, hat man weniger 
Geldsorgen. Auf diese Weise wurden die fi-
nanziell immer klammen und auf Spenden 
angewiesenen Hilfsorganisationen gelockt 
und dann für die Ziele der EPIM einge-
spannt. Wurde eine Organisation nach einer 
Bewerbung bei EPIM als förderungswürdig 

Ex-Soros-Mitarbeiterin forderte auf dem Twitter-Profil  
der Deutschen Bank die Abschaffung des Nationalstaats

Die Politikwissen-
schaftlerin Ulrike 
Guérot, welche 

für George Soros' 
Open-Society-Stif-

tung gearbeitet 
hat, stellte diese 
zentralistische 

Forderung ausge-
rechnet auf dem 
Twitter-Account 
der Deutschen 

Bank - eigentlich 
für viele Linke ein 

Feindbild. Zwar 
stach Guérot 

durch ihre Miss-
billigung der 

«Corona»-Maß
nahmen (Ausgabe 

61) hervor, was sie 
ihren Job an der 
Universität Bonn 
kostete. Doch mit 
einer pauscha-
len Einordnung 

als authentische 
«Systemkritikerin» 
sollte man bei Frau 

Guérot überaus 
vorsichtig sein.

Ulrike Guérot propagierte: «Der Nationalstaat muss in Europa 
abgeschafft werden - eine Nation ist nicht der Träger der Identität.» 

George Soros unterstützte Hillary 
Clinton bei ihren Wahlkämpfen und 
Hillary Clinton spielte als US-Außen-

ministerin eine Schlüsselrolle im Libyen-Krieg, wel-
cher wiederum die Migrationsschleuse von Afrika nach 
Europa öffnete. Die Seenotrettung im Mittelmeer über-
nahmen unter anderem NGOs, die Soros nahestehen. Nun 
heiratet der Sohn von George Soros eine langjährige, sehr 
enge Vertraute von Hillary Clinton namens Huma Abedin. 
Will der «Multikulti-Adel» unter sich bleiben? 

Alexander 
Soros am 

10. Juli 
2024 auf 

Instagram 
bei seinem 

Heirats-
antrag 

für Huma 
Abedin

faz.net, 14.07.2024

Soros-Sohn heiratet Clinton-Beraterin

Globalisten  

unter sich
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Die libysche Stadt Misrata wurde zum Schlachtfeld. Nicht nur ein bequemes «Flüchtlingsbollwerk» 
für Europa wurde mit dem Libyen-Krieg 2011 zerstört, sondern auch die wichtigste entwickelnde Kraft 
Nord- und Zentralafrikas. 

akzeptiert, so begannen Einladungen 
nach Brüssel oder andere Hauptstädte Eu-
ropas zu speziellen Schulungen. «Wir geben 
nicht einfach nur Geld an Gruppen, sondern 
rufen sie zusammen und entwickeln ihre Fä-
higkeiten in Workshops», sagte Juliet Prager, 
ehemalige EPIM-Vorsitzende. (89) 

In den speziell auf die jeweilige NGO 
zugeschnittenen Workshops ging es um die 
Verbesserung der kommunikativen Fähig-
keiten und Kommunikationsstrategien, die 
Arbeit mit den Medien, um Lobbying bei 
der EU, das Erstellen von Nachrichten für 
die EU und vieles mehr. Außerdem wurden 
spezielle Berufsgruppen wie Anwälte und 
Richter in die Schulungen eingebunden. 
(89) Obwohl sich die angegebenen Zahlen je 
nach Quelle unterscheiden, wird deutlich, 
dass EPIM eine riesige Struktur aufgebaut 
hat: Das EPIM-Partnernetzwerk hatte nach 
Angaben der beteiligten Robert-Bosch-Stif-
tung im Jahr 2016 seit seiner Gründung mehr 
als 450 Organisationen in 45 europäischen 
Staaten und Migranten-Herkunftsländern 
als Partner aufgenommen und mit Finan-
zen ausgestattet. Darüber hinaus wurden 55 

Konferenzen durchgeführt und 35 Publika-
tionen veröffentlicht. (90) Die Politikwissen-
schaftlerin Ulrike Guérot, welche für Soros' 
Open-Society-Stiftung gearbeitet hatte (91), 
die wiederum Teil von EPIM ist, veröffent-
lichte 2016 einen Aufsatz mit dem Titel «Ein 
futuristischer Entwurf für europäische 
Grenzenlosigkeit». - «‹Weg mit den Grenzen› 
schreiben sie. ‹Her mit den Flüchtlingen, 
egal wie viele, egal wie viele, egal woher sie 
stammen›», fasste der Deutschlandfunk in 
einem Interview mit Guérot ihr gegenüber 
den Inhalt zusammen, ohne dass Guérot wi-
dersprach. (92) 

Sturz Gaddafis 
Auch bei dem 2011 erfolgten Staatsstreich 

in Libyen hatte George Soros eine indirekte 
Rolle gespielt, z.B. als wichtiger Spender 
der damaligen US-Außenministerin Hil-
lary Clinton (93) und der damals regierenden 
Demokratischen Partei. (94) Ebenso beim Li-
byen-Einsatz mit an Bord: der rassenver-
mischungsbegeisterte französische Staat-
spräsident Nicolas Sarkozy (siehe S.6). 

«Wenn wir [Libyen und Europa] 
nicht zusammenfinden, wird Af-

rika die Flüchtlinge nicht mehr aufhal-
ten. Europa wird dann nicht mehr der 
weiße, christliche Kontinent sein, son-
dern schwarz werden!»

Der libysche Staatschef Muammar Gaddafi im 
November 2010 

Quelle: de.news-pravda.com, 10.06.2024 Fo
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Als Libyen - das einst reichste und fort-
schrittlichste Land des afrikanischen Konti-
nents - zerstört am Boden lag, konnten durch 
dieses Gebiet, das bislang vor allem auf Drän-
gen Italiens der Schleusung von Wirtschafts-
flüchtlingen Richtung Europa einen Riegel 
vorgeschoben hatte, Millionen von Migranten 
über die Mittelmeerroute das «gelobte Land» 
erreichen. Noch im Sommer 2010, also nur 
Monate vor Beginn des Libyen-Kriegs, hatte 
Gaddafi bei einem Staatsbesuch in Rom ein 
Milliarden-Euro-Rundum-Sorglospaket an-
geboten, mit dem die Migrationssperre effek-
tiviert werden sollte. «Der libysche Staatschef 
Muammar Gaddafi fordert von der EU 4,1 Mil-
liarden Pfund pro Jahr, um die illegale Ein-
wanderung zu stoppen, die Europa ‹schwarz 
zu machen› droht», so die Daily Mail. Er 
schilderte den Italienern das heraufziehende 
Unheil in grellen Farben: «Wir brauchen Un-
terstützung von der Europäischen Union, um 
diese Armee davon abzuhalten, von Libyen 
aus, das Ihre Eingangspforte darstellt, über-
zusetzen. Was wird die Reaktion der weißen 
christlichen Europäer auf diese Masse hung-
riger, ungebildeter Afrikaner sein? Wir wis-
sen nicht, ob Europa ein entwickelter, ein 
zusammenhaltender Kontinent bleibt oder 
ob er durch eine solch barbarische Invasion 
zerstört wird. Wir sollten uns bewusst sein, 
dass das passieren kann. Aber bevor es so weit 
kommt, müssen wir zusammenarbeiten.» (95) 

Afrikanische 
Migrationswelle 

Ein halbes Jahr später starteten Hillary 
Clinton und Nicolas Sarkozy ihren soge-
nannten «Bürgerkrieg» gegen Libyen. Am 30. 
April 2011 im Spätprogramm des staatlichen 
Fernsehsenders gab Gaddafi eine einstün-
dige Erklärung ab, die in folgender, direkter 
Ansprache gipfelte: «Jetzt hört mir einmal zu, 
ihr Leute bei der NATO. Ihr bombardiert die 
Mauer, die die afrikanische Migration nach 
Europa aufgehalten hat. Dieser Wall hat die 
Al-Qaida-Terroristen gestoppt. Dieser Wall 
war Libyen. Ihr reißt ihn nieder, ihr Irren. 
Wegen der Abertausenden Migranten aus Af-
rika, wegen eurer Unterstützung für Al-Qai-
da werdet ihr in der Hölle schmoren.» (96) Bis 
zu dem Krieg war Libyen der «Türsteher 
Europas» gewesen, wie Zeit-Online es for-
muliert hatte (97), ein enger Verbündeter der 
europäischen Migrationspolitik, der selbst 
Migranten aus Afrika aufnahm. In einem In-
terview mit dem französischen «Journal du 
Dimanche» hatte Gaddafi im Februar 2011 
gesagt: «Ihr sollt mich recht verstehen. Wenn 
ihr mich bedrängt und destabilisieren wollt, 
werdet ihr Verwirrung stiften, Bin Laden in 
die Hände spielen und bewaffnete Rebellen-
haufen begünstigen. Folgendes wird sich er-
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mus, ja sogar an den «Panafrikanismus», und 
sah sich selbst als eine Art arabischen und af-
rikanischen Übervater in den Fußstapfen von 
Gamal Abdel Nasser, dem früheren Minister-
präsidenten und Staatspräsidenten Ägyptens. 
Er wollte sich auch nicht länger auf die globale 
Rolle des ewigen bösen Buben beschränken, 
sondern begann, das große geostrategische 
«Spiel» zu spielen. Das wirtschaftlich starke 
und gesunde Libyen strebte eine Entwicklung 
des restlichen Kontinents an, die von Libyen 
ihren Ausgang nehmen sollte, sogar mit einer 
geplanten panafrikanischen Goldwährung. 
(100) Vermutlich waren das einige Gründe, wa-
rum Libyen mit «besonderer Aufmerksam-
keit» seitens der westlichen Mächte bedacht, 
das heißt: mit Krieg überzogen wurde. Im Ok-
tober 2011 ermordeten die vom Westen unter-
stützten Rebellen Gaddafi.  

Migrationswaffe 
Kombiniert man die Destabilisierung 

bzw. Zerstörung Libyens und Syriens mit der 
politisch verordneten Öffnung der Migra-
tionsrouten über das Mittelmeer und den 
Balkan, die Kürzung der UN-Hilfsgelder für 
syrische Flüchtlingslager mit der Abriegelung 

arabischer Nachbarstaaten gegen Flüchtlinge 
und erinnert sich an die vielen Bekenntnis-
se hochrangiger westlicher Entscheider zur 
Zerstörung ethnischer Homogenität, «Ras-
senvermischung» und «Ersetzungsmigrati-
on», hat man zweifellos das vor sich, was die 
US-Universitätsprofessorin Kelly M. Green-
hill als «Migrationswaffe» beschreibt. In dem 
im März 2010 erschienenen Standardwerk 
«Massenmigration als Waffe - Vertreibung, 
Erpressung und Außenpolitik» untersucht 
die an der Harvard-Universität tätige Polito-
login, wie Vertreibung, Flucht und erzwunge-
ne Zuwanderung in andere Länder als poli-
tische Waffe eingesetzt wurden und werden, 
um diese zu destabilisieren oder auch zu 
erpressen. Greenhill definiert Migrations-
waffen als «grenzüberschreitende Bevölke-
rungsbewegungen, die absichtlich erzeugt 
oder manipuliert wurden, um von einem 
Zielstaat oder Zielstaaten politische, militä-
rische und/oder wirtschaftliche Zugeständ-
nisse zu erzwingen». Neben Erpressung und 
Zwang kann natürlich auch die bloße Zerstö-
rungswut ein weiteres Motiv sein, das heißt: 
die Absicht, den Zielstaat oder die Zielstaa-
ten zu vernichten. Exakt das könnten wir in 

eignen: Ihr werdet von einer Immigrations-
welle aus Afrika überschwemmt werden, die 
von Libyen aus nach Europa überschwappt. 
Es wird niemand mehr da sein, um sie auf-
zuhalten.» (98) 

Nicht nur ein bequemes «Flüchtlings-
bollwerk» für Europa wurde mit dem Li-
byen-Krieg zerstört, sondern auch die 
wichtigste entwickelnde Kraft Nord- und 
Zentralafrikas. Bis 2011 war Libyen ein blü-
hendes und aufstrebendes Land mit jeder 
Menge Rohstoffen, einem vorzüglichen So-
zialsystem, faszinierenden Entwicklungspro-
jekten und einem gesunden Staatshaushalt 
gewesen. Mit den Öl-Einnahmen wuchsen 
Macht und Möglichkeiten des libyschen 
Staatschefs. Er investierte die Gelder in gi-
gantische strategische Entwicklungspläne für 
sein Land, aber auch für ganz (Nord-)Afrika. 
Das von Gaddafi finanzierte und während 
des Krieges in großen Teilen zerstörte «Gre-
at-Man-Made-River-Projekt» ist das weltweit 
größte Trinkwasser-Pipeline-System, das 
fossiles Grundwasser aus der Sahara in Rich-
tung der libyschen Mittelmeerküste leitet. (99) 

Sein Blick reichte weit über Libyen hinaus. 
Gaddafi glaubte nicht nur an die libysche Na-
tion, sondern auch an die Idee des Panarabis-

«Die zwei Nati-
onen, die mitei-

nander konkurrieren, 
wer der erste ist, der 
Atomwaffen hat, sind 
Irak und Iran. Aber eine 

dritte Nation ist Libyen, das auch sehr 
schnell versucht, die Kapazitäten für 
eine Atombombe aufzubauen.» 

Benjamin Netanjahu im September 2002  
vor dem US-Kongress

Quelle: c-span.org, Israeli Perspective  
on Conflict with Iraq, 12.09.2002 

Wir müssen reden! Und zwar über das vergangene Jahr 2023: War das nun eine Geisterfahrt, ein 
Horrorfilm oder ein Aufenthalt in einer Nervenklinik? Einen Tag vor Neujahr starb der Papst - dafür 
regiert jetzt ein Anti-Papst; In den USA wechselte ein Amokläufer mittendrin die Schuhe - aber 
warum?; In Deutschland wollten Reichsbürger den Staat übernehmen - aber mit nur einer Waffe; In 
China fanden Feuerbestattungen auf den Straßen statt - aber wo waren die Leichen?; Im Sommer 
gab es einen Sexskandal um die Band Rammstein - aber wo war der Sex?; Im Oktober überfiel 
die Hamas Israel - war das der Startschuss für die Ankunft des Messias? Und vieles andere mehr! 
Immer wenn wieder einmal 365 Tage vorüber sind, nimmt sich der Enthüllungsjournalist Ger-
hard Wisnewski das vom Mainstream schön zurechtgeschminkte Vorjahr zur Brust und zerlegt 
es nach allen Regeln der Kunst. Mit verheimlicht - vertuscht - vergessen 2024 stellt er die 
nunmehr 17. Ausgabe der inzwischen legendären Jahrbuchreihe vor - mit vielen Antworten auf 
immer atemloser werdende Fragen: Wo wurde gelogen, verdreht, aufgehübscht, parfümiert und 
verschwiegen? Und natürlich: Hat Deutschland noch eine Zukunft?

Die Verantwortung 
für den verheeren-
den «Krieg gegen 
den Terror», der 
den Nahen Osten 
erheblich destabili-
sierte und die musli-
misch geprägte Ein-
wanderung in den 
Westen verstärkte, 
allein auf die USA 
zu schieben, wäre 
zu einfach gedacht. 
In unserer Doppel-
ausgabe 58/59 be-
leuchten wir die israelischen Interessen, die 
einen entscheidenden Beitrag dazu leisteten, 
das US-Militär in die Auslandseinsätze gegen 
muslimische Staaten zu manövrieren. 
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Deutschland und Europa noch vor uns 
haben, denn wir werden zurzeit regelrecht 
«zu Tode migriert». Es sei wahrscheinlich, 
so Greenhill, dass die strategisch inszenierte 
Migration nicht erkannt bzw. ihre Bedeutung 
unterschätzt wird. Alles in allem listet Green-
hill in ihrem Buch mindestens 64 Einsätze der 
Migrationswaffe mit über 40 verschiedenen 
Flüchtlingsgruppen seit 1953 auf. Angefan-
gen bei Albanien über Bangladesch, Israel, 
die USA und Deutschland (West und Ost) bis 
hin zu Zaire hätten zahlreiche Länder diese 
Waffe oder dieses Druckmittel eingesetzt. Die 
Dunkelziffer sei allerdings wesentlich höher, 
weil Drohungen und Erpressungen ja meist in 
diskreten Gesprächen zwischen Diplomaten 
ausgesprochen würden. Die Erfolgsquote sol-
cher Erpressungen oder Operationen schätzt 
die Wissenschaftlerin auf 57 bis 73 Prozent. (101) 

Das sollte an Belegen genügen, um 
aufzuzeigen, dass wir es seit Jahren mit 
künstlich und bewusst herbeigeführter 
Migration zu tun haben und eben nicht mit 
einer «Krise» aus heiterem Himmel. Dass 
hinter dem «Flüchtlings»-Wahnsinn Me-
thode steckt, lässt sich inzwischen kaum 
noch abstreiten. Da wir dem Thema seit 
fast sechs Jahren keine monothematische 
Ausgabe gewidmet haben, wollen wir Sie, 
liebe Leser, mit diesem Heft auf den neu-
esten Stand bringen. (tk/fp/gw) Quelle: Telegram, krautzone, 06.12.2023 

«Ein gerichtliches Verfahren zu jedem Asylantrag  
ist ein Menschenrecht.» 
�Die Genfer Konvention macht keine Verfahrensvorgaben. Kurze, außerge-
richtliche Verwaltungsverfahren waren in Deutschland lange üblich.

Migrationsmythen im Faktencheck 

«Asyl ist aber ein international anerkanntes Menschenrecht.» 
�Das Recht auf ein Asylverfahren ist lediglich in deutschen Unionsnormen 
und im Grundgesetz geregelt und stammt aus einer Schönwetterperiode 
mit niedrigen Flüchtlingszahlen. In vielen Ländern gibt es keine formellen 
Asylverfahren oder sie existieren nur auf dem Papier.
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«Es braucht einfach mehr Verwaltungsrichter,  
um die Asylverfahren zu beschleunigen.» 
�Deutschland hat bereits jetzt die EU-weit höchste Dichte an Verwaltungs-
richtern. 

«Die Schutzsuchenden sind an einem  
schnellen Verfahren interessiert.» 
�Es ist der Normalfall, dass Dokumente weggeworfen werden, was zu lan-
gen Verfahren führt. 
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A
ch, ist das nicht schön: Auf Ho-
her See den Helden spielen! 
Mit Helm und Schwimmwesten 
wichtig über den Ozean brau-
sen, dass es nur so spritzt, um 

wie weiland Greenpeace große Taten zu voll-
bringen. Wenn rein zufällig noch ein Fern-
sehteam dabei ist, ist das natürlich ein wah-
rer Glücksfall. So geschehen im Juni 2019 
mit dem «Rettungsschiff» Sea-Watch 3 der 
gleichnamigen Nichtregierungsorganisation 
und dem TV-Magazin Panorama, in dessen 
Beitrag aus dem Juli man erfuhr, wie dem 
Schiff ein Schlauchboot voller Flüchtlinge di-
rekt vor den Bug schwappte: Per Funk hatte 
die «Kapitänin» des «Rettungsschiffes» Sea-
Watch 3, Carola Rackete, eine Meldung über 
die «Schiffbrüchigen» bekommen und kon-
statierte triumphierend einen «Seenotfall». 
Denn: «Das Boot hat kein Navigationsgerät 
und nicht genügend Treibstoff». (1) Warum 
auch: Mit ihrem Schlauchboot selbst nach 
Italien zu schippern, hatten die Migranten 
sowieso nicht vor. Sondern die Afrikaner und 
ihre Schlepper wussten ganz genau, dass sie 
von Schiffen wie der Sea-Watch 3 aufgega-
belt und nach Europa geschleust werden 
würden. So sind die Bedingungen denn auch 
optimal: Die Sonne scheint, die See ist ruhig, 
das große, lange Schlauchboot liegt stabil im 
Wasser. An Bord: offensichtlich mehrheitlich 
gesunde, wohlgenährte Schwarze, normal 
gekleidet, soweit erkennbar ohne Schmutz, 
Verletzungen, Blutspuren oder Ähnliches. 
Von Seenot keine Spur. «Diesmal können alle 
53 Migranten sicher an Bord der Sea-Watch 
gebracht werden», heißt es in dem Panora-
ma-Film. Da lägen Freude und - natürlich 
- auch «Erschöpfung» nahe beieinander. 
Wobei man die Männer bei diesen Worten an 
Bord gänzlich unerschöpft ausgelassen tan-
zen und singen sieht. Gut, dass da wenigs-
tens eine wohlgenährte Frau müde auf dem 
Boden sitzt. 

Racketes damalige Mission: die «Seeb-
lockade» des italienischen Innenminis-
ters Matteo Salvini aufzubrechen. «Salvini 
rühmt sich, nicht nur die Zahl der Migran-
ten drastisch reduziert zu haben, sondern 
auch die Zahl der Toten», schrieb das Re-
daktionsnetzwerk Deutschland im April 
2019. Und: «Bis Ende März 2019 kamen an 
Italiens Küsten laut seinem Ministerium 
gerade mal 517 Migranten an - 90 Prozent 
weniger als im gleichen Zeitraum 2018. […] 
Weniger Überfahrten, weniger Migranten, 
weniger Tote», zitiert das Redaktionsnetz-
werk Salvinis Logik, der sich darauf berufe, 
«dass im laufenden Jahr bisher erst ein ein-
ziger toter Flüchtling aus dem Mittelmeer 
geborgen wurde, während 2018 laut Anga-
ben des UNHCR 1279 Migranten die gefähr-
liche Überfahrt nicht überlebten.» (2) 

Kurs auf Lampedusa 
Obwohl libysche Häfen sehr viel näher 

lägen, nimmt «Kapitänin» Carola Racke-
te sodann Kurs auf die italienische Insel 
Lampedusa. Als Kapitän ist die Dame eine 
merkwürdige Erscheinung. Die rasta-

gelockte Frau mit dem geschlechtslosen 
Gesicht und den wenig ausgeprägten Ge-
schlechtsmerkmalen macht einen hybriden 
Eindruck und ist vorwiegend in Männer-
berufen unterwegs, wie beispielsweise als 
nautischer Offizier oder eben Kapitän. «Ein 
‹sicherer Hafen› wäre nach internationalem 
Übereinkommen ein Ort, an dem das Leben 
der Geflüchteten nicht mehr in Gefahr ist», 
rechtfertigt sie ihre Rambo-Aktionen in 
dem Panorama-Beitrag. Mit «nicht mehr in 
Gefahr» sind aber eigentlich eher die Gefah-
ren der Seefahrt gemeint und keine ande-
ren. Denn die Seenotrettung dient dazu, den 
Seenotfall zu beenden und Menschen aus 
Seenot zu retten und nicht aus wirtschaftli-
cher, existenzieller oder anderer Not. 

Doch zurück nach Libyen, wie von Ita-
lien verlangt, will Rackete die Menschen 
auf keinen Fall bringen, heißt es in dem 
Panorama-Film, denn dort drohten ihnen 
laut Vereinten Nationen Folter und Ver-
gewaltigung. Man habe noch nicht auf das 
Verlangen der Italiener geantwortet, infor-
miert Rackete selbstzufrieden ihre Crew, 
«aber unsere Antwort ist natürlich: nein, 
nein, nein». Stattdessen werde man mög-
lichst schnell Lampedusa ansteuern, meint 
sie schnippisch. Man hat das Gefühl, dass 
die «Kapitänin» das Katz-und-Maus-Spiel 
genießt. Offenbar geht es in dem Film da-
rum, das äußerst gastfreundliche und lie-
benswerte Italien als unmenschliches Land 
vorzuführen: Am nächsten Tag versucht 
Rackete, die Italiener per Telefon mit dem 
angeblich schlechten Zustand der «Flücht-
linge» sowie mit Kindern und schwangeren 
Frauen unter Druck zu setzen. Anschlie-
ßend führt der Panorama-Beitrag einen 
Mann aus Kamerun vor, der von seiner 
inhumanen Behandlung in Libyen erzählt - 

Carola Rackete 
mit ihrem Vater 
Ekkehart, einst 
Oberst bei der 
Bundeswehr und 
heute Berater im 
Militärsektor. 
Ob wissend oder 
unwissend tritt 
seine Tochter als 
Schachfigur in 
einem hybriden 
Migrationskrieg 
(siehe S.41 ff.) in 
die Fußstapfen 
ihres Vaters. 

Sea-Watch: Im Telefonbuch der Schlepper

Dieser Twitter-Beitrag des deutschen Außenministeriums bestätigte und rechtfertigte die illegale Wohl-
standsmigration aus Afrika. Es handelte sich um einen Versuch zu betonen, dass die von Sea-Watch und 
Co. betriebene Seenotrettung nicht dazu führe, dass sich afrikanische Migranten überhaupt auf den ge-
fährlichen Weg über das Mittelmeer machten. Natürlich tut sie das nicht alleine.
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allerdings ist bekannt, dass Schlepper 
die Migranten mit solchen Geschichten zu 
versorgen pflegen, damit sie leichter Asyl 
beantragen können. Selbst Panorama räumt 
ein: Ob diese Geschichten stimmen, könne 
man nicht überprüfen. (1) 

Bei bester Laune  
und Gesundheit 

Tatsache ist: Die Italiener hatten die 
Sea-Watch 3 keineswegs im Stich gelassen. 
Bald darauf holten sie Babys, Kranke und 
Schwangere ab, insgesamt zehn Personen, 
später auch angebliche Notfälle. Zurück 
blieb die gesund erscheinende Männer-
truppe. Als Nächstes rief Sea-Watch den 
Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte an, um Italien dazu zu zwingen, das 
Schiff anlegen zu lassen - vergeblich: Die 
Richter sahen ebenfalls keinen Anlass, Ita-
lien zum Empfang der Sea-Watch 3 zu ver-
pflichten. Für Notfälle an Bord sei ja bereits 
gesorgt worden. Am 15. Tag der Reise rief 
Rackete die italienischen Behörden an und 
kündigte an, jetzt in den Hafen von Lampe-
dusa zu fahren, da sie 42 Menschen an Land 
bringen müsse. Es handele sich um eine 
Notsituation, und «Ihre Regierung hat noch 
keinerlei Unterstützung geleistet». (1) Was 
man leicht als Lüge verstehen könnte, denn 
inzwischen hatten die Italiener elf kranke, 
schwangere oder minderjährige Personen 
abgeholt, um sie zu versorgen. 

«Die Bedingungen an Bord» des Schiffes 
seien «sehr kritisch» - was den zuvor ge-
zeigten Bildern von wachen, wohlgenährten 
und fitten jungen Leuten zufolge ebenfalls 
nicht stimmt. Ja, nicht nur das: Zwischen-
durch drehte der Rapper «2Nasty» an Bord 
sogar einen lustigen Sprechgesang mit ei-
ner Gruppe von «Flüchtlingen», wobei die 
Migranten fröhlich mitsangen und -tanz-
ten. Alle Mitwirkenden waren offenbar bei 
bester Laune und Gesundheit. Es fällt auf, 
dass Panorama diese Gesangseinlage der 
angeblich so erschöpften Migranten nicht 
in seinem Filmbeitrag zeigte. Auf eine dies-
bezügliche Anfrage unseres Autors Gerhard 
Wisnewski antwortete die Redaktion: «Die 

konkreten Aufnahmen haben wir nicht mit-
bekommen, sie lagen und liegen uns daher 
auch nicht vor. Es ist naheliegend, dass wir 
zu dieser Zeit auf der [Kommando]brücke 
waren, weil unser Fokus auf den Verhand-
lungen Carola Racketes lag. Dass daraus 
später ein Video produziert wird, war uns 
nicht bekannt.» (3) 

Als Schleppermission 
entlarvt 

Gegen Ende der Odyssee stellt die italie-
nische Küstenwache eine politische Lösung 
in Aussicht, während inzwischen bereits 

massenhaft Journalisten in Schlauchbooten 
an der Sea-Watch 3 anlegen, um über die sa-
genhafte «Kapitänin» zu berichten. Als die 
versprochene Lösung auch am 17. Tag nicht 
eintrifft, «reicht es» Rackete. Sie informiert 
die italienische Grenzsicherungsbehörde, 
dass sie jetzt in den Hafen einlaufen wird, 
was sie denn auch tut. Man darf annehmen, 
dass ihr das anwesende Kamerateam des 
deutschen Staatsfernsehens Selbstsicher-
heit verleiht. Ein italienisches «Polizeiboot 
legt sich schnell an den einzig möglichen 
Liegeplatz, um so das Anlegen der Sea-
Watch 3 noch zu verhindern», heißt es in 
dem später ausgestrahlten Film. Die Sea-
Watch 3 drängt das Boot jedoch gegen die 
Pier, woraufhin es wegfährt. Im Hafen gibt 
es Applaus von manchen, aber auch Rufe 
wie «Schämt euch!». Eine Frau beschimpft 
Rackete als Menschenhändlerin und fordert 
ihre Verhaftung. Tatsächlich wird Racke-
te öffentlichkeitswirksam abgeführt. Eine 
gelungene Show. «Ihre weltweit beachtete 
Rettungsmission endet im Fiat Punto der 
örtlichen Zolldirektion von Lampedusa», 
heißt es in dem Panorama-Beitrag vom 11. 
Juli 2019, um dann befriedigt festzustellen: 
«Und für Ebai [einen Migranten] und die 

EU mit einem Sonderrechtepaket für Afrikaner  

Im März 2019 beschloss das EU-Parlament einen Antrag mit dem Titel «Die 
Grundrechte von Menschen afrikanischer Abstammung». Schon beim Titel 
darf man misstrauisch werden. Gelten innerhalb der EU nicht bereits für je-
den die selben Grundrechte? 
Die wichtigste Prämisse der EU-Entschließung ist der einheimische Europä-
er, der vor «Afrophobie, Afriphobie und Rassismus gegen Schwarze» (tat-
sächlicher Wortlaut) nur so strotze, weshalb der Afrikaner eines besonderen 
Schutzes und einer Sonderbehandlung bedürfe. Diese Grundannahme lässt 
sich bereits in der allerersten Forderung erkennen, in der die Mitgliedstaaten 
und EU-Organe dazu aufgefordert sind, «anzuerkennen, dass Menschen af-
rikanischer Abstammung besonders stark Rassismus, Diskriminierung und 
Fremdenfeindlichkeit ausgesetzt sind». Deswegen sollen «nationale Strate-
gien für die soziale Inklusion und Integration von Menschen afrikanischer 
Abstammung» entwickelt werden, wozu u.a. auch das Ausblenden ethni-
scher Merkmale bei der Strafverfolgung gehört (siehe S.33 f.). 

Ein laut ersten Zeugenaussagen arabisch aussehender Mann soll mit einem Messer wahllos auf mehrere 
Besucher des Stadtfests «Festival der Vielfalt» (bittere Ironie) in Solingen eingestochen haben. Denkt man 
militärisch, könnte man angesichts solcher Schlagzeilen auch von Kriegsakten sprechen (siehe S.41 ff.). 

bild.de, 24.08.2024 
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anderen in Europa.» (1) Womit der eigent-
liche Zweck der Reise nebenbei enthüllt 
wird. Denn eigentlich hätte es doch heißen 
müssen: «in Sicherheit». Das ist doch der 
Sinn einer Seenotrettung - und nicht die 
Ankunft an einem bestimmten Ort. Damit 
entlarvt sich die Überfahrt endgültig als 
Schleppermission.

Fröhliche  
Schlauchboot-Party 

So gab es neben dem Rapper-Video von 
der Sea-Watch 3 auch noch weitere Bilder, 
die die Panorama-Zuschauer nicht zu sehen 
bekamen. Wie eine solche «Flucht» norma-
lerweise abläuft, deckte am 16. Juli 2019 die 
italienische TV-Sendung Quarta Repubblica 
in einem Video von der libyschen Küste auf. 
Darin sieht man eine regelrechte Schlauch-
boot-Party: Fröhliche Menschen in 
Schwimmwesten fuchteln mit Handys her-
um und lachen und rufen zu den Klängen 
islamischer Musik. Alles sieht nach einem 
lustigen Abenteuer aus. In den Gesichtern 
sieht man keine Spur von Leid, Folter oder 
Unterernährung. Niemand ist angesichts 
des angeblich lebensgefährlichen und un-
gewissen Abenteuers bedrückt. «Die Fest-
stimmung steht im krassen Kontrast zu den 
filmischen Meisterwerken deutscher Cou-
leur wie etwa der Sea-Watch-Dokumen-
tation von ARD-Panorama», berichtete die 
Junge Freiheit ( JF) über das Video. «Videos 
wie diese zirkulierten bereits seit längerer 
Zeit auf Facebook.» (4) 

Mafia besticht Polizei 
«Zwei solcher Videos seien üblich, ei-

nes bei der Abfahrt aus Zuwara in Libyen, 
das andere bei der Ankunft in Italien, um 
zu verdeutlichen, dass alles gut gegangen 
sei», zitiert die JF aus einem Interview mit 
einem «Flüchtling» in Italien: «Die [liby-
sche, Anmerkung JF] Mafia besticht die li-
bysche Polizei, sodass sie die Boote nicht 
aufhalten», sagt er. Und: «Am Strand hät-
ten die Behörden die Schlepper gesehen, 
es sei aber nichts passiert, weil es ein Ab-
kommen gab. Der 21-jährige Libyer, der 
vor wenigen Wochen Italien erreicht hatte, 
nennt in dem Interview auch den Namen 
des Kontaktmanns: Lokman Zwari (bezie-
hungsweise Lukman Zauari). Auf Facebook 
organisiert er in einer geheimen Gruppe 
Überfahrten von Libyen nach Italien.» Der 
Migrant berichtet in dem italienischen 
Filmbeitrag: «Als ich ihn fragte, ob die 
Überfahrt sicher sei, sagte er: Ja, er arbeite 
mit Schiffen zusammen, die Leute aus dem 
Mittelmeer retteten. Er hat gesagt, davon 
gebe es viele.» - «Der Kontaktmann hat ge-

sagt, dass er mit den Seenotrettern im Mit-
telmeer in Verbindung stehe?», fragt die 
italienische Interviewerin. «‹Ja, ja, er hat 
gesagt, er sei mit vielen Schiffen von See-
notrettern in Kontakt. Sea-Watch und viele 
andere, deren Namen ich nicht mehr weiß.› 
Er würde die Orte kennen, an denen die-
se Schiffe warteten, wie etwa Sea-Watch. 
Wenn irgendetwas passieren würde, dann 
meldete er das bei Sea-Watch. Auf seinem 
Handy hätte er ihm viele Telefonnummern 
von verschiedenen Organisationen gezeigt. 
‹Etwa vier oder fünf Nummern. Darunter 
die von Sea-Watch.›» (4)   

Überfahrt für 1600 Euro 
Die italienischen Journalisten beauf-

tragten einen Lockvogel, bei dem Schlepper 
Lokman anzurufen: Der Mann «gibt sich als 
marokkanischer Migrant aus, der nach Ita-
lien überfahren will. ‹Die Überfahrt kostet 
1600 Euro›, meldet sich der Schlepper. Auf 
den Einwand des falschen Migranten, er sei 
sehr besorgt wegen der Überfahrt, wiegelt 
Lokman ab: ‹Ich bin ein seriöser und pro-
fessioneller Mann. […] Wir sind in Kontakt 
mit Sea-Watch, aber derzeit ist das Schiff, 
das unterwegs ist, von Open Arms.› Der 
Lockvogel fragt nach: ‹Du bist also in Kon-

takt mit denen, und wenn etwas passiert, 
rufst du die an, um uns zu retten?› - ‹Ja ja, 
ich bin in Kontakt mit denen.›» Über ei-
nen Messenger liefert der Schlepper auch 
«Beweise» für seine professionelle Arbeit: 
«Fotos von glücklichen Migranten, die in 
Italien angekommen sind, Bilder von Auf-
enthaltsorten der NGOs, die in der Nähe 
warteten, und der Screenshot einer Kon-
versation mit Open Arms. Er hinterlässt 
auch die Nummer der spanischen NGO. […] 
Open Arms behauptet, niemanden namens 
Lokman zu kennen.» (4) Für Schlepper und 
Migrationsstrategen war Racketes Mission 
ein voller Erfolg. Schon wenig später legte 
das «Rettungsboot» Gregoretti mit mehr als 
130 Migranten an Bord in Sizilien an. (5) Seit 
dem Ende der Regierung Conte im Septem-
ber 2019 war der italienische Innenminister 
Salvini ohnehin Geschichte, und die «Ret-
tungsboote» nahmen wieder vermehrt Kurs 
auf Italien. (gw/tk) 

�Quellen:

1. �youtube.com, Exklusiv: Was geschah an Bord der «Sea-Watch 3»? 
| Panorama | NDR, 12.07.2019 

2. �rnd.de, Seenotrettung im Mittelmeer: Kein Hafen in Sicht, 
09.04.2019 

3. E-Mail vom 13.08.2019 
4. �jungefreiheit.de, Schlepper: «Ja, wir sind in Kontakt mit Sea-

Watch», 17.07.2019 
5. �nzz.ch, Das Rettungsschiff «Gregoretti» mit 130 Migranten an Bord 

hat trotz Verbot in Sizilien angelegt, 28.07.2019 

Syrer in Deutschland

Quelle: de.statista.com, 02.05.2024 

Eine ganze Metropole kulturfremder und in der Mehrzahl nicht in den Ar-
beitsmarkt integrierbarer Menschen wurde innerhalb eines Jahrzehnts nach 
Deutschland importiert und ein Ende dieser Entwicklung ist kaum abzuse-
hen. In Syrien lag die Geburtenrate 2021 mit 2,75 Kindern pro Frau fast dop-
pelt so hoch wie in Deutschland (1,58). Es erstaunt, dass die Regierungs-
verantwortlichen überhaupt ohne große Widerstände damit durchgekommen 
sind, Syrer zu einem bemerkbaren demographischen Teil der Bevölkerung zu 
machen - und das ohne einen für die Deutschen notwendigen Anlass wie z.B. 
die Anwerbung wichtiger Billiglohnarbeiter oder ähnlichem.
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• Die Präambel gehört nicht zu den 
rechtswirksamen Bestandteilen eines Geset-
zes oder Vertrages, sondern stellt nur eine Art 
Vorwort dar, in dem meistens feierliche Ab-
sichtserklärungen gegeben und der «Geist» 
des jeweiligen Dokumentes formuliert wird. 

• Die Aufzählung der Bundesländer in 
der Präambel definiert auch inhaltlich kei-
nen Geltungsbereich mehr, sondern erklärt 
nur, dass die genannten Länder «in freier 
Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands vollendet» haben. 

• Gemäß dieser Präambel gilt das Grund-
gesetz nicht mehr für ein bestimmtes Gebiet 
(die Länder), sondern nur für ein Volk, näm-
lich «das gesamte Deutsche Volk». 

Deshalb wird vermutet: Mit der Wieder-
vereinigung wurden die Deutschen um ihr 
Staatsgebiet gebracht. Die «deutsche Wie-
dervereinigung» wäre in Wirklichkeit eine 
«deutsche Auflösung» gewesen. Die Theorie 
lautet: Der Artikel wurde nicht einfach ver-

gessen, sondern der ursprüngliche 
Inhalt, der das Staatsgebiet definierte, 
wurde gestrichen, umformuliert und 
in die rechtsunwirksame Präambel 
verschoben, sodass nur noch der Ein-
druck der Definition eines Staatsge-
bietes entsteht. Im neuen Artikel 23 
wird die Bundesrepublik Deutschland 
auf die Mitwirkung an einem «ver-
einten Europa» verpflichtet, weshalb 
der Artikel, der früher das deutsche 
Staatsgebiet definierte, inzwischen 
auch «Europaartikel» heißt. (3) Besitzt 
Deutschland also schon seit 34 Jahren 
kein Hoheitsgebiet mehr? 

Immerhin noch  
ein «Volk»? 

Die Konstituierung eines Staates 
erfordert zwingend ein Staatsgebiet. 
Denn ein Staat setzt sich definitions-
gemäß nun mal aus drei Komponen-
ten zusammen: dem Staatsvolk, dem 
Staatsgebiet und der Staatsgewalt 
(«Drei-Elemente-Lehre»). Ein Staat 

ohne Gebiet ist in Wirklichkeit also gar 
kein Staat. Der Betrug an den Deutschen 
könnte also viel mehr als bloß die Aufgabe 
ihrer Grenzen und ihres «Staatsgebietes» 
durch Angela Merkel am 4. September 2015 
umfassen (siehe S.10 ff.). Da Letzteres oh-
nehin nicht mehr vorhanden sein könnte 
und die Deutschen damit staatenlos wären, 
wäre es in gewisser Hinsicht nicht einmal 

W
ussten Sie, dass nach Grund
gesetzänderung vom 23. 
September 1990 Deutsch-
land in Wirklichkeit gar kein 
Staatsgebiet mehr besitzt? 

So sehen es zumindest viele. An jenem Tag 
wurde mit dem Gesetz zum Einigungsver-
trag der Artikel 23 des Grundgesetzes auf-
gehoben, der dessen Geltungsbereich und 
damit das Staatsgebiet festlegte. Begriffe wie 
«Staatsgebiet», «Territorium» oder «Gren-
zen» suchte man im Grundgesetz zwar auch 
früher vergebens, die Definition des Staats-
gebietes fand sich aber in dem genannten 
Artikel 23: «Dieses Grundgesetz gilt zu-
nächst im Gebiete der Länder Baden, Bay-
ern, Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, Hes-
sen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Würt-
temberg-Baden und Württemberg-Hohen-
zollern. In anderen Teilen Deutschlands ist 
es nach deren Beitritt in Kraft zu setzen.» (1) 

Womit bei Verabschiedung des Grundgeset-
zes 1949 die «Ostzone» beziehungsweise die 
DDR gemeint und klar war, aus welchen Ter-
ritorien sich die Bundesrepublik Deutsch-
land zusammensetzte und dass die Grenzen 
ihrer Länder zum benachbarten Ausland die 
Staatsgrenze bildeten.

Das Magazin National Geographic 
widmete seine Ausgabe vom Oktober 

2016 der Zukunft Europas. Auf ein Fra-
gezeichen hinter dem Titel «Die neuen 
Europäer» wurde verzichtet, denn ein 

weiteres massenhaftes Einströmen von 
«Flüchtlingen» nach Europa scheint 

für die Autoren festzustehen. Typische 
Europäer sollen also in wenigen 

Jahrzehnten schon so aussehen wie die 
Familie auf dem Magazin-Cover. 

Die Auflösung Deutschlands - Tatbestand Völkermord?

Präambel 
Mit dem Gesetz zum Einigungsvertrag 

vom 23. September 1990 wurde Artikel 23 
und damit das Staatsgebiet Deutschlands 
jedoch aufgehoben, unken kritische Beob-
achter. Zwar wurde ein ähnlicher Wortlaut 
in die Präambel des Grundgesetzes einge-
fügt, wo es nun heißt: «Die Deutschen in 
den Ländern Baden- Württemberg, Bayern, 
Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, 
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nie-
dersachsen, Nordrhein- Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-An-
halt, Schleswig-Holstein und Thüringen 
haben in freier Selbstbestimmung die Ein-
heit und Freiheit Deutschlands vollendet. 
Damit gilt dieses Grundgesetz für das ge-
samte Deutsche Volk.» (2) Aber das könnte 
nur ein Täuschungsmanöver sein, das le-
diglich den Eindruck eines Staatsgebietes 
erweckt, aber keines mehr definiert. Denn: 

Das Time-Magazin titelte 2013 mit zwei Westlern auf 
dem Cover: «Das kinderfreie Leben - Alles haben, 
ohne Kinder zu haben». 



29 Ausgabe 62, September 2024

illegal, ihr Territorium zu überrennen oder 
überrennen zu lassen. Zwar genießen auch 
Völker als solche Schutz, nur können sie 
ohne Staatsgebiet natürlich nicht so einfach 
Anspruch auf ein bestimmtes Territorium 
oder bestimmte Grenzen erheben. Die Kur-
den oder Palästinenser wissen das nur zu 
gut. 

Wären die Deutschen aufgrund eines 
möglicherweise fehlenden Staatsgebiets 
kein «Staatsvolk» mehr, könnten sie aber 
immerhin noch ein «Volk» sein, nämlich 
die ethnische Gemeinschaft der Deutschen. 
Nicht nur Staaten, sondern auch Völker ge-
nießen bestimmte Rechte. Deshalb spricht 
man ja auch von einem «Völkerrecht». 
Subjekte (also Träger oder Inhaber) dieses 

Völkerrechts sind zwar meistens Staaten, 
können aber auch internationale Organi-
sationen oder Völker sein, wie zum Beispiel 
eben die Palästinenser. 

Das wirft übrigens den Zusammenhang 
auf, dass man versucht, das «Deutsche Volk» 
als solches umzudefinieren, sodass das eth-
nische Deutsche immer mehr in den Hin-
tergrund rücken. So sagte Nancy Faeser vor 
Kurzem: «Wir lassen nicht zu, dass ethnisch 
definiert wird, wer zu Deutschland gehört 
und wer nicht.» (siehe S.75) 

Völkermordkonvention 
Zu den wichtigsten Rechten eines Vol-

kes gehört natürlich das Recht auf seinen 
Bestand, so wie das wichtigste Recht des 
menschlichen Individuums das Recht auf 
Leben ist. Beispielsweise ist es laut UN-Völ-
kermordkonvention strikt verboten, «eine 
nationale, ethnische, rassische oder religi-
öse Gruppe als solche ganz oder teilweise 
zu zerstören». Ja, dies ist das schwerste Ver-
brechen des sogenannten Völkerstrafrechts 
überhaupt, nämlich Völkermord. (4) Für den 
Begriff kommt es weder auf ein Staatsge-

Der Name der Titelgeschichte lautet «Die heimli-
chen Hitler». 

Cover des Spiegel 34/2024

«Solange Ausländer sich strafbar machen, wenn 
sie unerlaubt in die Bundesrepublik Deutschland 

einreisen, ist die Strafbarkeit auch bei all jenen gege-
ben, die dazu Hilfe leisten. Dazu gehören Zugführer, die 
wissentlich Flüchtlinge über die Grenze transportieren, 
aber auch die deutsche Bundeskanzlerin, die mit ihrem 

Verhalten jedenfalls ab dem 5. September 2015 die unerlaubte Einreise 
aktiv gefördert hat und es aktuell unterlässt, sie zu unterbinden.» 
Professor Holm Putzke von der Universität Passau, Experte für Strafrecht, im Oktober 2015 

gegenüber dem Focus (siehe oben) 

focus.de, 10.10.2015 

biet noch auf physische Pogrome oder auf 
eine vollständige Zerstörung eines Volkes 
an. Zur Erfüllung des Völkermord-Straftat-
bestandes genügt die teilweise und gezielte 
Zerstörung einer «nationalen, ethnischen, 
rassischen oder religiösen» Gruppe, einer 
Gruppe also, die sich über ihre Herkunft und 
Abstammung definiert. «Völkermord», so 
heißt es auf dem juristischen Portal voelker-
mordkonvention.de, «wird auch als Genozid 
bezeichnet und stammt vom griechischen 
Wort für Herkunft, Abstammung (génos) 
und dem lateinischen Wort für morden, 
metzeln (caedere) ab». (5) Aber auf physischen 
Mord oder Massenmord kommt es dabei gar 
nicht an. Um den Straftatbestand des Völ-
kermordes zu erfüllen, muss kein Mensch 
dieser Gruppe ermordet werden. Verboten 
ist vielmehr die gezielte Dezimierung an 
sich - wodurch auch immer. So reicht es 
beispielsweise, wenn ein Volk bewusst un-
ter Lebensbedingungen gestellt wird, «die 
auf die völlige oder teilweise physische Zer-
störung der Gruppe abzielen». Dazu gehört 
auch die «Verhängung von Maßnahmen, die 
auf die Geburtenverhinderung innerhalb 
der Gruppe gerichtet sind». (4)

Laut dem Akayesu-Urteil des Internati-
onalen Strafgerichtshofs für Ruanda vom 2. 
September 1998 fallen unter diese Maßnah-
men zum Beispiel «sexuelle Verstümmelun-
gen, Sterilisationen, erzwungene Geburten-
kontrollen, Trennung der Geschlechter und 
Heiratsverbote». (6) 

Völkermord in 
Deutschland? 

Dass die Deutschen (aber auch andere 
europäische Völker) solchen Maßnahmen 
unterworfen werden, kann wohl kaum be-
zweifelt werden. Zwar wird dabei in der 
Regel kein formaler Zwang ausgeübt, die 
allgegenwärtige Propaganda erfüllt jedoch 
denselben Zweck. Und zwar Propaganda 

• für Verhütungsmethoden
• �für Abtreibungsmethoden

«Jedwede Praxis oder Politik, die das Ziel 
oder den Effekt hat, die demographische Zu-

sammensetzung einer Region, in der eine nationa-
le, ethnische, sprachliche oder andere Minderheit 
oder eine autochthone Bevölkerung ansässig ist, zu 
ändern, sei es durch Vertreibung, Umsiedlung und/
oder durch die Sesshaftmachung von Siedlern oder eine Kombination 
davon, ist rechtswidrig.» 

Aus dem UN-Entwurf für eine «Erklärung über Bevölkerungstransfers und die 
Sesshaftmachung von Siedlern» aus dem Jahr 1997 

Quelle: gfbv.de, Der UN-Entwurf für eine «Erklärung über Bevölkerungstransfers und die 
Sesshaftmachung von Siedlern» (1997), 31.05.2005  
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• �für weibliche Karriere und späte Mutter-
schaft, die dann oft nicht mehr eintritt 
bzw. risikobehafteter ist 

• �für eine langatmige akademische Aus-
bildung nach der Schulzeit (Bachelor & 
Master), während der die Studenten zum 
einen kaum Zeit haben, zum anderen 
meist einkommensschwach sind und 
sich somit keinen Nachwuchs leisten 
können 

• �für Konsum und Luxus statt für Nach-
wuchs (man denke an «Dinkys» = «Dou-
ble Income, No Kids»)

• �für «Normalisierung» von Scheidungen, 
alleinerziehenden Eltern

• �für unfruchtbare oder asexuelle Lebens-
stile (Homosexualität, Single-Dasein 
u.a.)

• �für «Trans-Identitäten» und damit un-
umkehrbare Sterilisierung durch eine 
«Geschlechtsangleichung» (Operation, 
Pubertätsblocker) 

• �für Veränderungen des männlichen und 
weiblichen Körpers und damit Zerstö-
rung der Schlüsselreize (Stichwort «Body 
Modification»: Tätowierungen, Piercings, 
«Schönheitsoperationen»)

• �für «Feminismus» (= Ent-Feminisierung)
• �für Skandalisierung und Kriminalisie-

rung männlicher Kontaktversuche
• �für Angleichung der Geschlechter in So-

zialverhalten, Beruf, Erscheinungsbild 
und Mode (= erotischer Spannungsab-
bau)

• �für das Umdefinieren des Begriffs «Volk» 
insgesamt (primär allerdings nur im 
Westen) (siehe S.55 und 75) 

«Wollte man Völker durch Propaganda ver-
nichten, man könnte es nicht besser betreiben», 
zitierte Der Spiegel den Verhaltensforscher Ire-
näus Eibl-Eibesfeldt zu einer Zeit, als derglei-
chen für die meisten von uns noch gar nicht er-
kennbar war, nämlich 1989. (7) Tatsächlich: Denn 
unter dem Strich kommt dabei eine wirksame 
«soziale Sterilisierung» heraus. Wie wirksam 

sie ist, kann an den zusammenbrechenden 
Geburtenraten der europäischen Völker (aber 
übrigens auch der Japaner) abgelesen werden. 
Zu den Ländern mit den niedrigsten Geburten-
raten gehörten lange ausgerechnet die Verlierer 
des Zweiten Weltkriegs Deutschland, Japan und 
Italien, was damit zu tun haben könnte, dass 
der Krieg gegen diese Völker nie aufgehört hat 
(Ausgaben 28-30). Im Falle Deutschlands, aber 
auch anderer europäischer Völker haben wir es 
mit einer Doppelstrategie zu tun: 

1. �Senkung der Geburtenraten durch 
aktive Bevölkerungspolitik und viel-
fältige soziologische und politische 
Maßnahmen 

2. immer ungebremstere Einwanderung

Die Deutschen sehen sich also einer aku-
ten existenziellen Bedrohung gegenüber: 
dem Zusammenbrechen der Geburtenraten 
und der überbordenden Immigration, die 
beide zwei Seiten derselben Medaille sein 
könnten, nämlich des Völkermordes an den 
Deutschen (und Europäern). Eine wilde Ver-
schwörungstheorie? Und eine «rechte» noch 
dazu? Nicht doch: Im Wesentlichen handelt 
es sich, wie bereits erläutert (siehe S.6 ff.), um 
explizite UN-Politik. Seit der Völkermord-
konvention von 1948 hat sich die Politik der 
UNO nämlich erheblich geändert. (gw/tk)
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«Ist mir egal, ob ich schuld am Zustrom der Flüchtlinge bin, nun 
sind sie halt da.» (1)  

Angela Merkel im September 2015, laut Welt-Online in einer Fraktionssitzung der CDU 

«Ich würde die wesentlichen Entscheidungen wieder so fällen.» (2)  
Angela Merkel 2020 über ihre Entscheidung zur Grenzöffnung im September 2015  

Quellen: 
1. welt.de, Flüchtlingskanzlerin: Die Union verweigert Merkel die Gefolgschaft, 27.09.2015 
2. zeit.de, Angela Merkel: «Das Virus ist eine demokratische Zumutung», 28.08.2020

bild.de, 17.08.2024

Es ging um eine klaf-
fende Haushaltslücke 
von 12 Milliarden 
Euro. 
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Auf einen Blick

Unter dem Vorwand des Schutzes von 
Menschenrechten wird nahezu jeder 
Versuch, die nationalen Grenzen zu 
schützen, von den Vereinten Nationen 
und der Europäischen Union verurteilt.

UN und EU schreiben Deutschland per 
«Soft Law» und «Hard Law» vor, 
Migranten fast bedingungslos 
aufzunehmen und zu versorgen. 

W
ährend der im Einleitungs-
text beschriebene UN-Migra-
tionspakt (siehe S.7 ff.) selbst 
nicht rechtlich bindend ist, 
können seine Prinzipien und 

Ziele durch Gesetzgebung in nationales Recht 
überführt und in der Praxis umgesetzt werden, 
was in Deutschland mittlerweile fleißig ge-
schieht. Der in der Genfer Flüchtlingskonven-
tion verankerte «Grundsatz der Nichtzurück-
weisung», der durch den Pakt gestärkt werden 
soll, verbietet einem Staat die Rückführung von 
Migranten, ohne deren Asylansprüche geprüft 
zu haben. Dies gilt jedoch im Völkerrecht als 
sehr umstritten, da die «Nichtzurückweisung» 
das ebenso im Völkerrecht verankerte Prinzip 
der territorialen Souveränität einschränkt. (1) In 
der Praxis ist es nämlich schwer umsetzbar, bei 
jedem Individuum, das eine Grenze überquert, 
zu prüfen, ob ihm im Heimatland Verfolgung 
droht (was einen Asylanspruch rechtfertigen 
würde). Sowieso stellt sich die Frage, inwie-
weit ein Grundrecht auf Asyl für jeden poten-
ziellen Grenzübertreter überhaupt im Bereich 
des Möglichen liegt und ob man sich als Staat 
nicht selbst torpediert, wenn man sich berei-
terklärt, wirkliche Verfolgte ohne Obergren-
ze aufzunehmen. Bis zu welchem Kontingent 
sollen politisch Verfolgte ihr Asylrecht gewährt 
bekommen? Eine Million, fünf Millionen, 20 
Millionen, 100 Millionen? 

Bei den meisten angeblichen Flüchtlingen 
ist praktisch nicht herauszufinden, inwieweit 
sie in ihrem Heimatland politischer Unterdrü-
ckung ausgesetzt sind, geschweige denn, wel-
ches überhaupt ihr Heimatland ist. Und selbst 
wenn ihnen Tod und Elend drohen würden: Bei 
einer bestimmten Menge an Asylanträgen, die 
in Deutschland längst überschritten ist, muss 
jeder Staat auf der Welt ein Limit setzen. Das sah 
sogar der SPD-Bundeskanzler Olaf Scholz ein, 
der dem Spiegel im Oktober 2023 mitteilte: «Wer 
eine unbegrenzte Zuwanderung will, muss so 

ehrlich sein und sagen, dass wir dann unseren 
Sozialstaat, wie wir ihn heute haben, nicht auf-
rechterhalten könnten.» (2)  

«Illegale Pushbacks» 
Trotz der realen Begebenheiten, die den 

«Grundsatz der Nichtzurückweisung» als we-
nig praktikabel entlarven, spricht die UNO 
laufend von «illegalen Pushbacks», wenn Staa-
ten Grenzübertreter schnellstens in das Land 
zurückschicken, aus dem sie gekommen sind.
(3) Werden Grenzübertritte allgemein durch 
nationale Gesetze für illegal erklärt und «das 
Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren» 
(New Yorker Erklärung, 2016, siehe S.8) nicht 
garantiert, dann handelt es sich aus Sicht der 
Vereinten Nationen um einen «illegalen Push
back» desjenigen Staates, der diese Regeln 
implementiert hat. Ergo: Jedes Vorgehen der 
Staatsgewalt, um Migranten ohne ein indivi-
duelles Verfahren aus dem Land zu schaffen, 
wird von der UNO für illegal erklärt. Wenn 
sich z.B. die polnische Polizei an der Grenze 
zu Weißrussland weigert, irakischen Eindring-
lingen ein Asylverfahren inklusive Versorgung 

anzubieten und sie stattdessen zurück nach 
Weißrussland schickt, ist dies im UN-Narra-
tiv der Inbegriff eines «illegalen Pushbacks». 

(4) Auch die Remigration von zehntausenden 
haitianischen Migranten, die sich an der ame-
rikanisch-mexikanischen Grenze sammelten 
und von US-Behörden in ihr Heimatland zu-
rückgeführt wurden, ist nach diesen Standards 
unrechtmäßig. (5) Hingegen ist es ganz im Sinne 
des «Grundsatzes der Nichtzurückweisung», 
wenn Deutschland schlicht jedem Ankommen-
den ein Asylverfahren gewährt, was selbst laut 
CDU-Chef Friedrich Merz «hunderttausend-
fach missbraucht» wird. (6) Dass die «Macht des 
souveränen Staates mit einem ganzen Katalog 
von universellen Menschenrechten einge-
dämmt» wird, stellte Prof. Dr. Christian Jopp-
ke, migrationskritischer Soziologe an der Uni-
versität Bern, schon in den 90ern fest. (7)  

Deutschland prescht voran 
Die deutsche Bundesregierung handelt 

quasi als UN-Musterschüler. Nach einer 2021 
gefällten Entscheidung des nordrhein-west-

Von «Soft Law» zu «Hard Law»:  
Die Implementierung des UN-Migrationspaktes 

Durch das neue «Gesetz zur 
Modernisierung des 
Staatsangehörigkeitsrechts» wird die 
deutsche Staatsbürgerschaft noch 
leichtsinniger vergeben als zuvor. Das 
ebenso neu verabschiedete 
«Rückführungsverbesserungsgesetz» 
wirkt dagegen wie eine zahnlose 
Finte.

Kritik an all dem unerwünscht: Der 
Migrationspakt verurteilt «Intoleranz, 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und 
andere Formen der Diskriminierung 
gegenüber Migranten». 

Vorwurf «Racial Profiling»: 
Migrantenkriminalität wird durch 
politische Korrektheit Vorschub 
geleistet. 
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fälischen Oberverwaltungsgerichts in 
Münster können nicht einmal über Italien 
eingereiste «Schutz- oder Asylsuchende» von 
Deutschland dorthin zurückgeschickt wer-
den. Italien ist in vielen Fällen der Staat, in 
dem afrikanische Migranten zum ersten Mal 
europäischen Boden betreten. Nach gelten-
dem EU-Recht, das mittlerweile in Deutsch-
land so gut wie ausgesetzt ist, müssten sie 
eigentlich auch dort ihren Asylantrag stellen 
(siehe S.11 f.). Das deutsche Gericht sah in 
Italien jedoch die ernsthafte Gefahr einer un-
menschlichen und erniedrigenden Behand-
lung (8), obwohl das Land im Vergleich zu den 
typischen afrikanischen Herkunftsländern 
geradezu luxuriöse Versorgungsstandards 
aufzuweisen hat. 

Am 19. Januar 2024 beschloss der Bun-
destag das «Gesetz zur Modernisierung des 
Staatsangehörigkeitsrechts». Bisher mussten 
Personen in der Regel mindestens acht Jahre 
in Deutschland gelebt haben, um die deutsche 
Staatsangehörigkeit beantragen zu können. 
Mit der Gesetzesänderung wurde diese Frist 
jetzt auf fünf Jahre verkürzt, bei «besonde-
ren Integrationsleistungen» - ein halbwegs 
fließendes Deutsch und gute Schulnoten soll-
ten genügen - sogar auf gerade mal drei Jahre. 
Auch weitere Einbürgerungsvorraussetzun-
gen wurden mit dem Gesetz gelockert. Zudem 
erhalten in Deutschland geborene Kinder 
ausländischer Eltern künftig vorbehaltlos den 
deutschen Pass. (9) Schon jetzt werden hun-
derttausende vorgebliche oder tatsächliche 
Syrer und Afghanen, die 2015 und 2016 illegal 
nach Deutschland einreisten, mit deutschen 
Pässen versorgt, was sich in Zukunft durch 
diese «Modernisierung» nur noch beschleu-
nigen wird. 

Hatte Bundeskanzler Olaf Scholz im Zuge 
der Gaza-Ausschreitungen versprochen, 
die Abschiebungen abgelehnter Asylbewer-
ber massiv auszuweiten, war sein im Janu-
ar 2024 durch den Bundestag beschlossenes 
«Rückführungsverbesserungsgesetz» mehr 
als zahnlos. Nicht einmal ein Antrag der Uni-
onsfraktion, die gesetzlichen Kompetenzen 

der Bundespolizei für Rückführungen aus-
zuweiten und die Möglichkeit, Asylanträge 
von illegal Eingereisten abzulehnen, floss in 
das Gesetz mit ein. (10) «Das ‹Rückführungs-
verbesserungsgesetz› der Ampel-Koalition, 
beschlossen am 18. Januar, sieht zwar Ver-
schärfungen für Asylbewerber vor, beziffert 
die Zahl der dadurch wachsenden Abschie-
bungen auf bloße 600 Menschen. Pro Monat 
- während pro Tag rund 1000 Asylbewerber 
hinzukommen», so der Focus. (11) 

Die deutsche Innenministerin Nancy Faeser auf «X» über das von ihr vorangetriebene «Gesetz zur Mo-
dernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts», mit dem Ausländer den deutschen Pass schon nach drei 
bis fünf anstatt acht Jahren bekommen. 

Die EU mischt sich ein 
Die Europäische Union, deren Vertreter 

bei den Vereinten Nationen den UN-Migra-
tionspakt durchweg befürworteten (12), übt 
erheblichen Druck auf Deutschland aus, im 
Sinne des Paktes zu handeln: Der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg entschied 
im Juli 2022, dass arbeitslose EU-Ausländer in 
Deutschland zukünftig Kindergeld kassieren 
dürfen. Wer vorher etwa aus Rumänien nach 
Deutschland kam, musste einen Job haben, um 
Kindergeld zu bekommen. Dem EuGH zufolge 
soll das in den ersten drei Monaten in Deutsch-
land nicht mehr nötig sein. Geklagt hatte eine 
Bulgarin, die für ihre drei Kinder Kindergeld 
erhalten wollte, obwohl sie in Deutschland kein 
Geld verdiente. Der Kindergeldanspruch für 
drei Kinder über drei Monate beläuft sich auf 
etwa 2000 Euro. Monatlicher Durchschnitts-
lohn in Bulgarien: 800 Euro. Der Innenexperte 
Christoph de Vries von der CDU warnte: «Das 
Urteil birgt die Gefahr eines Kindergeld-Tou-
rismus nach Deutschland.» (13) Ironischerweise 
zielt der UN-Migrationspakt wörtlich auf die 
«Minimierung nachteiliger Triebkräfte und 
struktureller Faktoren, die Menschen dazu 
bewegen, ihre Herkunftsländer zu verlassen» 
ab. (14) Ausgerechnet die wichtigsten Triebkräfte 
monetärer Natur scheinen Unterzeichnerstaa-
ten wie Deutschland aber nicht minimieren, 
sondern vielmehr fördern zu wollen. 

Im September 2023 erklärte der EuGH zu-
dem Zurückweisungen von Migranten an Bin-
nengrenzen der EU für rechtswidrig. Damit 
muss Deutschland jeden illegal eingereisten 
Ausländer aufnehmen und darf ihn vorerst 
nicht in das EU-Land, aus dem er die Grenze 
überschritten hat, zurückweisen, was die herr-
schenden BRD-Regierungen sowieso bisher so 
gut wie nie getan hatten. (15) 

Spitzenreiter Deutschland 
«Laut EU-Datenbank Eurostat kamen 

zwischen 2013 und 2022 insgesamt fast 14,5 
Millionen Ausländer in die EU. Davon such-
ten sich knapp sechs Millionen (40 Prozent) 
Deutschland als Zielland aus. Zum Vergleich: 

«Migration in Frankfurt ist eine 
Tatsache. Wenn Ihnen das nicht 
passt, müssen Sie woanders 
hinziehen.»  

Nargess Eskandari-Grünberg, deutsche 
Kommunalpolitikerin (Bündnis 90/Die 

Grünen), von 2022 bis 2023 kommissa-
risch für die Amtsgeschäfte des Oberbür-
germeisters der Stadt Frankfurt am Main 

zuständig, Anfang 2019 in Frankfurts 
Bildungs- und Integrationsausschuss 

Foto: Martin Kraft (photo.
martinkraft.com) Lizenz: CC 
BY-SA 4.0 via Wikimedia 
Commons

Deutschland ist Europas Migrations-Magnet 
Anzahl der Migranten 2013 bis 2022 

	 EU	 14'471'654 

	 Deutschland	 5'852'571 

	 Spanien	 1'828'271 

	 Frankreich	 1'625'362 

	 Italien	 1'041'613 

	 Niederlande	 856'146 

	 Polen	 26'196 Q
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Quelle: fr.de, Wie eine Gebetsmühle, 30.01.2019 
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Die Deutschen stellen nur 19 Prozent aller 
EU-Bürger. Insgesamt sind in der EU im Jahr 
2023 rund 1,05 Millionen Asylerstanträge ge-
stellt worden - der höchste Wert seit dem Jahr 
2016. Die meisten Asylbewerber stammen 
aus Syrien, Afghanistan und der Türkei. Auf 
Deutschland entfielen davon rund 329'000 
Erstanträge - rund ein Drittel! Frankreich 
kommt beim Asyl auf 15 Prozent, Spanien und 
Italien auf je rund neun Prozent. Damit ist die 
Bundesrepublik der einsame Spitzenreiter in 
der EU», so die Bild-Zeitung im Juli 2024. (16) 
Ein UN-Musterschüler eben. 

Kein Wunder, dass der UNO-Migrations-
chef Peter Sutherland (siehe S.6) die EU in einer 
führenden Rolle bei der von ihm vorgesehenen 
Zerstörung ethnischer Homogenität gesehen 
hatte. Vor dem britischen Parlament hatte er 
2012 folgendes ausgesprochen: «Die Vereinig-
ten Staaten oder Australien und Neuseeland 
sind Migrationsgesellschaften und nehmen 
daher Menschen anderer Herkunft leichter auf 
als wir [Europäer], die wir immer noch das Ge-
fühl einer Homogenität und eines Unterschieds 
zu anderen haben. Und das ist genau das, was 
die Europäische Union meiner Meinung nach 
mit allen Mitteln untergraben sollte.» (17) 

Kampf gegen 
«Diskriminierung» 

Der Migrationspakt verspricht eine «Ein-
stellung der öffentlichen Finanzierung oder 
materiellen Unterstützung von Medien, die 
systematisch Intoleranz, Fremdenfeindlich-
keit, Rassismus und andere Formen der Dis-
kriminierung gegenüber Migranten fördern» 
(14), was u.a. mit dem Verbot migrationskriti-
scher Medien wie Compact durch Innenminis-
terin Nancy Faeser vorangetrieben wird (siehe 
S.75 ff.). Auch der verschärfte Kampf gegen 
«Hasskriminalität im Netz» (18) leistet dieser 
Versprechung Vorschub, da sich die kritische 
Gegenöffentlichkeit zur Masseneinwanderung 
vor allem im Internet formiert. 

Außerdem sollen Regierungen laut Migra-
tionspakt «systematische Fälle von Intoleranz, 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und allen 
anderen mehrfachen und sich überschnei-

So viele Ausländer leben in EU-Ländern 
Bürger mit anderen Pässen im EU-Vergleich 
		  Anzahl� Anteil (%) 

	 EU	 44'800'000� 6,0 

	 Deutschland	 12'300'000� 14,6 

	 Spanien 	 6'000'000 � 12,7 

	 Frankreich 	 5'600'000 � 8,2 

	 Italien 	 5'100'000 � 8,7

	 Niederlande	 1'400'000� 8,0

	 Polen 	 436'000� 1,2 Q
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Die Bundesrepublik Deutschland ist der einsame EU-Migrations-Spitzenreiter 
und damit ein Musterschüler für die Vereinten Nationen. 

denden Formen der Diskriminierung» aufde-
cken und dies «in Partnerschaft mit nationalen 
Menschenrechtsinstitutionen» tun, wie etwa 
der Amadeu Antonio Stiftung in Deutschland 
(siehe S.74,78,79 u. 80 f.). Insbesondere weib-
lichen Migranten soll «Zugang zu nationalen 
und regionalen Beschwerde- und Rechtsbe-
helfsmechanismen gewährt werden, um die 
Rechenschaftspflicht zu fördern und diskri-
minierende Handlungen und Manifestatio-
nen gegen Migrantinnen, Migranten und ihre 
Familien im Zusammenhang mit staatlichen 
Maßnahmen anzugehen». (14) 

bild.de, 11.10.2023 

Würde die deutsche Po-
litik noch mit gesundem 
Menschenverstand ent-
scheiden, so müsste sie 
trotz aller humanitären 
Ambitionen die Grenzen 
spätestens dann ziehen, 
wenn es nichts mehr zu 
vergeben gibt. 

bild.de, 18.07.2024 

Beitrag auf der Plattform Twitter (mittlerweile «X») von der staatsnahen Amadeu Antonio Stiftung aus 
Deutschland, die den «nationalen Menschenrechtsinstitutionen» entspricht, deren wichtige Rolle bei 
der Aufdeckung vermeintlicher Intoleranz vom UN-Migrationspakt betont wird. 

«Racial Profiling» 
Als eine der Maßnahmen, die diese Vorga-

ben erfüllt, ist eine Änderung des deutschen 
Polizeigesetzes im April 2023 zu nennen. Wer 
sich von der Bundespolizei anlasslos kontrol-
liert fühlt, kann von den Beamten seitdem eine 
sogenannte Kontrollquittung verlangen. Damit 
sollen sich Betroffene gegen ein sogenanntes 
«Racial Profiling» wehren können, d.h. die Pra-
xis, Personen basierend auf ihrer ethnischen 
Zugehörigkeit ohne konkreten Verdacht zu 
kontrollieren. «Der betroffenen Person ist im 
Falle des Satzes 1 auf Verlangen unverzüglich 
eine Bescheinigung über die Maßnahmen und 
ihren Grund auszustellen. Die betroffene Per-
son ist über dieses Recht zu belehren», heißt es 
konkret in der Gesetzesnovelle. (19) In der Um-
setzung wird dies einen erheblichen bürokra-
tischen Mehraufwand bedeuten und Polizisten 
dazu nötigen, sich zu rechtfertigen, obwohl es 
dafür keinen Grund gibt, da Polizeibeamte das 
Recht haben und haben sollten, jeden Passan-
ten zu kontrollieren, wenn sie das wollen. 

Polizisten werden somit davon abge-
schreckt, Kontrollen an Nichtdeutschen 



 Ausgabe 62, September 202434 Globalismus in Deutschland  

�Quellen:

1. �de.wikipedia.org, Grundsatz der 
Nichtzurückweisung, abgerufen am: 17.07.2024 

2. �spiegel.de, Scholz und die Flüchtlingspolitik: 
«Wir müssen endlich im großen Stil abschieben», 
20.10.2023 

3. �dw.com, Umstrittene Pushbacks: Legal oder 
illegal?, 07.10.2021 

4. �stern.de, Illegale Pushbacks: «Die polnische 
Polizei hat uns geschlagen»: Iraker berichtet von 
seiner Flucht, 21.10.2021 

5. �migrationpolicy.org, Haitians Flee a Nation 
Nearing Collapse, 05.07.2023 

6. �zdf.de, CDU-Chef im Sommerinterview: Merz 

relativiert Brandmauer zur AfD, 23.07.2023 
7. �academic.oup.com, Christian Joppke, Immigration 

and the Nation‐State, April 1999 
8. �dejure.org, Rechtsprechung: OVG Nordrhein-

Westfalen, 20.07.2021 - 11 A 1674/20.A 
9. �migrando.de, Das neue Einbürgerungsgesetz tritt 

am 27.06.2024 in Kraft!, 01.08.2024 
10. �bundestag.de, Bundestag stimmt Gesetz zur 

Verbesserung von Rückführungen zu, abgerufen 
am: 17.07.2024 

11. �focus.de, Analyse von Ulrich Reitz: Wie eine 
linksgrüne Flüchtlingslobby Deutschlands Asyl-
Wende sabotiert, 06.03.2024 

12. �eeas.europa.eu, Towards a Global Compact on 
Migration, 29.03.2018 

13. �bild.de, Umstrittenes Ausländer-Urteil: CDU warnt 
vor «Kindergeld-Tourismus», 02.08.2022 

14. �UN-Generalversammlung, Entwurf des 
Ergebnisdokuments der Konferenz, Marrakesch 
(Marokko), 10. und 11. Dezember 2018 

15. �lto.de, Keine Aushebelung der 
Rückführungsrichtline Zurückweisung an EU-
Binnengrenze rechtswidrig, 21.09.2023 

16. �bild.de, Zuwanderungs-Statistik: Deutschland ist 
Europas Migrations-Magnet, 06.07.2024 

17. �bbc.com, EU should «undermine national 

homogeneity» says UN migration chief, 21.06.2012
18. �bundesregierung.de, Gesetzespaket gegen 

Hasskriminalität: Entschieden gegen Hetze im 
Netz, 03.04.2021 

19. �tagesspiegel.de, Vorstoß gegen Racial 
Profiling: Ampel einigt sich auf Quittungen für 
Polizeikontrollen, 26.04.2023 

20. �youtube.com, Neue Kriminalstatistik beweist, 
dass Faeser ein riesiges Problem verschweigen 
will!, 30.03.2023

21. �tagesspiegel.de, Rassismus-Studie der TU Berlin: 
Kein «Racial Profiling» der Polizei im Görli - es 
bleibt aber viel zu tun, 07.10.2022

durchzuführen, da sie sich selber in 
Schwierigkeiten bringen könnten. So wird 
effektive Arbeit erheblich erschwert. Heiko 
Teggatz, Bundesvorsitzender der Deutschen 
Polizeigewerkschaft, kommentierte im März 
2023 die anstehenden Gesetzesänderungen so: 
«Unser Auftrag ist die Sicherung der Grenzen 
der Bundesrepublik Deutschland. Wenn wir 
dann einen grenzüberschreitenden Zug, der 
von Prag nach Dresden fährt, stichprobenartig 
kontrollieren, dann kontrollieren wir selbst-
verständlich nach polizeilichen Lagebildern. 
Wenn wir das polizeiliche Lagebild haben, dass 
die illegale Migration über diese Route gerade 
stark zunimmt, dann kontrollieren wir wahr-
scheinlich eher nicht die grauhaarige Oma mit 
der Handtasche auf der letzten Bank, sondern 
andere Personen, die in das polizeiliche Raster 
passen. Schon kommt die Politik aus der Ecke 
und behauptet, meine Kolleginnen und Kolle-
gen würden dort ‹Racial Profiling› betreiben. 
Das ist absoluter Blödsinn.» (20) 

Studie entlastet Polizei 
Ob «Racial Profiling» bei der Polizei über-

haupt stattfindet, sollte von einer Studie un-
tersucht werden, die vom Berliner SPD-In-
nensenator Andreas Geisel für 200'000 Euro 
in Auftrag gegeben worden war. So sehr man 
das Verhalten der Beamten auch problemati-
sieren wollte, war der Berliner Polizei nicht zu 
viel anzukreiden. Beziehungsweise doch, nur 
andersherum, denn es ergab sich eher das Bild 
einer zu laschen Vorgehensweise. «Menschen, 
die wegen ihrer Hautfarbe von Polizisten für 
Dealer gehalten und nur deshalb kontrolliert 
werden? ‹Das haben wir nicht wirklich beob-
achtet›, sagte Christiane Howe von der Tech-
nischen Universität (TU) Berlin, die mit ihrem 
Forscherteam mehr als drei Monate lang Poli-
zisten begleitet hat», wie der Tagesspiegel im 
Oktober 2022 berichtete. (21) 

Trotzdem ist davon auszugehen, dass 
2023 nicht die letzte Maßnahme gegen «Ra-
cial Profiling» eingeleitet wurde. Offenkun-
dig vernachlässigt Deutschland seine eigenen 
Interessen. Die Annahme, dass es damit den 
Vorgaben der UNO zu entsprechen versucht, 
ist zumindest naheliegend, obwohl man den 
Finger schwer auf nicht-bindendes «Soft 
Law» legen kann (siehe S.8 f.). Im Widerspruch 
zum UN-Migrationspakt handelt die BRD de-
finitiv nicht. (tk)

«Ich habe schon vor eineinhalb Jahren darauf 
hingewiesen, dass die Länder und Kommunen irgend-
wann in die Situation kommen, keine Menschen mehr 
unterbringen zu können. Da ist es völlig wurscht, ob 
das jetzt ukrainische Kriegsvertriebene sind oder il-
legale Migranten, die hier nach Deutschland kommen. Untergebracht 
werden müssen alle. Die Kommunen können nicht mehr und das Bun-
desinnenministerium tut so, als wäre alles in Ordnung.»  

Heiko Teggatz, Bundesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft, im März 2023  
Quelle: youtube.com, Neue Kriminalstatistik beweist,  

dass Faeser ein riesiges Problem verschweigen will!, 30.03.2023 

Chef der deutschen Polizeigewerkschaft warnt:  
Einwanderung am Limit! 

Dass hochrangige Polizisten Alarm schlagen, sollte ernstge-
nommen werden, denn im Gegensatz zu den im Elfenbein-
turm verweilenden Bundespolitikern sind sie jeden Tag mit 

der realen Gefahrenlage konfrontiert. 

Er könnte  

es wissen…

«Die Bundesregierung sollte eine 
internationale Koalition von Staa-

ten auf den Weg bringen, die sich dem Ziel 
verschreibt, jährlich Flüchtlinge im Um-
fang von 0,05 Prozent der eigenen Bevöl-
kerung im Rahmen von Resettlement-Pro-
grammen aufzunehmen, vor allem Frauen, 
Kinder und Opfer sexualisierter Gewalt. 
Dies entspräche für Deutschland der Zahl 
von 40'000 Flüchtlingen im Jahr.» 

Die «Fachkommission Fluchtursachen» der deutschen 
Bundesregierung in einem Dokument von 2021 

UN-Migrationspakt untermauert Resettlement-Pläne 

Quelle: Fachkommission Fluchtursachen; Krisen vorbeugen, 
Perspektiven schaffen, Menschen schützen, 15.04.2021 

Explizit wird in dem Dokument an der Stelle zu 
den Resettlement-Plänen (siehe S.16) auf den 
UN-Migrationspakt von 2018 (siehe S.7 ff.) ver-

wiesen, dessen «Verpflichtungen» unzureichend nachgekommen 
werden würde. «Die bisherige Unterstützung der Aufnahmeländer durch die 
internationale Staatengemeinschaft ist trotz der Verpflichtungen der Globalen 
Pakte für Migration und Flüchtlinge [unklar, warum Mehrzahl] von 2018 unzu-
reichend», kann man da lesen. 

Migrationspakt als  

Argumentationsanker
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Mai 2021: Ganz Deutschland ist einem har-
ten Lockdown unterworfen und die Grenz
übergänge der eigenen Bevölkerung werden 
streng kontrolliert. In dieser Gemengelage ir-
ritiert es doch etwas, dass plötzlich Bilder von 
tausenden neu angekommenen afrikanischen 
Migranten auf der italienischen Insel Lam-
pedusa zu kursieren beginnen, die ohne den 
geringsten «hygienischen» Mindestabstand 
beieinander stehen. Diese sollen daraufhin auf 
Asylzentren in ganz Europa verteilt worden 
sein. (1) Parallel schrieb der damalige deutsche 
Außenminister Heiko Maas auf Twitter: «Ita-
lien darf beim Thema Flucht und Migration 
nicht alleingelassen werden. Wir haben in der 
Vergangenheit Flüchtlinge aufgenommen und 
werden das in diesem Sinne für die Zukunft 
in der Bundesregierung besprechen.» (2) Als 
der Deutsche seine eigenen vier Wände kaum 
verlassen durfte, standen die Grenzen zumin-
dest für arabische und afrikanische Migranten 
sperrangelweit offen. 

In Österreich fand sich in der «CO-
VID-19-Einreiseverordnung 2021» ein Satz, der 
alle Asylwerber von sämtlichen «Corona»-Ein-
reisebestimmungen ausnahm: «Personen dür-
fen in das Bundesgebiet einreisen, sofern dies 
nach verfassungsrechtlichen oder unmittelbar 
anwendbaren unionsrechtlichen oder durch 
völkerrechtliche Vorschriften geboten ist.» 
Damit war klar, dass der Anwendungsbereich 
der «Corona»-Regeln nicht für Asylwerber 
(«völkerrechtliche Vorschriften») gelten durf-
te. Mit diesem Satz wurde auch die Exekutive 
daran gehindert, all jene Migranten, die keinen 
negativen PCR-Test oder kein Impfzertifikat 
vorweisen konnten, an der Grenze abzuweisen 

Massenmigration trotz «Corona»-Grenzschließungen

oder sie nach einem Aufgriff in Österreich wie-
der in das Herkunftsland zurückzuschieben. (3) 

Selbst «Corona» tat der Agenda «Ersetzungs-
migration» also keinen Abbruch. (tk) 

Hunderte 
Migranten 

stehen im Mai 
2021 auf der 
italienischen 
Insel Lampe-
dusa eng ne-
beneinander. 
Diese wurden 

daraufhin 
nach Europa 

weitergeleitet, 
obwohl laut 
offiziellem 

Narrativ 
Reiseein-

schränkungen 
zum Seuchen-
schutz gebo-

ten waren. 

Katrin Göring-Eckardt, heute Vize-
präsidentin des Deutschen Bundes-
tags, auf Twitter (heute «X»), als die 
einheimischen Deutschen einem 
harten Lockdown und strengsten 
«Corona»-Regeln unterlagen.

�Quellen:

1. Telegram, Tommy Robinson News 
2. x.com, Heiko Maas, 12.05.2021 
3. �exxpress.at, Corona-Gesetz: Asylwerber dürfen weiterhin 

ungetestet und ungeimpft einreisen, 13.12.2021

Zwar ging die 
Zuwanderung 
nach Deutsch-

land leicht 
zurück (sowie-
so vorhandener 

Trend), doch 
angesichts 

eines absolu-
ten Ausnah-
mezustandes 

mit rigiden 
Einreisebe-

schränkungen 
verwundert es, 
wie viele Men-
schen es doch 

noch in das 
Land schafften. 

Würde eine 
Regierung, die 
wirklich von 
der Existenz 

eines tödlichen, 
hochanste-

ckenden Virus 
überzeugt ist, 
so eine rege 
Immigration 
zulassen? 
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Auf einen Blick

Im ganzen Westen sinken die Geburtenzahlen. Weiße geraten im eigenen Land zunehmend in die Minderheit.

«Demographischer Wandel» ist ein Euphemismus für das Aussterben der Heimatbevölkerung.

Statt auf Familienpolitik zugunsten der heimischen Bevölkerung wird auf vorgebliche «Fachkräfte» aus dem Ausland gesetzt. 

�Die heimische Bevölkerung wird sogar aktiv ermutigt, kinderlos zu bleiben. Als Gründe gelten unter anderem 
Selbstverwirklichung, Emanzipation, Klimawandel und Überbevölkerung. Wirtschaftskrisen tun indirekt ihr Übriges. 

«Ersetzungsmigration»? -  
Der Bevölkerungs-Shift im Westen

I
n unseren Gefilden scheinen sich 
Parteien, Medien und Institutionen 
flächendeckend einig: Um den «de-
mographischen Wandel» und den an-
geblichen Mangel an Fachkräften zu 

meistern, ist die Integration von Menschen 
aus anderen, fernen Ländern das Mittel der 
Wahl. Dass es ein viel naheliegenderes Ge-
genmittel zu Geburtenrückgang und Fach-
kräftemangel wäre, die Geburtenrate der 
heimischen Bevölkerung anzuheben und 
sich somit auf biologischem Weg, kombi-
niert mit einer verbesserten (Aus-)Bildung, 
neue potenzielle Fachkräfte zu beschaffen, 
wird so gut wie nicht mehr thematisiert 
(Ausgaben 12,13.31,60). Statt das Kinderkrie-
gen wieder attraktiv zu machen, wird die 
westliche Bevölkerung regelrecht einem 
propagandistischen Sterilisierungspro-
gramm ausgesetzt: «Lina Winter ist 27, be-
endet gerade ihren Master, und eigentlich 
wollten sie und ihr Freund Oskar (32) bald 
eine Familie gründen. Aber mit Blick auf 
das, was mit dem Planeten passiert, haben 
sie sich dagegen entschieden. ‹Das Leben 
wird ungemütlich›, sagt sie. Und er: ‹Es wäre 
schon schön. Aber die Politik handelt ein-
fach nicht schnell genug.› Lina und Oskar 
sind Teil einer wachsenden Gruppe junger 
Menschen, die sich gegen Nachwuchs ent-
scheiden, mit der Begründung: Klimakrise. 
Birthstrike-Bewegung [Geburtsstreik-Be-
wegung] heißt das in Großbritannien», so 
der Schweizer Tages-Anzeiger über den 
Verzicht auf Kinder wegen der angeblichen 
Klima-Krise. (1) 

«Die Vierziger sind das perfekte Alter, 
um das erste Kind zu bekommen - Ich lebe 
mein bestes Leben», versicherte der bri-
tische Independent im Oktober 2023 der 
modernen Frau. (2) Die alternative Botschaft, 
falls die Klimapropaganda keine Früch-
te trägt: «Macht erstmal Karriere, Kinder 
kriegen könnt ihr später noch.» Oft ist es für 
viele Frauen dann aber zu spät. Es ist kein 
Geheimnis, dass die weibliche Fruchtbar-

keit ab den 30ern rapide abnimmt und die 
Gefahr von Fehlgeburten steigt. 

Demographische 
Transformation 

Doch vielleicht wäre es sowieso besser, 
direkt auf Kinder zu verzichten, legte NBC 
News 2017 nahe: «Die Wissenschaft beweist, 
dass Kinder schlecht für die Erde sind. Die 
Moral gibt vor, dass wir sie nicht mehr be-
kommen sollten.» (3) «Wollen Sie den Kli-
mawandel bekämpfen? Haben Sie weniger 
Kinder» (4), empfahl der auch der britische 

Guardian im Juli 2017. «Langfristige Prog-
nosen gehen […] davon aus, dass die Bevöl-
kerung Deutschlands bis 2060 auf 73,1 Mio. 
Menschen zurückgehen wird, da nach 2020 
ein wachsendes Geburtendefizit besteht, 
das selbst durch eine Nettozuwanderung 
von 200-300'000 Menschen nicht ausgegli-
chen werden kann», betonte derselbe Gu-
ardian in einem Artikel aus dem Jahr 2016 
in Bezug auf den Ärmelkanal-Nachbar, der 
einer nahezu identischen Propaganda un-
terliegt. (5) Tja, da müssen wir Europäer alle 
unsere Grenzen wohl noch weiter öffnen, 
denn um den «demographischen Wandel» 

Der Artikel bezog sich auf eine US-Studie, die keinen signifikanten Unterschied zwischen der Zufrie-
denheit von Eltern und Kinderlosen festgestellt haben will. 

spektrum.de, 22.06.2021
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Anteil der nicht-hispanischen Weißen an  
der US-Bevölkerung nach Alter (Stand 2020) 

Bezieht man nur weiße Amerikaner unter 40  
Jahren ein, wird diese Bevölkerungsgruppe in  
ihrem Alterssegment bereits in wenigen Jahren der  

Minderheit sein, wenn sie es nicht schon ist. 

Nachwuchs schon  

eine Minorität

Quelle: William Frey, analysis of 2020 Census data for the Brookings Institution 

«In den 60er-Jahren betrug der Anteil der 27 
EU-Länder an der Weltbevölkerung noch zwölf 

Prozent, heute liegt er bei sechs Prozent und 2070 
wird er bei nur noch vier Prozent liegen. Gleichzeitig 
werden die Europäer im Vergleich zu anderen Konti-
nenten am ältesten sein und die Afrikaner am jüngs-
ten. Mehr als jeder dritte Erdenbewohner (32 Prozent) 
wird im Jahr 2070 aus Afrika stammen.» 

Dubravka Šuica, Vizepräsidentin der EU-Kommission,  
Ende 2020 im Interview mit der Zeitung Welt 

Quelle: welt.de, «Mehr als jeder dritte Erdenbewohner  
wird 2070 aus Afrika stammen», 24.12.2020 

Foto: European Parlia-
ment from EU (https://

commons.wikimedia.org/
wiki/File:Hearing_of_

Dubravka_%C5%A0ui-
ca_(Croatia)_-_De-

mocracy_and_demogra-
phy_(48838221291)_
(cropped).jpg) https://
creativecommons.org/

licenses/by/2.0/deed.en 

zu meistern, scheint eine Anhebung der 
Geburtenrate indigener Deutscher, Briten, 
Schweizer oder Engländer schlicht tabu. 

«In den vergangenen Jahren ist 
Deutschland das zweitgrößte Einwande-
rungsland der Welt geworden, ohne es 
wirklich wahrhaben zu wollen. Und seine 
Bevölkerung erlebt gerade die womög-
lich größte demographische Transforma-
tion der Nachkriegsgeschichte: von einer 
alteingesessenen Mehrheitsgesellschaft, 
die ein paar Neuankömmlinge integrieren 
muss, zu einer hyperdiversen Gesellschaft, 
in der Deutsche ohne jegliche Migrations-
geschichte langsam, aber sicher zu einer 
numerischen Minderheit unter vielen wer-
den», so Zeit-Online im Mai 2023. «Bei Kin-
dern unter zehn Jahren haben etwa 40 Pro-
zent einen Migrationshintergrund.» (6)  

Migranten gehört  
die Zukunft? 

Insgesamt liegt der Anteil der Bevöl-
kerung mit Migrationshintergrund in 
Deutschland heute bei knapp einem Drit-
tel - Tendenz rapide steigend. 24,9 Millio-
nen Menschen mit Migrationshintergrund 
stehen einer Gesamtbevölkerung von 83,9 
Millionen bzw. 59 Millionen autochthonen 
Deutschen gegenüber. Mit 44% ist der Anteil 
von Nicht-Indigenen in Bremen am höchs-
ten. (7) Auch in der Schweiz hat bereits die 
Mehrheit aller Kinder einen Migrationshin-
tergrund: Laut einer Berechnung des Bun-
desamts für Statistik (BFS) für den Zeitraum 
2019 bis 2021 lebten 58% der 0- bis 6-Jähri-
gen und 56% der 7- bis 15-Jährigen in einem 
Haushalt mit mindestens einem Elternteil, 
der im Ausland geboren wurde oder einen 
ausländischen Pass hat. «Noch sind bei den 
Erwachsenen jene mit Migrationshinter-
grund in der Minderheit. Aber nicht mehr 
lange», meint der Schweizer Migrations-
forscher Ganga Jey Aratnam. In der Stadt 
Zürich haben bereits 70 Prozent aller 15- bis 
60-jährigen Wurzeln im Ausland, erfährt 

man im Tages-Anzeiger. Vor allem die Zahl 
der Neugeborenen aus Eritrea hat stark zu-
genommen. Während 2002 zwölf eritrei-
sche Neugeborene in der Schweiz auf die 
Welt kamen, so waren es 2022 über 1000. 
Gemäß dem Tages-Anzeiger leben über 
15'000 Kinder zwischen 0 und 14 Jahren aus 
Eritrea in der Schweiz. (8)  

Über dem großen Teich 
«Laut Volkszählungsdaten wird die Ge-

neration Z [von 1997 bis 2012 geboren] die 
letzte Generation von Amerikanern mit ei-
ner weißen Mehrheit sein», informierte die 
Nachrichtenplattform The Hill Mitte 2023 

den Leser. «Nach den Prognosen der Volks-
zählung wird der Anteil der weißen Bevöl-
kerung bis 2045 auf unter 50% der amerika-
nischen Population fallen. Bis 2050 werden 
Weiße weniger als 40% der Bevölkerung 
unter 18 Jahren ausmachen.» The Hill zi-
tierte Richard Alba, emeritierter Professor 
für Soziologie an einer New Yorker Univer-
sität. Menschen mit gemischter Ethnie hät-
ten «relativ fließende Identitäten», meinte 
er. «Sie können sich als weiß betrachten, sie 
können sich als Minderheit betrachten, oder 
sie können sich als gemischt betrachten.» (9) 

Was ein bisschen klingt wie eine Stelle aus 
dem Pamphlet «Praktischer Idealismus» 
(1925) des in Europa immer noch hochver-
ehrten Richard Coudenhove-Kalergi (siehe 
S.5 ff.): «Die eurasisch-negroide Zukunfts-
rasse, äußerlich der altägyptischen ähnlich, 
wird die Vielfalt der Völker durch eine Viel-
falt der Persönlichkeiten ersetzen. Denn 
nach den Vererbungsgesetzen wächst mit 
der Verschiedenheit der Vorfahren die Ver-
schiedenheit, mit der Einförmigkeit der Vor-
fahren die Einförmigkeit der Nachkommen.» 
Alba ignoriert dabei die Möglichkeit, dass 
sich Menschen mit gemischter Ethnie auch 
mit gar nichts davon identifizieren und sich 
ihr Leben lang entwurzelt und niemandem 
zugehörig fühlen könnten - ein wichtiger 
Faktor im modernen Machtsystem. 
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Bevölkerungsexplosion  
in Afrika 

Während die indigene Bevölkerung in 
manchen Regionen offenbar gezielt dezi-
miert wird, wird sie in anderen Regionen 
vermehrt, was das Zeug hält. Die Fertili-
tätsrate in Afrika betrug im Jahr 2022 etwa 
4,3 Geburten je Frau, in Europa 1,5, und das 
trotz laufendem Massenimport von Men-
schen aus Afrika und Arabien. (10) Bei einer 
Geburtenrate unter 2,1 Kindern pro Frau 
schrumpft die Bevölkerung langfristig. «Af-
rika ist eben nicht nur die leidenschaftlich 
oft zitierte Wiege der Menschheit, son-
dern auch der Ort, an dem sich die Zu-
kunft unserer Spezies abspielen wird. In 
der UN-Weltbevölkerungsprognose 2024 
ist der Kontinent zumindest der einzige, 
der bis ins nächste Jahrhundert hinein eine 
starke Bevölkerungszunahme verzeich-
nen wird», so MDR-Wissen im Juli 2024. 
(11) «Fast 40 Prozent der Afrikaner denken 
ans Auswandern», titelte Zeit-Online im 
März 2019. (12) Die Bevölkerung Afrikas wird 
bei fortlaufender Entwicklung regelrecht 
«explodieren» und den Westen fluten, was 
dazu führen könnte, dass Weiße im Zuge 
der globalen demographischen Verschie-
bung regelrecht verschluckt werden. Die 
Entwicklung in Südafrika, wo der Abstieg 
der weißen Minderheit durch Enteignun-
gen, Morde und nachteilige Gesetze, massiv 

Quelle: William Frey, analysis of 2020 Census data for the Brookings Institution

Anteil der nicht-hispanischen Weißen in der  
US-Gesamtbevölkerung bis 2060  
(Prognose in einer Volkszählung zum Jahr 2020)  

Ab 2045 wird die weiße US-Bevölkerung endgültig in der Minderheit sein. 

«Die Abschottung ist doch das, was uns kaputt 
machen würde, was uns in Inzucht degene-

rieren ließe. Für uns sind Muslime in Deutsch-
land eine Bereicherung unserer Offenheit und 
unserer Vielfalt. Schauen Sie sich doch mal die 
dritte Generation der Türken an, gerade auch die 
Frauen! Das ist doch ein enormes innovatori-
sches Potenzial!» 

Wolfgang Schäuble, ehemals u.a. Finanzminister und Präsident 
des Deutschen Bundestags, Ende 2023 verstorben,  

2016 in einem Interview mit Die Zeit 
Quelle: tagesspiegel.de, Wolfgang Schäuble: «Abschottung 

würde uns in Inzucht degenerieren lassen», 08.06.2016 

Foto: Michael von der 
Lohe (https://commons.

wikimedia.org/wiki/
File:Tag_f%C3%B-

Cr_die_Demokratie_
(49141018653)-b.jpg) 

https://creativecom-
mons.org/licenses/

by/2.5/deed.en 

Schäubles Vorwurf einer in-
zestuösen Völkergemeinschaft in 

Europa ist wahrlich absurd und legt seine 
Geringschätzung gegenüber «den Eigenen» 
und einer über Jahrtausende gewachsenen 
Kultur offen. Warum wird diese Rhetorik bei 
Gruppierungen, unter denen die Heirat zwi-
schen Cousins üblich ist, nicht angewandt? 
Abgesehen davon, dass eine «Abschottung» 
unrealistisch und von fast niemandem ge-
wollt ist, würde diese ein Volk von 80 Millio-
nen nicht «in Inzucht degenerieren» lassen. 
Und die Tatsache, dass man zum Schutz vor 
Inzucht ausgerechnet Menschen aus einer 
Kultur integrieren will, in der Inzucht deut-
lich häufiger vorkommt, ist an Ironie und 
Widersinn kaum zu übertreffen. 

Volksverhetzung? 

Verachtung für die Deutschen
Wolfgang Schäuble zeigte seine ganze 

verstärkt wird, könnte eine Warnung für die 
Zukunft sein (Ausgabe 20). 

Der Sozialist Andrei Sacharow, eine 
Schlüsselfigur der sowjetischen Lang-
zeitstrategie (Doppelausgabe 41/42), hatte 

übrigens 1975 in seinem Buch «Wie ich mir 
Zukunft vorstelle» von einer «Erhöhung der 
Geburtenzahlen in den entwickelten Län-
dern» abgeraten. (13) Seine Ideen scheinen 
Früchte getragen zu haben. (tk)



39 Ausgabe 62, September 2024

Fertilitätsrate nach Weltregionen  
im Jahr 2022 

Diese Zahlen für die BRD legte Prof. Dr. Aladin 
El-Mafaalani in einem Vortrag an der Universi-
tät Stuttgart am 3. Juni 2016 dar, der den Titel 
«Was bedeutet es, ein Einwanderungsland zu 
sein?» trug. 

Die Zeit am 30. Mai 2023 auf «X» 

Eigentlich wird in diesem Artikel dreist kommuniziert: Das Gerede von 
Integration war bloß eine Lüge! Vielleicht, um die Gemüter zu beruhigen?

Das Verschwinden der Weißen 
könnte verhängnisvolle Folgen 
haben, denn Europa hat die Welt 
technisch zivilisiert. Ohne die 
Europäer sowie ihre amerikanischen 
«Cousins» gäbe es heute noch keine 
Bücher, Autos, Flugzeuge, Züge und 
kein Internet. Ob die Menschheit 
den Verlust der Fähigkeiten weißer 
Menschen verkraften kann, ohne 
dabei zivilisatorisch zurückzufallen, 
steht in den Sternen (siehe S.84 ff.). 

Alte, weiße Männer 

locker ersetzbar? 

kleinezeitung.at, 
16.06.2016

Es ist verständlich, dass Menschen aus Ländern fliehen wollen, in denen 
sogar heute noch Sklaverei existiert. Doch die westliche Zivilisation, die his-
torisch als erste die Sklaverei abgeschafft hat, kann nicht alle aufnehmen, 
die eine neue Heimat suchen. Menschen ändern sich nicht von heute auf 
morgen, nur weil sie in einem anderen Land leben. Wenn man weiterhin Mil-
lionen von Afrikanern aufnimmt, könnte es nicht lange dauern, bis in Europa 
ähnliche Zustände herrschen wie in Mali. Würde sich der Westen hingegen 
dafür einsetzen, die Verhältnisse vor Ort in Afrika zu verbessern, würde dies 
schnell als «Neokolonialismus» verurteilt werden, was im politisch korrekten 
Mainstream ebenfalls nicht akzeptiert ist. Mehr Hintergrundinformationen 
zur modernen Sklaverei und zur verzerrten Darstellung der Geschichte des 
«schuldigen Weißen» finden Sie in unserer Ausgabe 35.  

«Die Praktik, dass der 
Sklavenstatus ver-

erbt wird, ist im gesamten 
Sahelgürtel Afrikas, ein-
schließlich Mauretanien, 
Niger, Mali, Tschad und 
Sudan, noch immer anzu-
treffen, schreibt die Men-
schenrechtsorganisation 
Anti-Slavery.» 

Die Deutsche Welle Ende 2021 
Quelle: dw.com, Sklaverei in Afrika: 

Noch lange nicht überwunden, 
02.12.2021

Quelle: statista.de, 01.03.2024
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telegraph.co.uk, 20.09.2022

theguardian.com, 
11.12.2022

telegraph.co.uk, 13.12.2022

Frankreich, Spanien, England: 
In einer Rede vor fran-
zösischen Staatsdienern 

im September 2022 schlug 
Frankreichs Präsident Emmanuel Macron vor, 

Zuwanderer in «ländliche Gebiete mit Bevölkerungs-
verlust» zu schicken, in denen «die Aufnahme [der Zu-
wanderer] besser sein wird, als wenn wir sie in bereits 
dicht besiedelte Gebiete bringen». In Spanien geschieht 
dies schon: Ein Programm der katalanischen Regie-
rung zur Umsiedlung von Flüchtlingen (z.B. aus Syrien) 
in entvölkerte Dörfer trägt den Namen «Operation 500», 
weil es Dörfer mit weniger als 500 Einwohnern betrifft. 
Die Teilnehmer werden in abgelegene Ecken des Lan-
des geschickt, erhalten eine Wohnung und ein Gehalt 
von rund 20'000 Euro pro Jahr, das von der örtlichen 
Behörde gezahlt wird, die auch die Arbeit für sie or-
ganisiert. Auch in Großbritannien sollen Migranten ein 
spezielles Visum erhalten, das sie dazu verpflichtet, 
fünf Jahre lang in ländlichen Gebieten zu leben, um den 
dortigen Bevölkerungsschwund zu bekämpfen und die 
alternden Gemeinden zu verjüngen. Dies empfahl ein 
Beratergremium der Regierung. Laut dem britischen 
Medium Telegraph läuft ein ähnliches Programm in Ka-
nada sehr erfolgreich. Beispiele wie diese verbildlichen 
auf perfekte Weise die Existenz und den Charakter der 
«Ersetzungsmigration» (siehe S.6 f.). 

 Jeder Winkel muss 

«bunt» werden 

Migranten strömen in die die Dörfer 

Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Deutschland

Fast jeder 
Dritte in 
Deutsch-
land hat 

also einen 
Migrations-
hintergrund 
- Tendenz 

rapide stei-
gend auf-
grund des 

Aussterbens 
der letzten 
Generation 

ohne  
«Diversität». 
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Auf einen Blick

Die Migrationswaffe ist ein Teil der hybriden 
Kriegsführung des modernen Militärs.

Als solche wird sie auch in der Politik und im 
Mainstream erkannt, sofern der Urheber ins einseitige 
Weltbild passt (Russland, Belarus, Türkei).

Die Regel ist jedoch, dass die Massenmigration als Ganzes 
nicht als hybrider Krieg aufgefasst wird, sondern unhinterfragt 
als zufällige Entwicklung betrachtet werden soll. 

Hybrider Krieg: Migration als Waffe

Auffällig viele junge, wehrfähige Männer strömen seit 2015 
nahezu ununterbrochen nach Europa. Ihr Verhalten ist dem von 
Söldnern samt (Kriegs-?)Verbrechen oft nicht unähnlich. 

Auch die USA sind Ziel der Migrationswaffe: Millionen von 
Migranten aus Mittel- und Südamerika, jedoch auch aus China, 
strömen über die Südgrenze der Vereinigten Staaten. 

Westliche Regierungen unterbinden dies nicht, sondern 
helfen geradezu dabei. Ein Krieg gegen die eigene Bevölkerung? 

G
eostrategen wissen Bescheid 
über die verheerenden Wirkun-
gen von Migrationsbewegungen 
auf Zielländer und schrecken 
nicht davor zurück, diese auch 

einzusetzen. Man spricht in diesem Zu-
sammenhang auch von einer «Migrations-
waffe». Der Begriff ist keine Erfindung von 
uns, sondern ein Terminus Technicus in der 
strategischen und militärischen Forschung. 
Bekanntlich forscht das Militär nicht nur 
an konventionellen Waffen, sondern auch 
an chemischen, atomaren, biologischen, 
wirtschaftlichen, finanziellen, meteorolo-
gischen, tektonischen und psychologischen 
Waffen - eben an hybrider Kriegsführung 
(Ausgaben 31,60). Im Kopf und in den Hän-
den von Militärs und Geheimdiensten kön-
nen alle möglichen Dinge zur Waffe werden 
- sogar Zivilisten. Schließlich kann man 
leicht nachvollziehen, wie gefährlich große 
Flüchtlingsströme für ein Land werden 
können. Sie können zu wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Spannungen und Prob-
lemen führen, eine Gesellschaft zersetzen 
und sogar die einheimische Bevölkerung 
verdrängen. Aus der Sicht feindlicher Mili-
tärs und Regierungen ist das natürlich pri-
ma. Je nachdem, wie viele Flüchtlinge und 
Migranten eingesetzt werden, kann daraus 
eine regelrechte «Migrationsbombe» wer-
den, die zwar nicht detoniert, aber vielleicht 
umso nachhaltiger zerstört. 

Weißrussland
Die amerikanische Politikwissenschaft-

lerin Kelly M. Greenhill veröffentlichte 2010 
ein diesbezügliches Standardwerk mit dem 
Titel «Massenmigration als Waffe - Ver-
treibung, Erpressung und Außenpolitik». 
(1) Im August des Jahres 2021 wirkte es fast 
so, als würden die europäischen Regierun-
gen aus ihm zitieren. Angesichts der stark 
steigenden Anzahl von «Flüchtlingen» an 
den EU-Außengrenzen zu Weißrussland be-

rief man die Innenminister der EU zu einer 
Sondersitzung ein. «Die EU sei einer erns-
ten Sicherheitsbedrohung ausgesetzt und 
werde Zeuge, wie Belarus [Weißrussland] 
illegale Migration als Waffe einsetze, sag-
te ein Sprecher am Freitag.» So stand es in 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung. Nach 
Erkenntnissen der EU war der Anstieg der 
Zahlen gezielt von der Regierung des Nach-
barlandes von Polen und Litauen herbeige-
führt worden. (2) Weißrusslands Präsident 
Alexander Lukaschenko, der wirtschaftlich 
und militärisch eng mit Wladimir Putin ver-
bunden ist, machte nicht einmal einen Hehl 
aus der Rolle seines Staates in der Migrati-
onskrise (3), wollte diese aber als Rache auf 
Sanktionen der europäischen Staaten ver-
standen wissen. 

Nachdem die litauischen Behörden Ende 
Juli 2021 bereits mehr als 3000 Migranten 
in Gewahrsam genommen hatten, die aus 
Weißrussland über die Grenze geschleust 
worden waren, sagte die litauische Innen-
ministerin Agnė Bilotaitė: «Offensichtlich 
wird gegen Litauen ein hybrider Krieg ge-

führt. Illegale Migration ist dabei eines der 
Mittel.» (4) Der «Grundsatz der Nichtzu-
rückweisung» (siehe S.7 u. 31), dem Litauen 
durch seine Unterschrift des UN-Migrati-
onspakts unverbindlich zugestimmte hatte, 
machte dem Land zu schaffen: «Vilnius ist 
verpflichtet, illegale Migranten, die über das 
litauische Gebiet in die EU gelangten, bei 
sich unterzubringen und zu versorgen. Im 
Falle einer Asylverweigerung muss Litauen 
diese in ihre Herkunftsländer abschieben», 
so n-tv. (4) Es ist davon auszugehen, dass die 
durch Weißrussland gesendeten Migranten 
darauf spekulierten, dass sich letztendlich 
nicht genehmigte Aufnahmeverfahren über 
Monate, wenn nicht Jahre ziehen würden.

Hybrider Krieg im Westen 
Seit Sommer 2021 war die Rhetorik von 

Weißrusslands «hybrider Kriegsführung» 
mit Migranten in den westlichen Medien 
wochenlang omnipräsent. (5) Auf irritieren-
de Weise sprang in der hiesigen Presse die 
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Mustererkennung für Migranten als 
destabilisierenden Faktor plötzlich an, als 
ein Verbündeter des zum Feind erklärten 
Putin die wandernden Menschenmassen 
instrumentalisierte. Als Angela Merkel 
hingegen 2015 die Kontrolle über die deut-
schen Außengrenzen für eine lange Zeit 
ausgesetzt hatte (siehe S.10 ff.), wurde sie 
medial nicht als Agentin in einem hybriden 
Krieg zur inneren Zerrüttung Deutschlands 
identifiziert. Im Dezember 2021 sagte der 
Friedensforscher Hans-Georg Ehrhart von 
der Universität Hamburg: «Auch wenn das 
hier niemand so gerne hört: Der Westen ist 
genauso hybrid unterwegs wie Russland 
- zumindest aus dessen Wahrnehmung.» 
Beide Seiten würden einander vorwerfen, 
hybride Kriege zu führen, erklärte er. «In 
dieser Sicht sind auch die westlichen Ak-
teure die Bösen. […] Der Westen wie auch 
der Osten sind der festen Überzeugung, auf 
der richtigen Seite der Geschichte zu sein. 
[…] Das ist brandgefährlich, weil dann keine 
Kompromisse mehr möglich sind.» (5) Nur 
scheint es allzu oft so, als wäre der hybride 
Krieg des Westens nicht nach außen, son-
dern nach innen gerichtet, so als arbeite 
man insgeheim an der Destabilisierung der 
eigenen Gesellschaft. 

Über Polen nach 
Deutschland 

«Der Putin-Verbündete Alexander Lu-
kaschenko schickte Tausende von Migran-
ten aus dem Nahen Osten in die EU, indem 
er die Menschen - vor allem aus dem Irak - 
einlud, nach Minsk zu fliegen und sie dann 
mit Bussen an die stark bewaldete Gren-
ze zu Polen brachte und sie aufforderte, 
zu Fuß zu gehen», so der britische Tele-
graph über die Situation im Herbst 2021. (6) 

Seit Mai kämen wöchentlich vier statt zwei 
Flüge aus Bagdad nach Minsk. (4) Videos 
kursierten zu dieser Zeit, in 

Hunderte Migranten campen alleine in diesem kleinen Abschnitt vor der weißrussisch-polnischen 
Grenze. 

Der Begriff «Hybrider Krieg» 
beschreibe, «dass sich der 
klassische Krieg von früher 
- Staaten gegen Staaten und 
Militär gegen Militär - verän-
dert» habe, so der Sicher-
heitsexperte Hans-Georg 
Ehrhart von der Universität 
Hamburg gegenüber dem 
SRF. (1) Dieser Krieg ohne 
Schusswaffen stand bereits 
im Mittelpunkt von unseren 
zwei Ausgaben 31 und 60. 

Quelle: 1. srf.ch, Hybride Kriegführung - Menschen als Waffen 
und Panzer als Verhandlungsmasse, 31.12.2021 

denen größere Migrantengruppen - meist 
aus dem arabisch-muslimischen Raum - 
zu sehen waren, die sich der polnischen 
Grenze näherten oder vor ihr campten 
bzw. standen. Laut schrien viele von ihnen: 
«Deutschland». (7) Obwohl tausende polni-
sche Sicherheitskräfte die Grenze an den 
entsprechenden Stellen zu sichern ver-
suchten, gelang vielen der Migranten die 
Überwindung der Barrieren und der Weg 
durch Polen: Von Ende August bis Mitte 
Oktober 2021 reisten mehr als 4500 Perso-
nen auf der Belarus-Route nach Deutsch-
land ein und beantragten dort Asyl, also 
durchschnittlich 100 pro Tag. (8) 

Danach nahm der Migrationsstrom 
noch weiter zu. (9) Der damals scheidende 
Innenminister Horst Seehofer stellte Ende 
Oktober 2021 fest: «Wir hatten vor zwei Ta-
gen zum ersten Mal seit vielen Jahren am 
Tag über 1000 Zuwanderer. Wenn Sie das 
auf den Monat hochrechnen, dann wissen 
Sie, dass da dringender Handlungsbedarf 
besteht.» (10) Vor allem in Brandenburg füll-
ten sich die Asylzentren. (8) Sachsens sonst 

so «weltoffener» Ministerpräsident Micha-
el Kretschmer (CDU) forderte umgehend 
«Zäune» und «vermutlich auch Mauern» an 
der polnisch-belarussischen Grenze - eine 
Rhetorik, die er in Bezug auf die deutsche 
Grenze vermissen lässt. (11) Im April 2022 
warnte Wladimir Putin den Westen, wür-
den die NATO-Staaten versuchen, «die Si-
tuation in der Ukraine zu verschlimmern», 
könne er «Migrantenwellen» nach Europa 
auslösen. (12) Als Finnland im April 2023 sei-
nen NATO-Beitritt besiegelte, setzten spä-
ter 900 Migranten aus Ländern wie Marok-
ko, Somalia und Afghanistan von Russland 
aus über, um in Finnland Asyl zu beantra-
gen, berichtete die Grenzschutzbehörde 
des Landes. Helsinki warf Russland vor, ei-
nen «hybriden Krieg» zu führen, indem es 
Migranten zur Überfahrt ermutige und ih-
nen dabei helfe, Zwietracht in Finnland zu 
säen. (13) Wieder mal ist festzustellen, dass 
von «Zwietracht» oder möglichen Proble-
men durch Immigration nie die Rede ist, 
wenn europäische Politiker selbst ihre 
Einladungsgrüße in die Welt versenden.  

Russland in Afrika 
Auch bei der Wegfreimachung für 

Migranten im afrikanischen Raum scheint 
Russland - das übrigens den UN-Migrati-
onspakt (siehe S.7 ff.) unterschrieb - eine 
Rolle zu spielen. Es ist bereits bekannt, dass 
russische Söldner in ganz Afrika aktiv sind, 
unter anderem in der Zentralafrikanischen 
Republik, in Mali und im Sudan. Dr. Sergey 
Sukhankin, amerikanischer Politikberater, 
sagte, dass Beobachter dazu neigten, sich 
auf die Rolle russischer Paramilitärs bei 
der Unterstützung afrikanischer Regime zu 
konzentrieren, und nicht auf die Auswir-
kungen auf die Migration. «Wenn wir einen 
Blick auf die Landkarte werfen, sehen wir, 
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te militärische Ausrüstung und Militäraus-
bilder des russischen Verteidigungsmi-
nisteriums» seien eingetroffen. Russland 
werde zudem dabei helfen, «ein Luftver-
teidigungssystem zu installieren». (17) Wenn 
eine offensichtlich von Russland unter-
stützte nigrische Regierung Anti-Schleu-
ser-Gesetze außer Kraft setzt, sollte dies 
zu denken geben. 

Basen für 
Migrationskrieg? 

Nach dem gescheiterten Afgha-
nistan-Einsatz flogen die USA 2021 zehntau-
sende afghanische Ortskräfte und andere 
Afghanen in die auf deutschem Boden ste-
hende US-Militärbasis Ramstein, die damit 

dass die Zentralafrikanische Republik ei-
nen strategischen Platz einnimmt, der den 
russischen Paramilitärs Zugang zum Sudan 
verschafft, der ein weiterer wichtiger Ak-
teur ist, und dann auch zur Schmuggler-
route nach Libyen», sagte er. «Die Migrati-
onsrouten sind untrennbar mit den Orten 
und Plätzen verbunden, an denen die Wag-
ner-Gruppe und andere russische Parami-
litärs präsent sind. […] Die verschiedenen 
Wellen illegaler Migranten aus Afrika könn-
ten zunehmen, da Russland plant, eine neue 
Militäreinrichtung in der Zentralafrikani-
schen Republik zu errichten. Ich glaube, die 
Kapazität liegt bei etwa 2000 Mann, so dass 
Russland dadurch einen zusätzlichen Hebel 
hat, um die Migrationsströme nach Libyen 
und dann weiter in die Europäische Union 
zu lenken.» 

Tausende von Wagner-Söldnern kämpf-
ten seit spätestens 2019 im libyschen Bür-
gerkrieg für den mit Russland verbündeten 
General Khalifa Haftar. Antonio Tajani, Itali-
ens Außenminister, sagte, Rom verfüge über 
Informationen, dass die Söldner «sehr aktiv 
sind und in Kontakt mit Schlepperbanden 
und Milizen stehen, die am Schmuggel von 
Migranten interessiert sind». Seine Regie-
rung macht Wagner bzw. deren Nachfolger 
für die steigende Zahl von Migranten, die 
das Mittelmeer überqueren, verantwortlich 
und wirft Russland erneut vor, einen «hyb-
riden Krieg» zu führen. (14) 

Putsch im Niger 
Eine Grenze zu Libyen hat auch das af-

rikanische Land Niger, das vor Kurzem erst 
von einer Militärjunta übernommen wur-
de, die ein Anti-Schleuser-Gesetz von 2015 
außer Kraft setzte. So könnte die Migrati-
onsroute von der nigrischen Wüstenstadt 
Agadez bis nach Libyen bald wieder flo-
rieren. «Nach dem Putsch gegen die pro-
westliche Regierung im Juli wandten sich 
die EU und die USA von dem Land ab. Der-
weil gibt es einige Anzeichen, dass Russ-
land versuchte, den gewaltsamen Sturz 
der demokratisch gewählten Regierung zu 
unterstützen. Auch die Militärjunta suchte 
offenbar die Nähe zum russischen Regime, 
um den Putsch abzusichern», schrieb die 
Bild-Zeitung im November 2023. (15) Viele 
Beobachter vermuten, dass Russland von 
Anfang an mehr mit dem Putsch zu tun 
hatte, als offizielle Kanäle zugaben. (16) Im 
April 2024 bestätigte das «Afrikanische 
Korps», welches als Nachfolger der russi-
schen Söldnertruppe Wagner in Afrika gilt, 
seine Ankunft in Niger. Der Sender Tele 
Sahel zeigte die Landung eines russischen 
Transportflugzeugs auf dem Flughafen von 
Niamey, Hauptstadt von Niger. Die «neues-

Auch bei der Wegfreimachung für Migranten im afrikanischen Raum scheint 
Russland - das übrigens den UN-Migrationspakt (siehe S.7 ff.) unterschrieb - eine 
Rolle zu spielen. U.a. Antonio Tajani, Italiens Außenminister, warf in Libyen aktiven 
russischen Söldnern vor, mit Schlepperbanden zusammenzuarbeiten (siehe links). 

Foto: Renee Altrov 
(https://commons.

wikimedia.org/
wiki/File:Kaja_Kal-

las_(crop).jpg) https://
creativecommons.org/

licenses/by-sa/4.0/
deed.en 

«Ich denke, wir müssen verstehen, dass Russland 
die Migration als Waffe einsetzt. Unsere Gegner 

setzen die Migration als Waffe ein. Sie schieben die 
Migranten über die Grenze, und sie schaffen Probleme 
für die Europäer, […] denn mit den Menschenrechten 
muss man diese Menschen aufnehmen. Und das ist na-
türlich Wasser auf die Mühlen der extremen Rechten.»

«Migration als Waffe»
Estlands Premierministerin spricht von 

Estlands führende Politikerin gesteht damit indirekt 
ein, dass man durch Verpflichtungen zu internatio-
nalen Verträgen wie dem UN-Migrationspakt (siehe 

S.7 ff.) erst anfällig für die «Migrationswaffe» wird. Diese Realität 
anzuerkennen, sei aber «Wasser auf die Mühlen der extremen Rechten». 

Bedeutet das etwa, es sei besser, sich einfach weiter etwas vorzumachen? 

So wird man zum 

leichten Opfer

Kaja Kallas, Premierministerin von Estland, bei einer Rede in Tallinn im Mai 2024 
Quelle: theguardian.com, Putin seeking to weaponise threat  

of mass migration, warns Estonian PM, 17.05.2024 
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zum «größten Flüchtlingscamp Eu-
ropas» wurde. (18) Im Kontext des hybriden 
Kriegs durch Migration ist auffällig, dass 
die «Flüchtlinge», meist junge Männer im 
wehrfähigen Alter, schon 2015 leerstehende 
Bundeswehrkasernen «besetzten». Sie ok-
kupierten sogar operative Kasernen, wäh-
rend die deutschen Soldaten in Zelte um-
ziehen mussten. (19) War es ein Zeichen der 
Kapitulation, dass die Streitkräfte aus ih-
ren Stützpunkten vertrieben und zerstreut 
wurden? Der «Feind» besetzt schließlich 
immer die Einrichtungen seines Gegners 
bzw. des Verlierers. 

Auch, dass die Mehrzahl der 2015 nach 
Deutschland kommenden Asylbewerber 
männlich und im Alter zwischen 18 und 35 
Jahren war - also im idealen Soldatenalter - 
untermauerte das Bild einer kriegerischen 
Invasion mit anderen Mitteln. Wirft man ei-
nen Blick auf die Umgebung von Asylheimen, 
ist man geneigt, sie als Basen für hybride An-
griffe auf die Infrastruktur «des Feindes» zu 
identifizieren: Vandalismus, Brandstiftung, 
Gewaltdelikte bis hin zu Mord, Vergewal-

Im Juni 2024 kam heraus, dass 
die Staatsanwaltschaften Ber-
lin und Cottbus gegen Mitarbeiter des Bundes-
außenministeriums von Annalena Baerbock ermitteln. 
Die Beamten stehen im Verdacht, Mitarbeiter in deut-
schen Botschaften und Konsulaten dienstlich angewie-
sen zu haben, Antragstellern mit unvollständigen oder 
offensichtlich gefälschten Papieren die Einreise in die 
Bundesrepublik zu genehmigen. «Auf diesem Weg sol-
len binnen der vergangenen fünf Jahre mehrere tau-
send Personen eingereist sein. Ein Großteil soll dann 
Asyl beantragt haben. Besitzer der fragwürdigen Pa-
piere sollen in erster Linie Syrer, Afghanen und Türken 

gewesen sein. Auch Pakistaner und Bürger verschie-
dener afrikanischer Staaten hatten offenbar ma-
nipulierte Einreisegenehmigungen», so der Focus. 
Es sieht allerdings ganz danach aus, als müssten 
die illegal Eingereisten Deutschland nicht mehr 
verlassen. 

tigungen, man könnte von tickenden Zeit-
bomben, Brutstätten des Terrors oder eben 
Posten eines unsichtbaren Krieges (samt 
konventionellen Kriegsverbrechen) spre-
chen, der gegen das Heimatvolk bzw. Zielvolk 
geführt wird. Einst friedliche Wohnsiedlun-
gen werden zum Krisengebiet; Rentner, die 
30 Jahre lang mühsam ihr Haus abbezahlten, 
müssen zusehen, wie ihr Lebensumfeld ver-
wüstet wird. 

Kriegsakte? 
Im bayerischen Ort Reit im Winkl fa-

ckelte ein 32 Jahre alter Afghane im Novem-
ber 2023 einen früheren Gasthof ab, der als 
Asylbewerberunterkunft genutzt wurde. 
(20) Ein Toter und 20 Verletzte waren nach 
dem Brand einer Migrantenunterkunft im 
niedersächsischen Buchholz im Juli 2024 
zu verzeichnen. Der Brand war mit ziem-
licher Sicherheit durch Benzin-Zündeleien 
eines Bewohners hervorgerufen worden. 

(21) Der CSU-Bürgermeister der Gemeinde 
Gachenbach in Bayern zog im November 

�Irakische «Flücht-
linge» an der Grenze 
von Weißrussland zu 
Polen 2021 

«Putins Migrationswaffe, Destabi-
lisierung, Chaos, Hybrider Krieg» 

Die Logik der deutschen Bundesregierung 

�Irakische «Flüchtlinge» 
an der Grenze von  
Ungarn zu Österreich 
2015  

«Asyl zum Schutz, Fachkräfte, Bereiche-
rung, Humanität, Refugees Welcome»

Erstaunlich: Das 
Gefahrenpotenzial von 

Migranten wird also selektiv dort er-
kannt, wo man sie «dem Feind» zuschrei-
ben kann. Folgen die Asylsucher den ei-
genen Lockrufen, werden die von ihnen 
verursachten Probleme konsequent mit 
Zuckerguss überstrichen. Erst, wenn ein 
anderer sie schickt, kann über das Unheil, 
das sie stiften, offen gesprochen werden. 

Eklatanter  

Doppelstandard

2023 die Reißleine: «Jetzt ist Schluss, hier 
kommt keiner mehr», sagte Alfred Lengler. 
«Wir haben auch schon gekündigt und die 
Unterkünfte werden abgerissen.» Ständige 
Vorfälle wie Belästigung und Vandalismus 
brachten ihn zu der Entscheidung, keine 
Asylbewerber mehr aufzunehmen. (22) 

In Illerkirchberg nahe Ulm wurde 
2022 ein 14-jähriges Mädchen von einem 
27-jährigen Eritreer aus einer benachbar-
ten Asylbewerberunterkunft erstochen. (23) 

Bei jedem dieser Morde gilt festzustellen: 
Wären die Migranten nicht im Land, wür-
den die Opfer noch leben, weshalb Blut an 
den Händen derjenigen Politiker klebt, die 
eine zu lasche und sogar einladende Asyl-
politik betreiben. Die praktisch täglich in 
ganz Deutschland stattfindenden Verbre-
chensfälle rund um Asylunterkünfte ver-
deutlichen das enorme Gefahrenpotenzial, 
welches mit der unkontrollierten Massen-
migration einhergeht. Die militärische 
Komponente dieser nach Deutschland im-
portierten Gewalt geht in der öffentlichen 
Debatte jedoch meist unter. 

Foto: MSC/Kuhlmann (https://
commons.wikimedia.org/wiki/File:-
Foreign_Minister_Annalena_Baer-
bock_at_the_59th_MSC,_Mu-
nich,_2023-02-18.jpg) https://
creativecommons.org/licenses/
by/3.0/de/deed.en

Die deutsche Außenminis-
terin Annalena Baerbock

focus.de, 29.06.2024

deutscher Außenministerin forciert? 
Riesenskandal: Illegale Einreisen von Illegal, legal, egal 
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«Keine noch so große Zahl von Atombomben wird 
imstande sein, die Flut von Millionen Menschen 

aufzuhalten, die eines Tages den südlichen, armen 
Teil der Welt verlassen werden, um die […] Räume 
der nördlichen Hemisphäre zu überschwemmen und 
sich dadurch ihr Überleben zu sichern.» 

Houari Boumédiène, algerischer Politiker und ab 1976 Präsident Algeriens,  
1974 vor der UNO-Generalversammlung

Quelle: Peter M. Haas, John A. Hird, Controversies in Globalization:  
Contending Approaches to International Relations, 2013, 2nd Edition, S.419 

Asylantragszahlen in 
Deutschland seit 2014

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

2014
� 202'834 

2015
� 476'649 

2016
� 745'545 

2017
� 222'683 

2018
� 185'853 

2019
� 165'938 

2020
� 122'170

2021
� 190'816

2022
� 244'132

2023 Januar bis Oktober
� 286'638 

Feindregierung? 
Nach wie vor wird vom Nutzen der Migran-

ten für europäische Staaten gesprochen. Be-
trachtet man allerdings die militärische und 
kriegsstrategische Komponente, fällt auf, 
dass sich das Gebaren vieler Migranten kaum 
von herkömmlichen Söldnern unterscheidet, 
wenn sie Länder des Gegners überfallen und 
einnehmen. Der hauptsächliche Unterschied 
ist, dass die Geschosse der Migrationswaffe 
wenig organisiert, sondern chaotisch und de-
zentral wirken. Gerade deshalb ist es vielleicht 
einmalig in der Geschichte, dass die Invasoren 
von der überfallenen Bevölkerung voller Über-
zeugung klatschend empfangen werden, und 
von Beginn an jegliche Mahnung, Kritik oder 
Abneigung gegenüber den Zugewanderten 
von der eigenen Regierung, die ja immerhin 
die Aufgabe hätte, ihre Bevölkerung zu schüt-
zen, verwarnt oder gar bestraft wird. Staaten, 
die bereits vom Gegner übernommen wurden, 
verhalten sich indes ähnlich. Daraus resultiert 
die naheliegende Frage, ob der deutsche Staat 
selbst Teil eines Komplotts von Gegnern der 
deutschen Bevölkerung ist. Dieser Frage sind 
wir in mehreren Ausgaben nachgegangen, u.a. 
31, 48 und 60. (tk/gw) 

 zeit.de, 23.09.2023

Ein Papst, der islamischen Migran-
ten die Füße wäscht, um das Narrativ 
zu verstärken, dass christliche Länder 
Millionen von Menschen aus dem Na-
hen Osten und Afrika aufnehmen soll-
ten, steht wohl kaum im Dienste seiner 
Anhänger im Westen. 

Zu diesen Asylanträgen kommen na-
türlich der Familiennachzug (siehe 
S.60 ff.), Resettlement (siehe S.16 u. 
34) und sonstige Formen der Einwan-
derung hinzu. 

exxpress.at, 21.07.2024 

Verhalten 
sich so nicht 

normalerweise 
Eroberer? 
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In Zeiten von Lockdowns und indirektem 
Impfzwang hatten sich im September 2021 
um die 15'000 Migranten, zumeist Haitianer, 
unter einer Brücke in Del Rio, Texas, versam-
melt, nachdem sie die Grenze von Mexiko aus 
überquert hatten, was den Eindruck erweckte, 
es würde im Schatten der harten Maßnahmen 
eine US-Version der Massenmigration nach 
Deutschland forciert. (1) 2022 wurde die Bi-
den-Administration dabei erwischt, wie sie 
mehrere tausend minderjährige Migranten, 
die über die Südgrenze in die USA gekommen 
waren, per Charterflug von El Paso zu einem 
Flughafen nahe New York transportierte. Die 
Sprecher Bidens erklärten, die Flüge würden 
genutzt, um «unbegleitete Minderjährige zu 
überprüften Paten oder Verwandten zu brin-
gen, bei denen sie den Ausgang ihres Einwan-
derungsverfahrens abwarten können». (2) Wie 
die britische Daily Mail im März 2024 berich-
tete, holte die Zoll- und Grenzschutzbehörde 
der Vereinigten Staaten ab Beginn des Jahres 
2023 über 300'000 Menschen aus anderen 
Staaten ins Land, indem sie sie per Flugzeug 
einflog. Dies geschah mit einer App, durch 
die man online Asyl beantragen konnte. Wer 
in Kuba, Haiti, Venezuela, Nicaragua, El Sal-
vador, Guatemala, Honduras, Kolumbien oder 
Ecuador wohnte, konnte einen Antrag stellen. 
Wer mitgenommen wurde, durfte zwei Jahre 
in den USA bleiben und sich für einen legalen 
Status bewerben. Die Existenz der Flüge wur-
de von der Behörde geheim gehalten und kam 
erst durch einen Gerichtsprozess ans Licht. (3) 

«Migranten überqueren die US-Gren-
ze in Rekordzahl, unbeeindruckt von Tex-
as' Stacheldraht und Bidens Politik», titel-
te die Webseite CBS-News Ende 2023. «In 
nur fünf Tagen der vergangenen Woche hat 
die Grenzpolizei fast 50'000 Migranten ab-
gefertigt, die illegal in die USA eingereist 
sind. Dabei wurden dreimal täglich mehr 
als 10'000 Migranten aufgegriffen, was den 
Durchschnitt des vergangenen Monats von 
6400 weit überschreitet», hieß es weiter. 
(4) Der «X»-Chef Elon Musk sah die USA im 
Februar 2024 auf einem ähnlichen Weg wie 
Deutschland. Er schrieb auf seiner Platt-
form: «Die Möglichkeit, seine Ausweispa-
piere (egal aus welchem Land) wegzuwer-
fen, über die Südgrenze zu gehen und ‹Asyl› 

August 2022: 
Migranten wurden 

per Charterflug
von der Biden- 

Administration von 
Texas zu einem  
Flughafen nahe  

New York gebracht.

Der Online-Kanal «Real America's Voice» filmt 
im Oktober 2023 in einem südamerikanischen 
Flüchtlingscamp reihenweise Chinesen, die von 
dort in den Norden wollen. 

Die US-Nachrichtenseite Bloomberg am 19. Mai 2019 mit folgender Schlagzeile: «Nur Einwanderer kön-
nen Amerikas Baby-Pleite umkehren». Die Propaganda für «Ersetzungsmigration» (siehe S.6 f.) ist auch 
in Übersee in vollem Gange. 

Die USA als Opfer der Migrationswaffe?

zu beantragen, hat Amerika zu einem Zu-
fluchtsort für die schlimmsten Verbrecher 
der Welt gemacht!» (5)  

Migration aus China 
Das auf den asiatisch-pazifischen Raum 

konzentrierte Portal «The Diplomat» schrieb 
2023 über einen neuen Ansturm von Chinesen 
an der US-Grenze: «Seit 2012 hat die Zahl der 
chinesischen Staatsangehörigen, die Asyl be-
antragen, stetig zugenommen und liegt nun bei 
über 850'000. […] In jüngster Zeit ist die Zahl 
der chinesischen Migranten, die an der Gren-
ze zwischen Mexiko und den USA aufgegriffen 
wurden, auf fast 10'000 angestiegen, was den 
höchsten jemals verzeichneten Wert darstellt. 
Diese Migranten durchqueren acht lateiname-
rikanische Länder, um die Südgrenze der Ver-
einigten Staaten zu erreichen, und beginnen 
ihre Reise in der Regel in Ecuador, einem der 
wenigen lateinamerikanischen Länder, die chi-
nesischen Staatsbürgern visumfreies Reisen er-
möglichen. […] Der Grund für die Abwanderung 
der Chinesen ist eine Kombination aus wirt-
schaftlicher Ungewissheit und eingeschränkter 
persönlicher Freiheit. Das sich verlangsamende 
Wirtschaftswachstum in China, das durch die 
seit fast drei Jahre geltenden strengen CO-

VID-19-Beschränkungen noch verschärft wur-
de, hat viele Menschen dazu veranlasst, nach 
Möglichkeiten im Ausland zu suchen. […] Ob-
wohl irreguläre Migranten nur einen kleinen 
Teil des gesamten Exodus chinesischer Migran-
ten mit unterschiedlichem sozioökonomischem 
Hintergrund ausmachen, sind sie in den letzten 
sechs Monaten die am schnellsten wachsende 
Gruppe von Migranten, die an der Südgrenze 
der USA ankommen. Die rasche Zunahme der 
irregulären Migration aus der zweitgrößten 
Volkswirtschaft der Welt steht im Widerspruch 
zum gewünschten nationalen und internati-
onalen Image Chinas. Im Inland ermutigt das 
Konzept des ‹chinesischen Traums› die Bürger, 
neben kollektivem Wohlstand und nationaler 
Verjüngung auch ihre persönlichen Bestre-
bungen zu verfolgen. Nach drei Jahren strenger 
Abriegelungsmaßnahmen, die zu erheblichen 
wirtschaftlichen und psychischen Belastungen 
führten, sind viele Menschen jedoch von dieser 
Vision desillusioniert.» (6) 

Die dabei nicht gestellte Frage lautet, ob 
sich unter die sicher vielen anständigen Chi-
nesen, die im Ausland ein besseres Leben su-
chen, nicht auch Agenten geschmuggelt haben, 
die weiterhin im Auftrag der Kommunistischen 
Partei agieren. Die Ankündigungen höchstran-
giger chinesischer Politiker, die USA in nicht 
allzu ferner Zukunft militärisch niederwerfen 
zu wollen, sprechen jedenfalls dafür. Doch dazu 
sicherlich mehr in kommenden Ausgaben. (tk) 
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Auf einen Blick

Massenmigration wird teilweise durch 
Kriege herbeigeführt - Kriege, die die 
Bevölkerungen im Zielland nie wollten und 
dennoch finanzieren mussten. 

Export Soldaten, Import «Flüchtlinge»: 

Trotzdem wird der westliche Bürger mit 
einem neuen Schuldkult beladen, der 
impliziert, er sei schuld an den Kriegen und 
müsse nun auch die Konsequenzen tragen.

Demzufolge hat er 
angebliche oder tatsächliche 
«Kriegsflüchtlinge» durch den 
Sozialstaat zu finanzieren.

Migration durch Kriege 

M
indestens 37 Millionen 
Menschen wurden als di-
rekte Folge der von den 
Vereinigten Staaten nach 
dem 11. September 2001 

geführten Kriege vertrieben, so postu-
liert es ein Bericht der amerikanischen 
Brown-Universität. Diese Zahl übersteigt 
den Autoren zufolge die Zahl der durch 
Konflikte Vertriebenen seit dem Jahr 1900, 
mit Ausnahme des Zweiten Weltkriegs. Die 
Studie wurde 2020 veröffentlicht, einige 
Wochen, bevor die Vereinigten Staaten in 
ihr 20. Jahr des «Kriegs gegen den Terror» 
eintraten, der mit der Invasion in Afgha-
nistan am 7. Oktober 2001 begann (Doppel-
ausgabe 58/59). (1) Man mag an amerikani-
schen Universitäten einen gewissen linken 
Einschlag bei Studienergebnissen vermu-
ten, doch wer würde bestreiten, dass Krie-
ge zumindest eine der Ursachen für die 
verheerenden Migrationswellen darstel-
len, die über den Westen hereinbrechen? 

Ein Jahr nach Veröffentlichung der Stu-
die erlebte die USA «ein neues Vietnam» 
und Deutschland «sein Vietnam», wie es 
in vielen Medienberichten hieß. Nach dem 
raschen Abzug von US-Truppen und der 
Bundeswehr aus Afghanistan wurden die 
Ortskräfte, die über Jahre mit den Be-
satzern kollaboriert hatten, angeblich zu 
«politisch Verfolgten» der islamischen 
Taliban, die das Land zurückeroberten. 
Der damalige Außenminister Heiko Maas 
erklärte im August 2021, der Fokus liege 
deshalb darauf, «so viele Menschen aus 
Kabul zu evakuieren, wie das unter den 
gegebenen, sehr schwierigen Umständen 
möglich ist». (2) 

Etikettenschwindel 
Seitdem haben über eine Million Afg-

hanen den Staat am Hindukusch verlassen 
und suchen Asyl im Ausland. Allerdings 
handelt es sich bei den wenigsten von ih-
nen wirklich um geflüchtete Hilfskräfte 
des Westens, sondern schlicht um «norma-

le» Afghanen, die unter dem Deckmantel 
«politischer Verfolgung» ökonomisch mo-
tivierte Migration betreiben. Das von den 
Taliban kontrollierte Terrain wäre weiter-
hin für sie sicher. Krieg herrscht in Afgha-
nistan nämlich schon lange nicht mehr und 
auch die Vorstellung, die Taliban würden 
sofort jede ehemalige Ortskraft verfolgen, 
inhaftieren oder gar erschießen, deckt 
sich wohl kaum mit der Realität. Trotzdem 
forderte die Bundesregierung die afgha-
nischen «Flüchtlinge» regelrecht ein. Der 
Spiegel schrieb im März 2023: «Afghanistan 
ist seit der Rückkehr der Taliban wieder ge-
fährlicher geworden, vor allem Menschen-
rechtsaktivisten und frühere Ortskräfte 
müssen um ihre Sicherheit fürchten. Die 
Bundesregierung hat daher über 44'000 Af-
ghaninnen und Afghanen eine Aufnahme in 
Deutschland zugesagt.» (3) Die Umsetzung 
davon läuft zwar langsamer als geplant, 
doch viele «gefährdete Afghanen» landen 
heute noch in Deutschland.  

Fast wirkt es so, als zögen aufnahme-
willige europäische Regierungen und die 
Taliban an einem Strang: «Wie aus höchs-
ten Ermittlerkreisen in Österreich bestä-
tigt wird, teilen sich vier Gruppierungen 
das schmutzige Milliardengeschäft mit der 
illegalen Migration auf der Balkanroute. 
In dem brutalen Quartett ziehen jeweils 
Syrer, Marokkaner, türkische Kurden und 
die Taliban die Fäden. Den größten Teil 
des Menschenschmuggels kontrollieren 
zwei afghanische Blöcke. Die Taliban ent-
scheiden, wer als Flüchtling nach Europa 
kommt. Ihr Einfluss weitet sich immer 
mehr aus», erfuhr man im November 2023 
im österreichischen Kurier. «Ein Migrant 
kann niemals allein über die Grenze kom-
men. Das lässt die Schlepper-Mafia keines-
falls zu», teilten Beamte aus Serbien mit, 
von wo aus die afghanischen Banden laut 
den Ermittlern operieren. Sogar die Preise 
für den Grenzübertritt seien nach einem 

8. Oktober 2023: Palästinenser inspizieren die Ruinen des Al-Aklouk-Turms, der bei israelischen 
Luftangriffen in Gaza-Stadt zerstört wurde.

Foto: Palestinian News & Information Agency (Wafa) 
in contract with APAimages
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speziellen System gestaffelt. Jeder 
Schritt koste Geld. (4) Wenn das nicht nach 
organisierter Massenmigration klingt, wo-
nach dann? 

Wir sind mal  
wieder schuld 

Parallel zum Abzug aus Afghanistan 
bekam der deutsche Steuerzahler sub-
til einen neuen Schuldkult eingetrichtert, 
für den der einzig gültige Ablassbrief die 
erneute Aufnahme von tausenden afg-
hanischen Männern zu sein schien. Als 
Symbolfigur zog Zeit-Online den Ex-Bun-
deswehrsoldaten Robert Müller heran, der 
dreimal in Afghanistan im Einsatz gewesen 
war. «Die Afghanen würden alleingelassen, 
vom Westen und auch von Deutschland», 
gab Die Zeit Müller sinngemäß wieder. 
Doch um den Frust zu bewältigen, betreu-
te Müller «drei afghanische Männer, die 
als Ortskräfte für die Bundeswehr gear-
beitet haben». Und die enorme Bedrohung, 
welche einen Asylanspruch erst rechtfer-
tigt, wurde in dem Artikel prompt unter-
strichen: «Die Taliban», so hätten die drei 
afghanischen Männer erzählt, «gehen von 
Haus zu Haus und suchen nach Leuten, die 
für Ausländer gearbeitet haben». (5) - «Bun-
deswehrsoldat Marcus Grotian engagiert 
sich dafür, dass afghanische Ortskräfte, 
die für die Truppe gearbeitet haben, nach 
Deutschland kommen können. Er kritisiert, 
dass die Regierung nur wenige aufnehmen 
will», präsentierte auch die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung im Juli 2021 ein weite-
res Testimonial «deutscher Willkommens-
kultur» zur «Wiedergutmachung». (6) 

Zur antiwestlichen Desinformation 
scheint ebenso zu gehören, von den ei-
gentlichen Drahtziehern abzulenken und 
die Schuld für Kriege auf die meist ame-
rikanischen oder europäischen Waffen-
hersteller abzuschieben: «Europäische 
Waffen wurden in Militäroperationen ge-
nutzt, die zur Destabilisierung führten 
und in Zwangsvertreibungen und Migra-

tion resultierten. Die Destabilisierung, die 
durch die von Europa gelieferten Waffen 
erleichtert wurde, trug dann dazu bei, dass 
Europa seinen Grenzsicherheitsapparat 
massiv ausbaute, um auf die offensichtli-
che Bedrohung durch Flüchtlinge zu re-
agieren, die versuchen, Asyl zu suchen», so 
der österreichische Sender ORF Mitte 2021 
mit Bezug auf eine niederländische NGO. (7) 

Botschaft: Da sind die Europäer und ihre 
Industrie mal wieder selber schuld, dass 
ihre Grenzen überrannt werden. 

Migranten aus  
der Ukraine 

Für den Ukraine-Krieg wiederum wird 
dem Westler von einer anderen politischen 
Seite Schuld eingeredet. Der Westen habe 
den Einmarsch Putins durch eine angeb-
liche «NATO-Osterweiterung» provoziert 
und trage durch seine Außenpolitik ebenso 
eine Mitschuld am «Genozid» an den rus-
sisch-stämmigen Ukrainern im Donbass, 
der laut Wladimir Putin bis zu seiner Inva-
sion im Februar 2022 stattgefunden habe. 

(8) Diese Anschuldigung kam jedoch völlig 
überraschend, selbst für viele von Putins 
Anhängern und die russische Bevölkerung 
in der Ukraine. Es gab keine vorherigen 
Berichte oder Hinweise auf solch schwer-
wiegende Verbrechen, die diese Behaup-
tung hätten stützen können. 

Russlands «Sonderoperation» gegen 
die Ukraine führte in Deutschland 2022 
laut dem Statistischen Bundesamt zur 
höchsten Nettozuwanderung seit 1950. Im 
Vergleich zu 2021 war der Überschuss von 
Zuzügen gegenüber Fortzügen viermal so 
hoch. Rund 1,1 Millionen Immigranten aus 
der Ukraine wurden in Deutschland regis-
triert und auch deren Beitrag fiel schnell 
«bereichernd» aus. «Von allen 65'187 ak-
tuell in Sachsen gemeldeten Ukrainern 
arbeitet nur jeder Zehnte. Für Landkreis-
tagspräsident Henry Graichen (46, CDU) 
hat das auch mit dem Bürgergeld zu tun, 
‹das falsche Anreize schafft›», berichtete 
die Bild-Zeitung im Frühling 2023. (9) 

Die halbe Welt greift zu 
Anders als Asylbewerber aus arabischen 

oder afrikanischen Ländern bekommen die 
Ukrainer in Deutschland sogar direkt ei-
nen Sonderstatus - sie erhalten nämlich ab 
Beginn ihres Aufenthalts Bürgergeld. Des-
halb fühlten sich anscheinend auch andere 
Osteuropäer eingeladen, sich am nie enden 
wollenden Füllhorn des deutschen Steu-
ergelds zu laben. Der Münchner Merkur 
schrieb im Mai 2024, die Causa des Ukrai-
ne-Asyls betreffend: «Doch das Bundes-
innenministerium zählt mittlerweile 5609 
Verdachtsfälle auf versuchten Sozialbe-
trug. In Bayern (2846), Baden-Württemberg 
(1980), Thüringen (697) und Niedersachsen 

Nur knapp zwei Monate vor dem endgültigen Abzug deutscher Truppen aus Afghanistan schien es, als 
sei der deutsche Außenminister Heiko Maas noch frohen Mutes, der Endsieg gegen die Taliban sei nahe. 

Das war die direkte Folge der angeblichen Rettung von Ortskräften, von denen behauptet wurde, sie 
müssten wegen der Machtübernahme der Taliban um ihr Leben fürchten. 

spiegel.de, 03.09.2021
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(81) kam es offenbar zu Fällen, in denen Per-
sonen versucht haben sollen, Bürgergeld zu 
erhalten, obwohl sie eigentlich keinen An-
spruch darauf hätten. […] Konkret soll es 
sich dabei in den meisten Fällen um Ungarn 
und Rumänen aus der Grenzregion Trans-
karpatien handeln, die ebenfalls die ukrai-
nische Staatsbürgerschaft besitzen. Da be-
sagte Personen häufig nur wenig Ukrainisch 
sprechen, sollen die Behörden aufmerksam 
geworden sein.» (10) 

Auch sonst war man bei der Auslegung 
des Begriffs «Ukrainer» kreativ. «Mehr 
als 15'000 Afrikanerinnen und Afrikaner 
studierten vor der russischen Invasion in 
der Ukraine. Viele von ihnen versuchen, 
das Land zu verlassen» - und zwar nicht 
zurück nach Afrika, sondern nach Euro-
pa, wie der Deutschlandfunk Anfang März 
2022 berichtete. (11) 

Das Statistische Bundesamt Deutschlands am 27. Juni 2023 auf «X»  

Rekordeinwanderung durch den Ukraine-Krieg

Rekordzahlen: 
Russlands «Sonder

operation» gegen 
die Ukraine führte 

in Deutschland 
2022 laut dem Sta-
tistischen Bundes-
amt zur höchsten 

Nettozuwanderung 
seit 1950. 

�Quellen:

1. �nytimes.com, At Least 37 Million People Have Been 
Displaced by America's War on Terror, 08.09.2020 

2. �bild.de, Maas-Deal mit den USA: Ramstein wird zum 
Rettungs-Drehkreuz, 20.08.2021 

3. �spiegel.de, Möglicher Visa-Betrug: Baerbock lässt 
Aufnahmeverfahren für Afghanistan vorübergehend 
aussetzen, 30.03.2023 

4. �krone.at, Österreich: Taliban kontrollieren Schlepperroute, 
12.11.2023 

5. �zeit.de, Bundeswehr-Veteran zu Afghanistan: «Deutschland 
erlebt jetzt sein Vietnam», 19.08.2021 

6. �faz.net, Ortskräfte in Afghanistan: «Ich finde es ehrlich 
gesagt schäbig, was da passiert», 19.07.2021 

7. orf.at, Fluchtbewegung durch Waffen aus Europa, 28.07.2021 
8. �zeitschrift-osteuropa.de, Vladimir Putin: Rede an die Nation 

vom 21.02.2022 
9. �bild.de, Lieber Bürgergeld statt Minijob? - Warum in Sachsen 

nur wenige Ukrainer arbeiten, 15.04.2023 
10. �merkur.de, Zweifel an Staatsangehörigkeit ukrainischer 

Flüchtlinge: Tausende Verdachtsfälle auf Bürgergeld-Betrug, 
22.05.2024 

11. �dw.com, Afrikaner: Schwierige Flucht aus der Ukraine, 
02.03.2022 

12. �tagesschau.de, Studie mehrerer Institute: Knapp die Hälfte 
der Ukraine-Flüchtlinge will bleiben, 12.07.2023 

Die ukrainischen Migranten, wenn sie 
überhaupt ukrainisch sind, haben genau 
wie Syrer, Afghanen und Iraker auf dem 
Weg nach Deutschland normalerweise ei-
nen sicheren Drittstaat durchquert und sind 
deshalb keine «Kriegsflüchtlinge» im ei-
gentlichen Sinn. Sie wurden nur durch eine 
spezielle Direktive der Europäischen Union 
als solche erklärt. Die Mehrzahl von ihnen 
befindet sich noch heute in Deutschland. 

Die Tagesschau schrieb im Juli 2023: «Fast 
die Hälfte der mehr als eine Million aus der 
Ukraine nach Deutschland geflüchteten 
Menschen möchte längerfristig in der Bun-
desrepublik bleiben. Laut der Studie ‹Ge-
flüchtete aus der Ukraine in Deutschland› 
sagten 44 Prozent der Befragten, zumindest 
noch einige Jahre oder vielleicht auch für 
immer bleiben zu wollen.» (12) Klar, Deutsch-
land kann es sich ja schließlich leisten. (tk) 
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Auf einen Blick

Studien belegen, was sich sowieso jeder denken kann: 
Bedingungslose Rundumversorgung und Barzahlungen sind 
zweifellos «Pull-Faktoren», die Menschen ohne besondere 
Qualifikation und Nutzen für die Gesellschaft anziehen.

Die Mehrheit der Bürgergeldempfänger in Deutschland 
hat Migrationshintergrund. 

Die Behauptung, es handle sich bei den Einwanderern um 
dringend benötigte Fachkräfte, stellt sich nach knapp 10 
Jahren Massenmigration bestenfalls als Irrtum, wenn nicht als 
betrügerische Augenwischerei heraus. 
 

Durch den Familiennachzug wird jährlich eine Großstadt 
aus der Dritten Welt nach Deutschland importiert. 

Migrationsmagnet Sozialstaat:  
Im Westen nichts Neues 

W
enn in Deutschland die 
Zahl der sogenannten 
«Flüchtlinge» mal wie-
der steigt, wird oft über 
«Pull-Faktoren» disku-

tiert - also Anreize, die Menschen in ein 
anderes Land ziehen lassen. Ein Vorwurf 
lautet: Die meisten Immigranten kommen 
vor allem wegen der Sozialleistungen nach 
Deutschland. Nichts da: Bundesinnenmi-
nisterin Nancy Faeser wies den Vorwurf 
2022 bei Maybrit Illner zurück: «Das mit 
den Pull-Faktoren ist durch nichts belegt. 
Es stimmt einfach nicht, dass Menschen 
hierherkommen, weil sie mehr Geld be-
kommen.» Ein Machtwort, das prompt mit 
einem «Faktencheck» des MDR untermau-
ert wurde. Dumm nur, dass sich der MDR 
in seinem «Faktencheck» gleich selbst ar-
gumentativ torpedierte: «Bei Nancy Faesers 
Aussage gibt es jedoch ein Aber. So existiert 
durchaus eine Studie, die einen Zusam-
menhang zwischen Sozialleistungen und 
Fluchtbewegungen sieht. Dafür hatten sich 
Wissenschaftler der Princeton-University 
die Einwanderung in Dänemark angesehen 

- zwischen 1980 und 2017. Das Ergebnis: 
Wurden Sozialleistungen im Land gekürzt, 
ging auch die Zahl der Geflüchteten zu-
rück.» 

Was daraufhin in dem «Faktencheck» 
von genehmen «Experten» postwendend 
relativiert wird: «Nach Einschätzung von 
Tobias Heidland vom Institut für Welt-
wirtschaft in Kiel ist die Studie sehr gut 
gemacht. Aber: ‹Das heißt nicht, dass sie 
perfekt ist.›» Moment: Was auf dieser Welt 
ist bitte perfekt? «Sehr gut» sollte wohl aus-
reichen, um die Studienergebnisse ernst zu 
nehmen. Heidland weiter: «Eine Sache, die 

die Studie leider nicht richtig abdeckt, ist, 
was sich noch zur gleichen Zeit verändert 
hat. Es wurden eben auch in anderen Be-
reichen, zum Beispiel beim Familiennach-
zug, Einschränkungen vorgenommen und 
die sind nicht berücksichtigt worden in der 
Studie.» (1) Doch, wurden sie: Wandelnde Re-
gelungen zum Familiennachzug, die sich im 
Laufe des Beobachtungszeitraums ergaben 
und einen weiteren wichtigen Faktor dar-
stellten, haben die Urheber der Studie sehr 
wohl mit berücksichtigt. (2) Hatte der «Ex-
perte» diese laut ihm sowieso «sehr gute» 
Studie überhaupt im Detail gelesen? 

Die sozialstaatliche Anreizstruktur motiviert auch die autochthonen Deutschen nicht gerade dazu, einer 
ehrlichen Arbeit nachzugehen. 

KRIEG

PUSH-FAKTOR

SOZIALSTAAT 

PULL-FAKTOR

MIGRANTEN MIGRANTEN 

Der Kolumnist Jan Fleischhauer am  
25. November 2023 über einen von ihm 

verfassten Artikel auf Focus-Online 
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Arbeit lohnt sich nicht 
Andererseits spielen beim Massen-Exo-

dus nach Europa auch «Push-Faktoren» wie 
Krieg (siehe S.47 ff.) oder Armut eine Rolle. 
Mindestens bei Letzterem ist jedoch die un-
angenehme Tatsache zu registrieren, dass 
Menschen Armut durch ihre Handlungen 
entweder kollektiv erzeugen oder vermin-
dern, was u.a. mit Ausbildung, Kultur und 
Sozialisierung zusammenhängt. Wenn Wohl-
stand schon im Heimatland nicht erzeugt 
wird, wie und warum sollten Menschen aus 
diesen Ländern ihn dann in Deutschland er-
zeugen? Folglich importiert man die Armut 
aus anderen Ländern nach Deutschland, was 
durch die sozialstaatliche Anreizstruktur 
nochmals erheblich verstärkt wird. 

Diese gilt für Zuwanderer wie auch für 
die indigene Bevölkerung: «Auch kein So-
zialdemokrat kann doch ernsthaft wollen, 
dass Arbeitsfähige von einem faktisch be-
dingungslosen Grundeinkommen dauerhaft 
gut versorgt werden. Schön blöd, wer sich 
da noch um eine Beschäftigung bemüht», 
konstatierte ein Redakteur der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung in einem Kommen-
tar gegen das Bürgergeld vom März 2024. (3) 

Daran scheint sich in naher Zukunft auch 
nichts zu ändern. 2019 hatte das Bundes-
verfassungsgericht Hartz-4-Sanktionen für 
teilweise verfassungswidrig erklärt. Zusam-
mengefasst hieß es da, dass der Staat weiter-
hin verpflichtet sei, das Existenzminimum 
zu sichern. Kürzungen von mehr als dreißig 
Prozent seien nicht verhältnismäßig, also 
nicht zulässig. (4) Wo käme man denn da hin? 

Statistik 
Wie bereits beschrieben: Laut EU-Da-

tenbank Eurostat kamen zwischen 2013 und 
2022 insgesamt fast 14,5 Millionen Ausländer 
in die EU. Davon suchten sich knapp sechs 
Millionen (40 Prozent) Deutschland als Ziel-
land aus. Zum Vergleich: Die Deutschen 
stellen nur 19 Prozent aller EU-Bürger. (5) 

Wäre eine gesunde Wirtschaft, die sicher-
lich auch einen «Pull-Faktor» darstellt, der 
Hauptfaktor für die Länderwahl, dann gäbe 
es innerhalb Europas genug Alternativen. 

Mit den ausufernden Sozialleistungen in 
Deutschland kann aber kaum ein anderes 
europäisches Land mithalten. Allein diese 
Beobachtung identifiziert den Sozialstaat als 
essenziellen «Pull-Faktor». 

Im November 2023 wurde eine interne 
Berechnung der Bundesagentur für Arbeit 
offengelegt: Laut ihr lag der Anteil der Zu-
wanderer und Menschen mit Migrationshin-
tergrund unter den erwerbsfähigen Bürger-
geldempfängern bei 62,5%. Von den 3'928'353 
Bürgergeldempfängern hatten lediglich 
1'473'249 keinen Migrationshintergrund. 
2'455'104 waren Ausländer, eingebürgerte 
Migranten oder Nachfahren von Migranten. 
Mit den jährlichen Kosten von 12'960 Euro 
pro Kopf verursachen allein Migranten und 
deren Nachfahren unmittelbare Kosten für 

den Wohlfahrtsstaat in Höhe von 32 Milli-
arden Euro. Zum Vergleich: Das entspricht 
fast dem Staatshaushalt von Bangladesch 
- ein Land, in dem 170 Millionen Menschen 
leben. (6) Macht nichts: «Die Politik versucht, 
sogenannte Pull-Faktoren für Migration zu 
schwächen, Sozialleistungen zu verringern. 
Ein Irrweg! Zuwanderung ist überlebens-
wichtig für Deutschland», so im November 
2023 der mit all seinen Prognosen krachend 
gescheiterte (siehe S.15, 56 u. 58) Ökonom 
Marcel Fratzscher in einem Artikel für Die 
Zeit. (7) Moment. Laut Nancy Faeser ist die 
Existenz der Pull-Faktoren doch sowieso 
«durch nichts belegt» (siehe S.50). Wie soll 
man etwas Inexistentes denn bitte «schwä-
chen»?

Steuerverbrennung 
Vielleicht helfen Fratzscher Erkenntnis-

se aus einem deutschen Nachbarland auf die 
Sprünge: «Asylbewerber» hätten «im Schnitt 
keinerlei positive Effekte für die Staatskas-
se», wie Bild-Online Anfang dieses Jahres be-
zugnehmend auf Studienergebnisse aus den 
Niederlanden berichtete. «Sie verursachen 
im Gegenteil Kosten in Höhe von durch-
schnittlich 475'000 Euro», hieß es da weiter. 

Ausländische Sozialleistungsbezieher nach 
Staatsangehörigkeit (Stand Juni 2023)

	 Ukraine� 707'770 

	 Syrien 	 498'583 

	 Türkei	 200'122 

	 Afghanistan	 176'598 

	 Irak	 115'192 

	 Iran 	 31'687 

	 Eritrea 	 27'338 

	 Somalia 	 22'978 

	 Nigeria 	 18'823 

	 Pakistan 	 15'273 Q
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«Vaterlandsliebe fand ich stets zum Kotzen. Ich 
wusste mit Deutschland noch nie etwas anzufan-

gen und weiß es bis heute nicht.» (1) 

«[Volksverräter] ist ein Nazibegriff. Es gibt kein 
Volk, und es gibt deswegen auch keinen Verrat am 

Volk.» (2)

Robert Habeck, deutscher «Wirtschaftsminister», in seinem Buch 
«Patriotismus - Ein linkes Plädoyer» (2010) und 2018 im Interview mit 

dem Debatten-Kanal «Informr» 
Quellen: �1. Patriotismus: Ein linkes Plädoyer, Gütersloher Verlagshaus, 2010   

2. sueddeutsche.de, «Es gibt kein Volk»: Habeck wehrt sich gegen Angriffe, 08.05.2018 

Foto: Michael Brandtner 
(https://commons.wikime-

dia.org/wiki/File:Robert_
Habeck_2021_in_Kiel.jpg) 
https://creativecommons.

org/licenses/by/4.0/
deed.en

bild.de, 18.01.2024 

Wer hätte das gedacht?
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(8) Holt der Asylbewerber seine Familie 
in die Niederlande, fallen pro Person, auf die 
Lebenszeit gerechnet, 275'000 Euro an. Eine 
vierköpfige Familie, die in die Niederlande 
«flüchtet», kostet damit den Steuerzahler 
mehr als eine Million Euro! Da Deutschland 
und die Niederlande ähnlich strukturiert 
sind, lassen sich diese Ergebnisse durchaus 
übertragen, weshalb wir Deutschland in die 
Rechnung miteinbeziehen: In einem durch-
schnittlichen deutschen Arbeitsleben fallen 
nach Daten des Finanzministeriums 243'000 
Euro Steuern an. Das heißt: Es braucht min-
destens ein deutsches Steuerzahlerleben, 
um ein Asylantenleben querzusubventionie-
ren, im Normalfall eher zwei. (9) 

Bürgergeld für  
kriminelle Clans 

Der vollkommen zügellose Umgang mit 
dem hart erarbeitenden Wohlstand der 
Heimatbevölkerung treibt mittlerweile die 
absurdesten Blüten: Über den arabisch-
stämmigen Al-Zein-Clan, dessen Immobili-
en wegen dem Verdacht auf kriminelle Ge-
schäfte 2021 durchsucht wurden, erfuhr man 
in der Bild-Zeitung, wie er den deutschen 
Sozialstaat gehörig ausnahm: «Während die 
Familie in einer Villa in Leverkusen wohn-
te, bezogen drei dafür gebildete Bedarfsge-
meinschaften zwischen Mai 2015 und heute 
[September 2021] zu Unrecht vom Jobcenter 
Leverkusen über 400'000 Euro an Sozialleis-
tungen. Dabei wohnte die Familie in einer 
rund eine Million teuren Villa in Leverku-
sen.» (10) 

Und bloß keinen Druck ausüben: Eine 
Weisung der Bundesagentur für Arbeit aus 
dem Sommer 2023 sah vor, dass der Termin 
verschoben werden muss, wenn der Arbeits-
lose «glaubhaft vorträgt, an einem vorgese-
henen Termin aus religiösen Gründen an 
der Wahrnehmung des Termins gehindert 
zu sein». Dazu zählt die Bundesagentur z.B. 
«religiöse Feiertage, die den Religionsange-
hörigen bestimmte Verhaltensweisen auf-
erlegen/vorgeben», die sie am Besuch des 
Jobcenters hindern könnten. (11) Ob das auch 
für den gesamten Ramadan-Monat gilt? In-
tegration sieht jedenfalls anders aus. 

Hoffnungsträger 
Bezahlkarte 

Die eigentlich bereits vom Bundestag 
beschlossene bundesweite Bezahlkarte für 
Asylbewerber lässt wegen organisatori-
scher Probleme noch auf sich warten. (12) In 
Deutschland sollen Asylbewerber künftig 
statt Bargeld eine Bezahlkarte erhalten, mit 
der sie einkaufen können. In zwei Bundes-
ländern wurden die Bezahlkarten bereits 

eingeführt und zeigten sofort Wirkung. «Der 
thüringische Landkreis Greiz, der die Be-
zahlkarte bis Ende dieses Monats an alle 740 
Flüchtlinge im Kreis ausgegeben haben will, 
berichtet von den ersten 14 Fällen, in denen 
Asylbewerber ihre Koffer gepackt und ab-
gezogen sind», berichtete der Focus Anfang 

Januar 2024. Einkaufen war mit der speziel-
len Mastercard ausschließlich im Landkreis 
möglich. Geld in die Heimatländer zu über-
weisen, Reisen und Einkaufen in anderen 
Regionen - finito. (13) Finanzmittel, welche 
viele Migranten als Sozialhilfe aus den Steu-
ergeldtöpfen der EU-Staaten erhalten, wer-

So viel Prozent der Deutschen beziehen im Vergleich 
zu Ausländern Bürgergeld (Stand Juni 2023) 

Deutsche	 Türken	 Iraker	 Afghanen 	 Syrer 	 Ukrainer Q
ue

lle
: M

ig
ra

tio
ns

m
on

ito
r d

er
 B

un
de

sa
ge

nt
ur

 fü
r A

rb
ei

t 

Prozentualer Anteil der Bürgergeldempfänger an der jeweiligen 
Gesamtpopulation in Deutschland

 5,3%
16,2%

41,7% 47,1%
55,1%

65,6%

Erst in Relation zur Gesamtpopulation wird deutlich, dass es sich nur ein Bruch-
teil der ethnischen Deutschen in den sozialen Sicherungssystemen gemütlich 
macht. Das Hauptproblem stellen folglich Bürgergeldempfänger aus dem Aus-
land dar, die in Deutschland Sozialtourismus betreiben. 

Immigration nach Dänemark von außerhalb der EU 
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An dieser Grafik, basierend auf einer Studie an der 
Princeton-Universität in Bezug auf Dänemark, lässt 
sich erkennen, dass der Sozialstaat einen «Pull-Fak-

tor» darstellt. Sobald Dänemark Kürzungen einführte, knickte die Kurve 
nach unten. Als die Kürzungen aufgehoben wurden, ging sie wieder steil nach 
oben, um bei einer erneuten Kürzung wieder einzuknicken. 

«Pull-Faktor»  

deutlich erkennbar 

Quelle: Ole Agersnap uvm., The Welfare Magnet Hypothesis: Evidence From an Immigrant Welfare 
Scheme in Denmark, Princeton, Oktober 2019 

10
00

 Im
m

ig
ra

nt
en



53 Ausgabe 62, September 2024

Im Gegensatz zu Syrern und Afghanen scheinen es weiße Flüchtlinge aus Südafrika bei ihrem 
Asylantrag sehr schwer zu haben. Seit 2008 wurden von den 570 Anträgen auf Erteilung eines 
humanitären Visums wegen politischer Verfolgung als Weißer nur 41 bewilligt, und 340 mussten 
noch bearbeitet werden. Das war der Stand im Jahr 2020 in Australien. (1) Die australische Einwan-
derungsbehörde lehnte z.B. 2015 den Asylantrag eines weißen südafrikanischen Landwirts ab. Er 
fürchtete sich vor «Schaden aufgrund seiner Rasse», sollte er in seine Heimat zurückkehren. Der 
Mann erklärte der Einwanderungsbehörde, er sei 1998 Opfer eines schweren Angriffs in seinem 
Haus gewesen, bei dem seine Frau und fünf weitere Personen ermordet wurden und er selbst 
schwere Verletzungen erlitt. Die Behauptung wurde durch die Medienberichterstattung untermau-
ert. Die Einwanderungsbehörde lehnte seinen Asylantrag jedoch im Juli 2015 mit der Begründung 
ab, es gebe kaum Beweise für rassistisch motivierte Verbrechen gegen weiße Farmer oder weiße 
Südafrikaner. (2) Dass diese «Begründung» eine dreiste Lüge ist, erfährt man mit einem Blick in 
unsere Ausgabe 20 «Drama in Südafrika als Blaupause für Europa?». 

Quellen: 
1. dailymail.co.uk, Desperate white South African farmers who rushed for protection visas in Australia have their 
claims rejected, 24.02.2024 
2. theguardian.com, Peter Dutton's department blocked white South African farmer's asylum bid, 13.04.2018 

den nämlich in absoluten Rekordsummen 
aus der EU in die Heimatländer überwiesen 
- es handelt sich dem Statistikamt Eurostat 
in Luxemburg zufolge EU-weit um 43,5 Milli-
arden Euro pro Jahr. (14) 

Viele Grüne hatten sich der Einführung 
der Bezahlkarte im Bundestag entgegen-
gestellt und sie als diskriminierend be-
zeichnet. (15) Auch der «Rat für Migration», 
ein Zusammenschluss von ungefähr 200 
Migrationsforschern, die der Massenein-
wanderung nach Europa weitgehend positiv 
gegenüberstehen, übte Kritik an der Bezahl-
karte: «Popularisiert wird damit die Theorie 
der sogenannten Push- und Pull-Faktoren, 
die jedoch jeglicher evidenzbasierten Gül-
tigkeit in der internationalen Migrations-
forschung entbehrt.» Eine mutige Aussage: 
Denn auch eine Ausarbeitung des Wissen-
schaftlichen Dienstes des Bundestages zum 
Thema Push- und Pull-Faktoren kam zu 
dem Ergebnis, dass es diese Anreizfaktoren 
sehr wohl gibt. (16) 

In welchem Rahmen das elektronische 
Zahlungsmittel überhaupt zum Einsatz kom-
men wird, steht von Bundesland zu Bundes-
land zur Diskussion und man kann davon 
ausgehen, dass Ausnahmen und Kompro-
misse die im Grunde sinnvolle Regel verwäs-
sern werden. Das Sozialgericht Hamburg er-
klärte eine pauschale Bargeldobergrenze im 
Juli 2024 für rechtswidrig (17) und es ist abzu-
sehen, dass weitere Urteile dieser Art folgen 
werden.   

Cloward-Piven-Strategie
Denkt man in größeren Zusammenhän-

gen wie dem einer kommunistischen Welt-
revolution (Doppelausgaben 41/42, 45/46), 
in deren Dienst linke Politiker im Westen 
zumindest als «nützliche Idioten» (Lenin) 

«Ausländerfeinde sehen das ‹Deutsche› in Gefahr, 
und einige ihrer Gegner plädieren für die ‹rich-

tige› nationale Identität. Dabei stammen wir alle von 
derselben Affen-Oma ab. […] Es gibt nichts Reales, auf 
das sich eine nationale Identität beziehen kann. Nati-
onen existieren nur in Köpfen derjenigen, die an sie 
glauben. Nationale Identität ist ein Hirngespinst."

Markus C. Schulte von Drach, deutscher Journalist und Schriftsteller, 
am 8. Dezember 2015 in der Süddeutschen Zeitung 

Quelle: sueddeutsche.de, Deutschland und die Ausländer:  
Nationale Identität ist ein Hirngespinst, 08.12.2015 

Foto: Hicsum (https://
commons.wikimedia.org/

wiki/File:MCSvD.jpg) 
https://creativecommons.
org/licenses/by-sa/3.0/

deed.en

Interessant. Dann müsste wohl auch die UN-Völker-
mordkonvention verschwinden, weil es grundsätz-
lich keine Völker gibt? Und auf welcher Grundlage 

wurde bspw. das Existenzrecht der israelischen Nation zur deutschen 
Staatsräson erklärt? Fragen über Fragen… 

Alles nur ein  

«soziales Konstrukt»?

Süddeutsche Zeitung: Das «Deutsche» gibt es nicht

Teasertext des 
obigen SZ- 

Artikels 
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stehen könnten, und berücksichtigt 
die Idee, dass Migration auch als Waffe ver-
wendet wird (siehe S.41 ff.), sticht ins Auge, 
dass die Vorgänge in Deutschland der «Clo-
ward-Piven-Strategie» sehr ähneln. Sie 
wurde in den 1960er-Jahren von den linken 
Soziologen Richard Cloward und Frances 
Fox Piven entwickelt und zielt darauf ab, das 
bestehende Sozialhilfesystem durch gezielte 
Überlastung zu destabilisieren, um so eine 
Krise herbeizuführen. Durch diese Krise soll 
die Regierung dazu gezwungen werden, die 
Einführung eines garantierten Grundein-
kommens umzusetzen. Ergo: Kommunisti-
sche Zustände durch die Hintertür der Ar-
mutshilfe. (18)  

Im sozialistisch regierten Südafrika 
könnte diese Strategie schon sehr weit fort-
geschritten sein: «28 Millionen Menschen in 
Südafrika erhalten Sozialhilfe - bei nur 7 Mil-
lionen Steuerzahlern», titelte das südafrika-
nische Wirtschaftsmagazin «BusinessTech» 
Anfang 2024. (19) Südafrika wurde von Nie-
derländern in unbewohntem Gebiet ge-
gründet. Die Schwarzen, die man heute für 
die eigentlichen «Ureinwohner» hält, sind 
Wohlstandsmigranten, die über den Verlauf 
von Jahrzehnten in den Süden Afrikas zo-
gen, denn dort hatten Weiße eine Zivilisation 
aufgebaut. Die Entwicklungen hierzulande 
bestätigen leider den Titel unserer Ausgabe 
20 «Drama in Südafrika als Blaupause für 
Europa?». (tk)

«Der Missbrauch durch Wirtschaftsflüchtlinge ge-
fährdet den Bestand des Asylrechts. […] Die Bundesrepublik 
wurde gewissermaßen zum Selbstbedienungsladen für Asyl-
bewerber.» (1) 

Der Spiegel im Jahr 1980 

«Fast jeder hingegen, der partout in Deutschland blei-
ben will und sich dabei einigermaßen clever anstellt, schafft 
das auch. Die Möglichkeiten, einer Abschiebung zu entge-
hen, sind [in Deutschland] aufgrund des Missmanagements 
der Ausländerbehörden und der Liberalität der Ausländer-
gesetzgebung nahezu unbegrenzt. […] Kaum feststellbar 
ist es deshalb, wenn ein Flüchtling die begehrte Sozialhilfe 
gleich mehrfach kassiert - ein Delikt, das sich vielerorts zu 
einem Massenphänomen zu entwickeln scheint, beispiels-
weise in Niedersachsen.» (2)  

Der Spiegel im Jahr 1991

Ähnliche Feststel-
lungen würden vom 
heutigen Spiegel wahr-
scheinlich als «rechte 
Hetze» diffamiert wer-
den. Damals noch völlig 
normale und nachvoll-
ziehbare Positionen gel-
ten mittlerweile beim 
linken Medienklüngel 
als «extrem». 

Wie sich die Zeiten doch ändern 

Der «rechte» Spiegel 

Der Spiegel, 15/1992

Quellen: 
1. spiegel.de, «Finished, aus, you go, hau ab», 15.06.1980 
2. spiegel.de, «Soldaten an die Grenzen», 08.09.1991  
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Broder: «Was ich völlig im Ernst gut finde, ist, dass diese demo-
graphische Struktur Europas nicht mehr zu halten ist. Je eher 

die Europäer das einsehen, desto besser. Einige Städte sind schon 
recht farbig und nicht mehr ‹arisch› weiß, und dagegen kann man 
überhaupt nichts sagen.» 
Frage: «Heißt ein farbiges Europa, dass davon keine Katastrophen 
mehr ausgehen?» 
Broder: «Das könnte es bedeuten. Es könnte aber auch bedeuten, 
dass Europa zu existieren aufhört.»  
Frage: «Sie betrachten ja aber die Einwanderung in Europa als Rege-
neration. Ist das die Chance?» 

Broder: «Ja. Europa wird anders werden, und das ist die einzige Chan-
ce, die es überhaupt noch hat: sich mit den Leuten, die es eigentlich 
gar nicht haben will, zu revitalisieren. Die Frage ist nur, ob es sein 
politisches System aufgeben will. Ich würde gerne das weiße Eu-
ropa aufgeben, aber ich würde ungern das demokratische Europa 
aufgeben.» 

Foto: Bernd Schwabe in 
Hannover (https://com-

mons.wikimedia.org/wiki/
File:Henryk_M._Broder,_
hier_zur_Lesung_in_der_

Reihe_ZU_GAST_BEI_DE-
CIUS,_Marktstra%C3%-
9Fe_52_in_Hannover_

am_5._September_2013.
jpg) https://creativecom-

mons.org/licenses/by-
sa/3.0/deed.en

«das weiße Europa aufgeben» 

Heute gibt sich Henryk M. Broder als Kritiker der Is-
lamisierung Deutschlands. Ob er einen Austausch der 

ethnischen Bevölkerung ohne eine Islamisierung wei-
terhin befürworten würde? Broder ist kein Einzelfall: Auch, dass die von 

den Medien als «rechts» dargestellte italienische Premierministerin Giorgia Me-
loni im Juli letzten Jahres sagte: «Europa und Italien brauchen Migration», sollte 
zu denken geben. (1) 

Quelle: 1. telegraph.co.uk, Italy needs migration, 
 admits Giorgia Meloni as she softens her stance, 23.07.2023 

Trojanisches Pferd? 

Henryk M. Broder, deutsch-jüdischer Journalist, Autor und Publizist, 2006 im 
Interview mit der Online-Plattform hagalil.com 

Quelle: hagalil.com, Henryk Broder über historischen Masochismus, arabische 
Logik und die Entarisierung Europas, 14.06.2006 

In Deutschland preisgekrönter Journalist wollte 
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D
ie Versprechung der politi-
schen Klasse, Deutschland 
erhalte mit der ausufernden 
Migrationsflut seit 2015 drin-
gend benötigte Fachkräfte, 

war von Anfang an widersprüchlich, da 
man parallel betonte, Menschen in Not hel-
fen zu wollen. Schon nach einer simplen 
Wahrscheinlichkeitsrechnung ist die Chan-
ce, dass man Menschen aus einer Notlage 
befreit und dabei nur fähige Arbeitskräfte 
bzw. nützliche Mitglieder der Gesellschaft 
erhält, gleich null. Um an wirkliche Fach-
kräfte zu gelangen, wäre eine selektive Vor-
auswahl durch die Einwanderungsbehörde 
vorzunehmen, die in Übereinstimmung mit 
den Bedürfnissen der Wirtschaft agiert. So 
oder so ähnlich läuft es in den meisten Län-
dern der Welt auch ab. Deutschland und ei-
nige weitere europäische Länder kamen auf 
die Idee, einen Sonderweg einzuschlagen 
und die ganze Welt zu einem Asylverfahren 
einzuladen, bei dem man lediglich hofft, an 
die richtigen Leute zu gelangen. 

Doch selbst wenn Deutschland zum 
naheliegenderen Verfahren einer spezi-
fischeren Anwerbung ausländischer Ar-
beitskräfte zurückkäme, würde dies nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass Regierung 
und Parteien nicht mehr mit indigenen 
Deutschen als Fachkräften planen, was 
im Widerspruch zum Grundgesetz steht. 
1987 stellte das Bundesverfassungsgericht 
«die verfassungsrechtliche Pflicht, die 
Identität des deutschen Staatsvolkes zu 
erhalten» fest. (1) Subjekt der BRD-Demo-
kratie ist also nicht irgendein beliebiges 

Foto: Envato Elements 

?
«Das Volk ist jeder, der in diesem 
Lande lebt.» 

Ex-BRD-Bundeskanzlerin Angela Merkel  
auf dem CDU-Landesparteitag in Mecklenburg-Vorpommern 

im Februar 2017 
Quelle: welt.de, «Das Volk ist jeder, der in diesem Lande lebt», 

26.02.2017

Lateinische Herkunft des Worts «Nation», basierend auf 
dem Oxford-Wörterbuch, über Google 

Volk oder irgendeine Bevölkerung, son-
dern das deutsche Volk. Es legitimiert die 
staatliche Herrschaft. Jedes Regierungs-
mitglied schwört den Amtseid, es werde 
seine Kraft «dem Wohle des deutschen Vol-
kes widmen». (2) Würden sich die gewähl-
ten Vertreter der Deutschen lediglich an 
das Grundgesetz halten, dann gäbe es nur 
eine Antwort auf den «Fachkräftemangel»: 
Ethnische Deutsche zu Fachkräften auszu-
bilden, anstatt das selbst erzeugte Problem 
durch Zuwanderer lösen zu wollen. Mit ih-
rer 2017 getroffenen Aussage «Das Volk ist 
jeder, der in diesem Lande lebt» wollte An-
gela Merkel ein klares Zeichen gegen «Po-

Um zu einer 
Nation und 
damit zu einem Volk zu ge-
hören, muss man, historisch gesehen, 
in dieses Volk hineingeboren sein. In 
der modernen Welt wurden diese Re-
geln gelockert und jeder hat die Mög-
lichkeit ein langwieriges, anstren-
gendes Verfahren zu durchlaufen, 
um Bürger einer anderen Nation zu 

werden. Die Behauptung, man gehöre 
zu einem Volk, wenn man in dessen 
Gebiet «lebt», widerspricht dennoch 
praktisch jeder geltenden Rechtsord-
nung auf diesem Planeten - auch bis 
heute (noch) der deutschen.

Dem Grundgesetz  widersprechend 

pulismus» setzen, doch kongruent mit dem 
Grundgesetz war dies nicht. (3) Vielmehr 
stellt die Aussage Merkels sogar praktisch 
jede geltende Rechtsordnung auf diesem 
Planeten auf den Kopf, denn in welchem 
Land wird man bitte direkt eingebürgert, 
also Teil des «Volks», nur weil man dort 
seinen Wohnsitz hat? 

«Fachkräfte» aus Kenia 
Zumindest behauptet die deutsche 

Bundesregierung mittlerweile als Feigen-
blatt einen Kurswechsel von unbegrenz-

Lösung des «Fachkräftemangels» durch 
Einwanderer? Pure Augenwischerei! 

Foto: Armin Linnartz

Charakter des deutschen Volkes
Merkels absurde Aussage über den 
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tem Asyl zu «gezielter Migration». So 
verlautbarte Bundeskanzler Olaf Scholz im 
ZDF-Sommerinterview 2023: «Damit wir 
eine gute Zukunft haben, damit unser Ar-
beitsmarkt funktioniert, damit unsere Wirt-
schaft wächst, werden wir gute Fachkräfte, 
Arbeitskräfte von außerhalb Deutschlands 
brauchen - sonst sind die Renten nicht 
sicher.» (4) Kurz davor hatte er bei einem 
Staatsbesuch in Kenia für die Zuwanderung 
von Arbeitskräften aus dem ostafrikani-
schen Land geworben. «Wir sehen in Ke-
nia ein großes Potenzial für die Fachkräf-
temigration in vielen Bereichen unserer 
Wirtschaft», sagte er nach einem Gespräch 
mit Präsident William Ruto in Nairobi. Die 
Bundesregierung wolle «verstärkt regulä-
re, legale Zuwanderungsmöglichkeiten für 
jene schaffen, die in Deutschland arbeiten 
wollen». (5) Fast exakt ein Jahr nach Scholz' 
Staatsbesuch titelte die afrikanische Web-
seite Business Daily: «Kenia und Deutsch-
land vereinbaren einen Deal über 250'000 
Arbeitsplätze». (6) Aber Moment: Wie wäre 
es, erstmal die aktuell 5,5 Millionen Bürger-
geldempfänger in Lohn und Brot zu bekom-
men? Den angeblich so formidabel ausge-
bildeten Kenianer müsste es doch schon vor 
seiner Ankunft abschrecken, jene Sozialgel-
dempfänger mit seinem monatlichen Lohn 
finanzieren zu müssen, oder nicht? 

So, als befinde man sich nicht schon 
lange auf dem Holzweg, bezifferte Detlef 
Scheele, vor Kurzem noch Chef der Bunde-

sagentur für Arbeit, die Zahl der pro Jahr in 
Deutschland benötigten Zuwanderer auf 
400'000. Doch neue Töne: Es gehe nicht um 
Asyl, «sondern um gezielte Zuwanderung 
für die Lücken am Arbeitsmarkt», sagte er 
2021 der Süddeutschen Zeitung. (7) «Nur mit 
einer jährlichen Nettozuwanderung von 

400'000 Personen bleibt das Arbeits-
kräfteangebot langfristig konstant», 
stimmte ihm das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) im 
selben Jahr zu. (8) 

Um für ausländische Fachkräfte at-
traktiver zu werden, will die FDP laut 
einem Beschlusspapier von April 2024 
steuerliche Anreize einführen. Als Bei-
spiel wird von der Partei ein gestaffel-
ter Freibetrag genannt, bei dem ein 
Teil des Bruttogehalts für drei Jahre 
steuerfrei bleibt. Eingesessene müss-
ten nach diesem Modell ihre Steu-
ern brav, wie gehabt, weiterbezahlen, 
während Ausländer entlastet werden. 

(9) Selbst wirtschaftsliberalere Ansätze legen 
also Wert darauf, die Deutschen wie Bürger 
zweiter Klasse in ihrem eigenen Land zu 
behandeln. 

Keine Trendwende  
in Sicht  

Mit über 300'000 Asylanträgen im Jahr 
2023 (10) läuft jedoch alles wie gehabt und 
Deutschland bleibt parallel zu seinen frag-
würdigen Anwerbungsversuchen im Aus-
land ein Magnet für Menschen aus den 
rückständigsten Ländern der Welt, die di-
rekt in die Sozialsysteme wandern. Aller-
dings war der immerhin propagandistische 
Umstieg zur gezielten Anwerbung von ver-
meintlichen Fachkräften in weit entfernten 
Ländern bitter notwendig. Der Mangel an 
fähigen Arbeitnehmern ist nämlich nach 
wie vor latent, obwohl die Politik fest ver-
sprochen hatte, ihn durch Einwanderung 
zu lösen. Bislang hatten die meisten Politi-

Wenn die Deutsche Industrie- und Handelskam-
mer Ende 2023 einen solchen Titel für ihren Be-
richt wählt, dann ist die Lage ernst und das Pro-
jekt «Mehr Fachkräfte durch Migration» definitiv 
gescheitert. 

merkur.de, 22.02.2024 

Foto: Heinrich-Böll-Stiftung from Berlin, Deutschland (htt-
ps://commons.wikimedia.org/wiki/File:Marcel_Fratzscher_
(48092793526)_(cropped).jpg) https://creativecommons.org/
licenses/by-sa/2.0/deed.en 

Marcel Fratzscher
Marcel Fratzscher, Präsident 
des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW), versucht 
sich beim Merkur an der Quadra-
tur des Kreises. Wer nichts kann 
und Deutschland nichts bringt, 
hat immerhin theoretisches Po-
tenzial. Also Kopf hoch! «Diesen 
Menschen können wir Perspekti-
ven bieten», sagte Fratzscher. Es 
soll also der Job der Deutschen 
sein, die Neubürger fortzubilden, 
anstatt einfach direkt ausgebilde-
te Leute einwandern zu lassen? 

Bleibt nur zu hoffen, dass der Spiegel dies als rhetorische Frage versteht. 

spiegel.de, 17.03.2024
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ker der Altparteien behauptet, die «Flücht-
linge» aus aller Herren Länder würden in 
Summe irgendwann mehr zum Staatshaus-
halt beitragen und das deutsche System 
entlasten. Die Rede war von wenigen Jahren 
- Deutschkurse, Ausbildung, Integration, 
und schließlich hätte man jemanden, der 
fleißig arbeitet, Steuern zahlt und vor allem 
die Rentenkassen entlastet. 

Davon ist weit und breit nichts zu sehen: 
Die Deutsche Industrie- und Handelskam-
mer (DIHK) sah im November 2023 eine 
weitere Verschärfung des Fachkräfteman-
gels in Deutschland voraus. In einem Re-
port schrieb die DIHK: «Die Fachkräftesitu-
ation bleibt sehr kritisch. Das gilt nicht nur 
für die direkt betroffenen Betriebe, sondern 
auch für unseren Wirtschaftsstandort ins-
gesamt.» In einigen Branchen sei mittler-
weile nicht mehr nur von «Lücken bei Fach-
kräften», sondern von einem allgemeinen 
Mangel an Arbeitskräften die Rede. In der 

deutschen Gesamtwirtschaft blieben einer 
aktuellen Schätzung zufolge 1,8 Millionen 
Stellen unbesetzt. «Mehr als 90 Milliarden 
Euro an Wertschöpfung gehen damit in die-
sem Jahr rechnerisch verloren», erläuterte 
der stellvertretende DIHK-Hauptgeschäfts-
führer das Ausmaß des klaffenden Engpas-
ses. Das entspreche mehr als zwei Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts. (11) 

Wo zu Anfang des Massenansturms aus 
dem Nahen Osten und Afrika noch einige 
Warnungen von renommierten Experten 
bezüglich des mangelnden Bildungsniveaus 
der Migranten zu hören waren (siehe S.15 
f.), ist es in Deutschland mittlerweile ver-
dächtig still geworden. Immerhin lässt sich 
eine neue Studie aus Österreich auftrei-
ben, die vom Institut für Höhere Studien 
(IHS) im Auftrag des Österreichischen In-
tegrationsfonds (ÖIF), also der Regierung, 
durchgeführt wurde. Ernüchtert schrieb 
Die Presse im April 2023 über die Ergebnis-

se: «Das gesellschaftliche Bild des syrischen 
Ingenieurs oder Arztes, mit dem Österreich 
den Fachkräftemangel bekämpfen kann, 
ist endgültig überholt.» Die mittlerweile 
ankommenden Syrer müssten oft erst al-
phabetisiert werden und seien deshalb gar 
nicht auf dem Arbeitsmarkt unterzubrin-
gen. Noch schlechter schnitten die Afgha-
nen ab. (12)  

Innerer Verfall 
Auf Deutschland sind derlei Ergebnisse 

durchaus übertragbar. Laut Mathias Mid-
delberg, Vizevorsitzender der Unions-Bun-
destagsfraktion mit Schwerpunkt Haushalt 
und Finanzen, stehen ca. zwei Millionen 
unbesetzten Arbeitsstellen ca. 3,5 Millionen 
im Grunde arbeitsfähige Arbeitslose oder 
Unterbeschäftigte gegenüber. Vor allem die 
Integration der Asylzuwanderer in den Ar-
beitsmarkt gelinge nur schleppend. «Von 
der größten Flüchtlingsgruppe der Syrer 
arbeiten gerade 31 Prozent sozialversiche-
rungspflichtig, 55 Prozent beziehen Bür-
gergeld. Fast 500'000 Syrer, die Bürgergeld 
beziehen, suchen aktuell nach Beschäfti-
gung», sagte der CDU-Politiker im Septem-
ber 2023. (13) 

Selbst für nicht gerade hochkomplexe 
Kita-Jobs mangelt es an «Fachkräften». 
Die Kultusministerin Niedersachsens, Julia 
Willie Hamburg (Grüne), sprach im April 
dieses Jahres davon, die Anforderungen an 
die Kita-Beschäftigten für einige Zeit he-
rabsetzen zu wollen. Trotz des Fachkräf-
temangels wolle man «alles daran setzen, 
dass unsere Kitas im Land geöffnet bleiben 
können», gab sie im Landtag bekannt. (14) 

Die migrantischen Vorschulkinder, deren 
Eltern die klaffende Lücke im Arbeits-
markt offensichtlich nicht füllen können, 
sprechen oft kaum bis kein Deutsch, er-
zeugen somit weitere Arbeit und verschär-
fen das Problem nur noch weiter. Um die 
Misere zu verschleiern, gibt es indes sim-
ple Methoden. So will Die Linke einfach 
Hausaufgaben und Noten abschaffen. Das 
geht aus einem neuen Partei-Papier zur 
Bildungspolitik hervor. Darin heißt es: 
«Hausaufgaben und Noten gehören abge-
schafft. Einüben und Wiederholen hat in 
der Schulzeit zu geschehen.» So solle ein 
«Lernen ohne Druck und Angst» möglich 
werden. (15) Dann würde immerhin nicht 
auffallen, dass das Bildungsniveau in den 
«bunten» Lehrstätten und später eben 
auch in der freien Wirtschaft rapide sinkt. 
«Druck und Angst», die bei vielen vorherr-
schen mögen, werden allerdings durch das 
neue Mobbingpotenzial der migrantischen 
Mitschüler kaum gesenkt (siehe S.70 ff.). 

In einem KI-generierten 
YouTube-Filmchen na-
mens «Oma, was war 
nochmal dieses Deutsch-
land?», das im April 2024 
viral ging, erklärt eine im 
Afrika der Zukunft leben-
de Oma ihrer Enkelin, man 
habe einst den Ort, wo ihre 
Vorfahren lebten, verlas-
sen müssen. In dem, was 
man früher «Deutschland» 
nannte, seien «die Blauen» 
an die Macht gelangt, die 
daraufhin einen «Exodus» 
herbeiführten, den man 
damals als «Remigrati-
on» bezeichnete. Ohne die 
Menschen mit Migrations-
hintergrund sei Deutsch-
land schnell verarmt und 
kollabiert. Die ethnischen 
Deutschen hätten darauf-
hin selbst die Flucht nach 
Afrika angetreten, was 
zum Ende Deutschlands 
führte. Zu den Machern 
und Unterstützern des 
Videos zählen bekann-
te deutsche Influencer, 
Comedians, Berater und 
Journalisten sowie die 
Hamburger Morgenpost. 

«Oma, was war
nochmal dieses
Deutschland?»
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kulti. «Die Deutschen werden sich wieder 
mehr anstrengen müssen!», gab der in-
zwischen verstorbene Ex-Finanzminister 
Wolfgang Schäuble (siehe S.38) im Oktober 
2022 als Parole für die Zukunft zum Bes-
ten. (20) Also einfach Ärmel hochkrempeln 
und sich noch «mehr anstrengen», denn an 
der nicht gelingen wollenden Integration 
können wohl kaum die neu importierten 
«Goldstücke» (siehe S.15) schuld sein. «Wir 
brauchen neben einer Einwanderungsbe-
hörde des Bundes Einwanderungsbüros 
in den Kommunen, die eine ganzheitliche 
Unterstützung bei der Einwanderung und 
Integration aus einer Hand anbieten», sag-
te Yasmin Fahimi, Chefin des Deutschen 
Gewerkschaftsbunds, im Juni letzten Jah-
res. Die «Fachkräfte» aus dem Ausland be-
nötigten Unterstützung etwa beim Erler-
nen der Sprache, bei der Wohnungssuche, 
beim Familiennachzug und der Kitaplatz-
suche. Ferner benötigten sie Informati-
onen über die Infrastruktur vor Ort und 
das Lebensumfeld. (21) Und vielleicht noch 
einen Monat All-Inclusive-Urlaub in ei-
nem Vier-Sterne-Hotel? Oh, die Antwort 
lautet: «Fast!» Die Bild-Zeitung titelte im 
Frühling 2023: «Land NRW will Flüchtlinge 
im Vier-Sterne-Hotel unterbringen». (22) Na 
dann.  

Wenn sich Deutschland den Rücken 
krümmt, Dutzende Extra-Leistungen un-
ter gigantischem Kostenaufwand anbietet 
und auch sonst den roten Teppich so weit 
wie nur möglich ausrollt, erbarmen sich 
die neu Zugewanderten laut der Logik von 
Menschen wie Yasmin Fahimi vielleicht ei-
nes Tages dazu, nützliche Mitglieder der 
Gesellschaft zu werden. Anscheinend ste-
hen die Einheimischen bei den Zuwande-
rern in der Schuld und nicht umgekehrt. 
Orwell'sche Denkmuster wie diese lassen 
beim Umgang der deutschen Politik mit 
Migration zuhauf grüßen. (tk)

Syrer im Bürgergeld 
Der Focus schrieb im Juli 2023: «Die 

Migration kostet den Steuerzahler viel Geld: 
Rund 22 Milliarden Euro gibt allein der Bund 
für die Flüchtlingspolitik aus. Allein knapp 
zehn Milliarden davon fließen in Sozialtrans-
fers nach dem Asylverfahren, sprich ins Bür-
gergeld, früher Hartz IV. Hinzu kommen noch 
die Ausgaben der Länder und der Gemeinden, 
über die heftig gerungen wird, weil sich die 
Kommunen am Ende ihrer Aufnahmefähig-
keit sehen. Gar nicht mit Zahlen hinterlegt 
sind die sozial bedingten Folgekosten der 
ungesteuerten Einwanderung - weil der Staat 
immer mehr Geld für Wohnraum für Flücht-
linge ausgeben muss und weil die Kosten an 
den Schulen mit den wachsenden Migranten-
zahlen steigen. Die Asyl-Einwanderung sta-
bilisiert nicht die Finanzen, sie destabilisiert 
sie.» (16) 

Hört man heute den «Experten» zu, deren 
Ratschlag die Misere damals unterstützte, ist 
oft nicht das geringste Anzeichen für Einsicht 
zu erkennen. «Zur Sicherung des Wohlstands 
ist Deutschland immer stärker auf Zuwan-
derung angewiesen», hatte der Präsident 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (DIW), Marcel Fratzscher (siehe S.15, 

51 u. 56), Anfang August 2015 der Deutschen 
Presse-Agentur mitgeteilt. Als Grund nann-
te er damals den zunehmenden Mangel an 
Fachkräften und die demographische Ent-
wicklung. (17) Nach achtjährigem Scheitern und 
weiteren lächerlichen Fehlprognosen erklärte 
Fratzscher dem Bayerischen Rundfunk, der 
immer latenter werdende Fachkräftemangel 
habe doch auch «viele gute Seiten». So mein-
te er wörtlich: «Fachkräftemangel heißt mehr 
Optionen für die Beschäftigten, bessere Ar-
beitsbedingungen, bessere Löhne.» (18) Anders 
ausgedrückt: Wenn auch jeder Viererschüler 
eine eins bekommt, haben es doch alle viel 
leichter. Wer braucht schon Konkurrenz? Die 
Unternehmer, die Kunden und damit letzt-
endlich die gesamte Gesellschaft, die unter 
einem fallenden Ausbildungsniveau leiden, 
schloss Fratzscher aus seinen Gedankengän-
gen feinsäuberlich aus. Warum wollte er den 
Fachkräftemangel überhaupt je lösen, wenn 
er «viele gute Seiten» hat? Im Ranking der 
einflussreichsten Ökonomen Deutschlands 
des Handelsblatts schaffte es Fratzscher 2021 
dennoch auf Platz drei. (19) 

«Wir schaffen das» 
Trotz völlig eindeutigem Negativ-Trend 

heißt es auf allen Eben des deutschen Staats 
immer noch volle Fahrt in Richtung Multi-

diepresse.com, 
06.04.2023

Schlecht angefangen und stark nachgelassen: Nach einer Studie im Auftrag 
der österreichischen Regierung sind die am besten ausgebildeten Syrer be-
reits zu Beginn der Flüchtlingswelle nach Österreich gekommen. Das Bil-
dungsniveau neu eingewanderter Syrer liege aktuell im Durchschnitt noch 
niedriger als damals. 

faz.net, 21.02.2023

Die Ankündigung der Wohnungsbaugenossenschaft Lörrach im 
Februar 2023, Mieter rauszuwerfen, um Ukrainer in den Woh-
nungen unterzubringen, machte deutschlandweit Schlagzeilen. 
Die Wohnungen, hieß es in einem Brief an die Bewohner, seien 
nun mal für «Flüchtlinge geeignet». Das Verhalten der Stadt, der 
das Unternehmen gehört, warf mehr und mehr Fragen auf. Soll-
ten Mieter etwa gezielt eingeschüchtert werden? Und auf welcher 
Rechtsgrundlage sollten die Mietverträge gekündigt werden?
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Im Mai 2024 veröffentlichte das Weltwirtschafs-
forum (WEF) ein Video mit dem Titel: «Drei Wege, 
wie talentierte Migranten zu Europas Wirtschaft 
beitragen können». Eine angebliche «Talentkrise» 
Europas kann in den Augen des WEF auch primär 
nur mit fremden Arbeitskräften repariert werden. 
«Qualifizierte Fachkräfte in Konfliktzonen brau-
chen legale Wege, um Jobs in sichereren Regi-
onen zu finden», heißt es da. Daraufhin werden 
drei Programme bzw. «öffentlich-private Partner-
schaften» vorgestellt, die willige Migranten mit 
«Arbeitsmöglichkeiten» im Westen in Verbindung 
bringen. «Talente» dafür seien z.B. in Jordanien, 
dem Libanon und Kenia zu finden. 

Massenmigration aus 
muslimischen Staaten 
und Afrika war für Dä-

nemark schon 2018 ein Verlust-
geschäft. Man kann davon ausgehen, 

dass die Zahlen für Deutschland 2024 noch 
weit frappierender ausfallen. 

Dänisches Finanzministerium 2018: 

Migranten aus muslimischen 
Staaten kosten den Staat  
mehr, als sie ihm bringen 
Beitrag zu den öffentlichen Finanzen  
nach Alter im Jahr 2018, in tausend Kronen 

Dänische Wurzeln

Alter in Jahren

Migranten aus 
dem Westen 

Migranten  
aus muslimischen Staaten 

und ihre Nachkommen

Sonstige nichtwestliche Migranten und ihre Nachkommen

Kein Nutzen,  

nur Kosten

Nicht mal im besten berufsfähigen Alter erwirtschaften Muslime ein Plus!

Quelle: economist.com, Why have Danes turned against immigration?, 18.12.2021 

Auch das Weltwirtschaftsforum denkt nicht an einheimische Fachkräfte 

Dass auch Massenmigration zum Great Reset, 
einem Projekt des megalomanen WEF-Vorsit-
zenden Klaus Schwab, gehört, erfahren Sie in 
unserer Ausgabe 40. 



 Ausgabe 62, September 202460 Kosten der Migration

«Bundestag erweitert Familiennachzug», 
titelte die Deutsche Welle im Oktober 2020. 
«Künftig bekommen mehr Menschen aus 
Nicht-EU-Staaten die Möglichkeit, zu Partnern 
und Verwandten nach Deutschland zu ziehen. 
Der Bundestag beschloss mit den Stimmen 
von CDU/CSU, SPD, FDP und Grünen erwei-
terte Möglichkeiten zum Familiennachzug. […] 
Künftig wird der Familiennachzug auf Perso-
nen ausgedehnt, die in Deutschland lebenden 
EU-Bürgern ‹nahestehen› und die selbst nicht 
die Staatsangehörigkeit eines EU-Landes haben. 
Gemeint sind neben Pflegekindern zum Beispiel 
dauerhafte Lebenspartner, die weder Ehegatten 
sind noch eingetragene Lebenspartner. Auch 
Onkel, Tanten, Neffen und Nichten bekommen 
mehr Chancen auf den Nachzug nach Deutsch-
land.» (1) Von 2014 bis 2023 kamen ca. eine Million 
Ausländer über den Weg des Familiennachzugs 
nach Deutschland. Um die 130'000 Zuwanderer 
waren es im vergangenen Jahr, was in etwa der 
Bevölkerungszahl der deutschen Stadt Heil-
bronn entspricht. 149'423 Menschen hatten ei-
nen Antrag auf ein Visum im Zusammenhang 
mit dem «Familiennachzug» gestellt und es 
mit einer Quote von 87,5% erhalten. Die größte 
Gruppe derer, die zu Ausländern nach Deutsch-
land zuziehen, stammt aus Syrien. Mit 15'442 Fäl-
len anno 2023 machen sie 65,2% dieser Gruppe 
aus. Mit 1801 Fällen folgen in der Gruppe die 
Türken und danach die Eritreer. (2) 

Islamische Vielehen 
Der Zuzug von Zweitfrauen ist in Deutsch-

land zwar oberflächlich gesehen nicht erlaubt, 
aber über andere Wege möglich: Aufgrund des 
Aufenthaltsgesetzes könnte es für Zweitfrauen 
in Betracht kommen, «zu gemeinsamen Kin-
dern als deren Elternteil nachzuziehen», er-
klärte der Parlamentarische Staatssekretär des 
Innenministeriums, Mahmut Özdemir (SPD), 
im September als Antwort auf eine schriftli-
che Anfrage. (3) 2020 berichtete eine WDR-Re-
porterin mit freundlicher Unterstützung eines 
Arabisch-Übersetzers: «2015 kam [ein] Syrer, 
zusammen mit einer Ehefrau und vier Kindern, 
nach Deutschland. Nun ist aber diese Ehefrau 
nicht die Mutter der vier Kinder, sondern die 
Mutter der vier Kinder ist die Zweitfrau, die in 
Syrien war. Und dann hat er Familienzusam-
menführung beantragt und diese Familienzu-
sammenführung wurde tatsächlich bewilligt. 
Die Zweitfrau durfte kommen.» (4) 

In der Augsburger Allgemeinen erfuhr man 
im August 2023 von einem extremen, aber des-
halb nicht weniger schockierenden Fall: «Ahmed 
A., ein 40-jähriger Syrer, ist als Asylbewerber 
anerkannt und in einer Flüchtlingsunterkunft 

im Landkreis Donau-Ries untergebracht. Er 
spricht kein Deutsch und hat auch noch keine 
Arbeit gefunden. Trotzdem stellt seine Frau, die 
bei der Hochzeit gerade einmal 14 Jahre alt war 
und im Libanon gestrandet ist, für sich und die 
zehn Kinder einen Antrag auf Familiennachzug. 
Die Bedenken des Landratsamtes in Donau-
wörth, das nicht weiß, wie es eine derart große 
Familie unterbringen soll, weist das Auswärtige 
Amt zurück. Mutter und Kinder dürfen nach 
Deutschland einreisen. Inzwischen ist noch ein 
elftes Kind dazu gekommen.» (5) 

Pfusch auf den  
höchsten Ebenen  

Seit Neuestem stehen zwei Mitarbeiter des 
Goethe-Instituts in Beirut - Hauptstadt des 
Libanons - im Mittelpunkt staatsanwaltschaft-
licher Ermittlungen. Die beiden Verdächti-
gen waren im Libanon für die Ausstellung von 
Sprachzertifikaten zuständig, die dem Inhaber 
ausreichende Deutschkenntnisse auf dem Ni-
veau A1 attestieren sollten. Diese wiederum 
gelten als eine der wichtigsten Voraussetzun-
gen bei der Ausstellung von Visa im Rahmen 

des Familiennachzugs nach Deutschland. In 
knapp 450 Fällen vermuten die Behörden jetzt 
aber, dass diese Zertifikate den Antragstellern 
gegen Bares ausgehändigt wurden, obwohl die 
dazugehörige Prüfung nicht bestanden oder gar 
nicht erst absolviert wurde. «Wir gehen davon 
aus, dass zwei Mitarbeitende mit krimineller 
Energie zusammengearbeitet haben und so die 
Sicherheitsschranken des Goethe-Instituts um-
gehen konnten», sagte Katrin Sohns, Sprecherin 
des Goethe-Instituts.(6) 

Als besonders engagierte Lobbygruppe für 
den Familiennachzug sticht der Verein «Pro 
Asyl» hervor. «Erhalten Asylsuchende endlich 
einen Schutzstatus in Deutschland, dauert das 
bürokratische Verfahren zum Familiennachzug 
nicht selten weitere Monate, gar Jahre. Dabei 
steht anerkannten Flüchtlingen der Familien-
nachzug der engsten Angehörigen gesetzlich zu. 
Doch das Auswärtige Amt blockiert diesen häu-
fig. Die Folge ist eine jahrelange Trennung von 
Familien», beschwerte sich «Pro Asyl» auf seiner 
Webseite. (7) 

Obwohl die CDU oft großmündig davon 
spricht, den Familiennachzug begrenzen zu 
wollen, bleibt in der Praxis davon kaum etwas 

Im Hochsauerlandkreis (HSK) leben zwei Männer mit jeweils zwei Frauen. Der Bund genehmigte den 
Familiennachzug der Zweitfrauen. Es handelt sich bei den Männern um zwei Ortskräfte, die während 
des Afghanistan-Einsatzes der Bundeswehr für diese arbeiteten (siehe S.47 f.).

Muslime in Syrien 

Familiennachzug: Kein Ende in Sicht

wp.de, 31.08.2023

Foto: ©Vyacheslav Argenberg/ http://www.vascoplanet.com/
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Nach 35 Jahren harter Arbeit fand er keine Wohnung mehr. Der damals 65-jährige Rentner Harald Milter 
lebte zumindest noch im September 2023 in einer Flüchtlingsunterkunft. In seiner Zwangs-WG war er 
der einzige Deutsche: «Verständigung ist nahezu unmöglich. Ich werde mit Fäusten bedroht, wenn ich 
mich über Chaos oder Lärm beschwere», sagte er der Bild-Zeitung. 

übrig. Das jährliche Importieren einer Großstadt 
aus der Dritten Welt scheint weiterzulaufen wie 
bisher. Es liegt auf der Hand, dass durch den 
Familiennachzug - oft trotz langwieriger Büro-
kratie - massenhaft Familien nach Deutschland 
kommen, die fortan deutsches Steuergeld ver-
schlingen. In Dänemark betrachtete man 2018 
ganz nüchtern die Fakten und überprüfte, ob 
und welche Ausländer der Gesellschaft einen 
Nettonutzen bringen. Das Ergebnis war wenig 
überraschend und doch verheerend (siehe S.59). 
Unter dem Strich muss der deutsche Bürger 
also fremde Menschen und ganze Großfamili-
en finanzieren, während er sich immer häufi-
ger selbst keine Familie leisten kann und ihm 
darüber hinaus eingeredet wird, dass Kinder 
ohnehin schlecht für das Klima seien. Wenn in 
Zukunft «Onkel, Tanten, Neffen und Nichten» (1) 
die Chance auf einen Familiennachzug erhal-
ten, wie es der Bundestag Deutschlands 2020 in 
Aussicht stellte, könnte dies zu einem exponen-
tiellen Anstieg der Zuwanderungszahlen führen. 
Die Folge wäre eine Überförderung der Kapazi-
täten im Handumdrehen. Je nachdem, wie man 
die Kriterien erweitern würde, könnte man sein 
Land in kürzester Zeit mit Millionen fluten und 
so in die Krise stürzen. In Österreich erklärte 
sogar Bundeskanzler Karl Nehammer den Fa-
miliennachzug zu einem «großen Problem». 
(8) Solcherlei Töne vermisst man von Seiten der 
deutschen Staatsspitze schmerzlich. (tk) 

«Unsere Gesellschaft wird sich 
ändern, unsere Stadt wird sich ra-
dikal verändern, ich bin der Auf-
fassung, dass wir in 20,30 Jahren 
gar keine ethnischen Mehrheiten 
mehr haben in unserer Stadt. […] 
Und ich sage Ihnen noch ganz 
deutlich, gerade hier in Richtung 
rechts: Das ist gut so.»

Stefanie von Berg, bis 2019 Abgeordnete 
der Hamburgischen Bürgerschaft, in einer 

Rede von 2015  
Quelle: youtube.com, Stefanie von Berg 

Grüne freut sich, dass die Deutschen bald in 
der Minderheit sind, 29.02.2016 
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zeit.de, 17.10.2020
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Parallel strömten weiterhin zehntausende Migranten nach Deutschland und 
eine Woche vorher hatte der Bundestag gar den Familiennachzug erweitert. 

Familiennachzug nach Deutschland seit 2014 -  
Anzahl der Visa für Angehörige von Migranten 

So nimmt Deutschland zusätzlich zu jährlich hunderttausenden Asylbewerbern 
und weiteren regulären Arbeitsmigranten nochmals eine ganze Stadt auf. Wie 
lange soll das noch gut gehen? 
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Auf einen Blick

Seit Jahren steigen in Deutschland die 
Kriminalitätsraten, wobei eine massive 
Überrepräsentation von Ausländern zu verzeichnen ist.

Die Statistiken sind fast nie nach Passdeutschen 
mit Migrationshintergrund, Ausländern und ethnischen 
Deutschen aufgeschlüsselt, was die gesamte Tragweite 
der eingewanderten Kriminalität aufzeigen würde.

Sicherheitsrisiko Migration:  
Ausländische Gewalt auf deutschen Straßen

«Achtung, Messerstecher!» Das könnte 
der Aufschrei eines verstörten Passanten im 
Deutschland des Jahres 2024 sein, denn die 
Fälle von wild um sich stechenden Straftä-
tern häufen sich in der Wahrnehmung vie-
ler Bürger. Und weil es sich dabei eben nicht 
nur um eine bloße Einbildung handelt, son-
dern vielmehr um die Realität, wählte das 
Zweite Deutsche Staatsfernsehen (ZDF) 
diesen Aufschrei überraschenderweise 
sogar als Titel für eine Dokumentation. In 
der Beschreibung des Berichtes «Achtung, 
Messerstecher! Gewalt auf unseren Stra
ßen» vom Februar dieses Jahres heißt es: 
«Tatwaffe Messer: Ob im Regionalzug oder 
im Fitnessstudio, die Angriffe können jeden 
treffen. Bundesweit sorgen Messerattacken 
für Schlagzeilen. Für die Opfer sind die Ta-
ten oft fatal.» (1) Im Bericht selbst erfahren 
wir: «34 Messerangriffe in Deutschland - 
pro Tag. […] Es kann überall passieren […].» 

Das ZDF verweist erstaunlich offen und 
unumwunden auf einen Sachverhalt, den 

viele immer noch nicht wahrhaben wollen: 
«Zur Herkunft von Messerstraftätern gibt 
es bundesweit keine einheitlichen Zahlen. 
In Nordrhein-Westfalen aber gab es 2022 
fast 4000 Tatverdächtige. 44% davon hatten 
keine deutsche Staatsangehörigkeit.» Wenn 
man dies in Relation setzt mit dem etwa bei 
17% liegenden Anteil von Passausländern in 
NRW (Stand: 2022) (2), dann ergibt sich eine 
fast dreifache Überrepräsentation auslän-
discher Tatverdächtiger in diesem Jahr. Im 
Folgejahr 2023 gab es in Deutschland sogar 
nochmals 30% mehr Messerattacken, wie 
einer Datenerhebung im Zuständigkeitsbe-
reich der Bundespolizei zu entnehmen ist. (3) 
Wie immer gilt es zu erwähnen: Die Grup-
pe der tatverdächtigen Passdeutschen mit 
Migrationshintergrund ist in der Kategorie 
«Deutsche Tatverdächtige» enthalten - ein 
gerade eingebürgerter messerschwingen-
der (Ex-)Afghane bspw. würde demnach 
laut Statistik als «deutscher Tatverdächti-
ger» gelten.

Kriminalstatistik
Und so kam es, dass Bundesinnenmi-

nisterin Nancy Faeser am 9. April 2024 in 
einer Pressekonferenz die bundesweite 
Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) für das 
Vorjahr 2023, inklusive der üblichen relati-
vierenden Augenwischerei, mit folgenden 
Worten vorstellen musste: «Deutschland 
ist weiterhin eines der sichersten Länder 
der Welt. Wir sind ein starker Rechtsstaat 
mit einer hervorragenden Polizei im Bund 
und in allen 16 Bundesländern - ich möch-
te das am Anfang betonen. Gleichzeitig gibt 
es aber Entwicklungen, die wir deutlich 
benennen müssen. Es gibt eine gestiegene 
Gewaltkriminalität, es gibt mehr Jugend- 
und es gibt mehr Ausländerkriminalität.» 

(4) Die PKS gibt «die der Polizei bekannt 
gewordenen und von ihr endbearbeite-
ten Straftaten» wieder. (5) Das bedeutet 
zum einen, dass die Dunkelziffer der tat-
sächlichen Straftaten höher liegt und zum 

Deutschen Kindern und Jugendlichen wird das Leben in der 
Schule und auch in der Freizeit (z.B. im Schwimmbad) zur Hölle 
gemacht. Das Ausmaß der importierten Gewalt und Unterdrückung 
war im «alten, grauen» Deutschland undenkbar. 

Schweden, das mittlerweile ca. ein Mordopfer pro Woche zu 
beklagen hat, konkurriert mit Deutschland europaweit um Platz 
eins, was die destruktiven Folgen bedingungsloser Toleranz betrifft. 

Eine Leuchtrakete 
wird in ein Polizei-
auto geschossen.

Silvesterkrawalle 2022/23 in Berlin: Szenen, 
die man eigentlich in einem «Failed State» der 

Dritten Welt erwarten würde. 
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anderen, dass noch nicht abgeschlossene 
polizeiliche Ermittlungen fehlen. Zudem 
sind Verbrechen wie z.B. Staatsschutz-
delikte (dazu gehören Spionage oder 
politisch motivierter Terrorismus), Ver-
kehrsdelikte oder Finanz- und Steuer-
delikte nicht inkludiert. Wirft man einen 
genaueren Blick auf die Fakten, so lässt 
sich feststellen: «Die Zahl der Straftaten 
in Deutschland im vergangenen Jahr stieg 
insgesamt um 5,5 Prozent auf 5,94 Millio-
nen. Die Gewaltkriminalität erreichte mit 
rund 215'000 Fällen den Höchststand seit 
15 Jahren. Die Zahl der Tatverdächtigen 
stieg im Vergleich zum Vorjahr um 7,3 Pro-
zent auf 2,246 Millionen. Von diesen be-
saßen 923'269 keinen deutschen Pass, das 
sind rund 41 Prozent.» (6) Das Bundeskri-
minalamt fügt auf seiner Webseite hinzu: 
«Betrachtet man die Straftaten insgesamt 
ohne ausländerrechtliche Verstöße (d.h. 
ohne Verstöße, die vorrangig von Auslän-
dern begangen werden können, wie zum 

Beispiel illegale Einreise) wurden im Jahr 
2023 2'017'552 Tatverdächtige erfasst. Von 
diesen waren 34,4 Prozent nichtdeutsche 
Staatsbürgerinnen und -bürger.» (5) 

Früh übt sich 
Besonders erschreckend ist laut PKS 

2023 im Vergleich zum Vorjahr der star-
ke Anstieg der tatverdächtigen Kinder 
(+12%) und Jugendlichen (+9,5 %). Lars 
Harm, Politiker des schleswig-holsteini-
schen Landtages, sagte in Bezug auf die 
entsprechenden Fälle im nördlichsten 
Bundesland: «Jeder zehnte Tatverdächti-
ge im Jahr 2023 war minderjährig, jeder 
Zwanzigste gar noch ein Kind [also unter 
14].» (7) Und auch hier wird die Dynamik 
übermäßig stark von Migranten befeu-
ert, wie einem Kommentar des Bundes-
kriminalamtes zu entnehmen ist: «Der 
Anstieg der Tatverdächtigen bei Delik-
ten der Gewaltkriminalität ist besonders 

stark ausgeprägt bei nichtdeutschen [also 
passausländischen] Kindern und Jugend-
lichen.» (5) Bild-Online berichtete Ende Juli 
dieses Jahres vom Fall eines «elfjährigen 
marokkanischen Intensivtäters, der mehr 
als 100-mal aus einer Jugendeinrichtung 
in Hamburg getürmt ist und rund 70 Ein-
brüche begangen hat». (8)  

Kuscheljustiz
Diese Zustände sind empörend, und 

daher kommt die Politik im gleichen 
Atemzug mit beschwichtigenden Worten 
um die Ecke à la «Keine Sorge, werter 
Bürger, wir kümmern uns darum». Be-
zugnehmend auf die soeben verlesenen 
Schreckensnachrichten weiß Bundesin-
nenministerin Faeser zu beruhigen: «Hier 
gilt für mich ohne Wenn und Aber: Null 
Toleranz. Null Toleranz bedeutet konse-
quentes Durchgreifen der Polizei und null 
Toleranz bedeutet schnelle Verfahren, 
konsequente Verurteilung und spürba-
re Strafen. Die Täter müssen die Konse-
quenz ihres Handelns spüren - und zwar 
schnell. Die Strafe muss möglichst auf 
dem Fuß folgen.» (4) Sogar speziell über 
Straftäter ohne deutschen Pass verliert 
sie harte Worte, die vor Tatendrang nur 
so strotzen: «Genauso deutlich müssen 
wir über die gestiegene Ausländerkri-
minalität reden - ohne Scheu und ohne 
Ressentiments. Die Kriminalitätsstatistik 
zeigt einen erheblichen Anstieg: Bei Ge-
waltdelikten hat die Polizei im letzten Jahr 
14,5% mehr nichtdeutsche Tatverdächtige 
registriert als im Vorjahr. Dafür gibt es 
keinerlei Rechtfertigungen und keinerlei 
Entschuldigung für die Gewalt. Und auch 
hier gilt der Grundsatz: Null Toleranz. Das 
bedeutet bei ausländischen Tätern neben 
den unmittelbaren strafrechtlichen Kon-
sequenzen auch, dass sie Deutschland 
deutlich schneller verlassen müssen, als 
es bisher der Fall war. Wer sich nicht an 
die Regeln hält, muss gehen.» (4) 

Wenn man es nicht besser wüsste, 
würde man fast denken, hier spricht eine 
rechte Politikerin, über die die Medien an-
schließend tagelang herziehen. Doch man 
weiß es besser: Faeser ist so ziemlich das 
Gegenteil von rechts und schrieb sogar 
schon einen Gastbeitrag für ein linksex-
tremistisches Blatt mit dem passenden 
Namen «Antifa». (9) Und in der Debatte 
um das Demokratiefördergesetz machte 
sie sich explizit für jenen Entwurf stark, 
der keine «Extremismusklausel» enthält, 
mit der die FDP eine mögliche Förderung 
linksradikaler Gruppierungen verhindert 
sehen wollte. (10) 

Hunderte versammeln sich bei der Beerdigung der 14-jährigen Ece, die Ende 2022 von einem Flüchtling 
aus Eritrea ermordet worden war. 

Das schrieb Axel Steier, der Gründer der «Seenotrettungsorganisation» «Mission Lifeline», am 3. No-
vember 2021 auf Twitter (heute «X»). 
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Kavaliersdelikt 
Vergewaltigung?   

Eine kurze Internetrecherche fördert 
umgehend Beispiele aus der Amtszeit von 
Nancy Faeser zutage, die starke Zweifel an 
ihren vielversprechenden Worten aufkom-
men lassen. So informiert uns der Focus 
über einen Fall, bei dem ein betrunkener 
30-jähriger Syrer eine 15-Jährige im Juli 
2022 in Osnabrück vergewaltigt hatte und 
trotzdem auf Bewährung freikam: «Für den 
Angeklagten spreche, dass er alkoholbe-
dingt enthemmt gewesen und nicht nen-
nenswert vorbestraft sei [was impliziert, 
dass er de jure vorbestraft war]. Die Inten-
sität der Vergewaltigung sei zudem aus rein 
rechtlicher Sicht ‹am unteren Rand› gewe-
sen. Konkret heißt das, dass es nicht zum 
Geschlechtsverkehr kam. Zudem zeigte sich 
der Syrer reumütig und war ‹vollumfänglich 
geständig›. Zudem hieß es, dass der Über-
griff ‹nicht zu nachdrücklich schweren psy-
chischen Folgen› bei dem Mädchen geführt 
habe. Der 2015 aus Syrien geflüchtete Mann 
könne eine Wohnung und demnächst auch 
einen Arbeitsplatz vorweisen. ‹Sie sind ja 
auf einem guten Weg, hier ein ganz norma-
ler Mitbürger zu werden›, [so der Richter]. 
[Er ist] zwei Jahre auf Bewährung, darf sich 
seinem Opfer nicht mehr als 50 Meter nä-
hern und muss sich sofort entfernen, wenn 
er das Mädchen irgendwo sehen sollte. 
Zudem muss er 3000 Euro Schmerzens-
geld an die 15-Jährige zahlen. Auch das sei 
laut Richter positiv für das Opfer zu sehen. 
Damit habe die 15-Jährige von der Bewäh-
rungsstrafe schließlich auch mehr, als sie 
von einem Gefängnisaufenthalt hätte. ‹So 

können Sie nämlich wenigstens arbeiten 
und ihr das Schmerzensgeld zahlen, das sie 
sonst mit Sicherheit nie bekäme.›» (11) 

«Voll integriert» 
Ein weiteres Beispiel: Der 23-jährige 

Afghane Mohammad M. wurde im Som-
mer 2023 trotz Geständnis freigelassen, 
nachdem er mehrere junge Frauen und 
Mädchen sexuell belästigt, eine Frau mit 
Gewalt zum Oralverkehr gezwungen und 
eine Minderjährige sogar vergewaltigt hat-
te. Seine Auflagen waren lächerlich: ein 
Anti-Aggressionstraining absolvieren und 
nicht mehr als 0,5 Promille haben, da er bei 
all den Taten alkoholisiert gewesen sein 
soll. «Der Richter sagte, dass er eigentlich 
ein Musterbeispiel dafür ist, wie man in 
Deutschland gut ankommen kann. […] Der 
zweite Anwalt Jörg Meyer: ‹Er ist im Prin-
zip voll integriert.›» (12) 

Zwar handelt es sich um Fälle, die noch 
vor Faesers Pressekonferenz datieren, 
doch fällt es schwer, der Regierungselite, 
die mit ihrer Migrationspolitik für die Ent-
stehung einer Kuscheljustiz gesorgt hat, in 
solchen Angelegenheiten noch zu trauen. 

Die beiden Urteile zeigen exemplarisch: 
Ein ideologisch motivierter und politisch 
realisierter Migrationswahn dominiert den 
Rechtsstaat auf Kosten der deutschen Be-
völkerung. Von einem harten Durchgreifen 
gegen kriminelle Ausländer bzw. Passdeut-
sche mit Migrationshintergrund ist keine 
Spur.

Fragliches Frauenbild
Insbesondere die sexualisierte Gewalt, 

der meist Frauen zum Opfer fallen, hat in 
den letzten Jahren einen massiven Anstieg 
erfahren. Beispielsweise nahmen die poli-
zeilich erfassten Fälle von Vergewaltigung 
und sexueller Nötigung seit 2015 signifikant 
zu, obwohl bis 2015 noch ein leicht abfallen-
der Trend zu verzeichnen war - von 7408 
Fällen (2013) auf 7022 Fälle (2015). Das Jahr 
2016 brachte dann schon 7919 Fälle mit sich, 
und im Jahr 2017 ließ sich plötzlich ein mas-
siver Anstieg um über 40% auf 11'282 Fälle 
verzeichnen. Nach einem Absacken der 
Fälle 2018 hielt der Aufwärtstrend aber an 
und erreichte seinen Höchstpunkt 2023 mit 
12'186 Fällen von Vergewaltigung und sexu-
eller Nötigung. (13) Auch die Gruppenverge-

Die SPD-Politikerin Sawsan Chebli auf «X» nach einem erfolgreichen Wahlergebnis der CDU. Sanfte, 
völlig ungenügende Migrationskritik der CDU läuft in ihren Augen schon unter «rassistische Ausfälle». 

Hat der SPD-Vorsitzende Lars Klingbeil einen Nazi-Angriff erfunden? 

Lars Klingbeil am 12. Januar 2023 auf «X» , kurz nach der Aussage links 

«Ich höre ein lautes 
Schweigen, wenn es um 

Borna, Görlitz und Hildbur-
ghausen geht, wo Rechtsext-
reme sich aufgemacht haben, 
Sicherheitskräfte mit lauten 
‹Sieg Heil!›-Rufen angegriffen 
haben.» 

Foto: © Raimond Spek-
king/CC BY-SA 4.0 (via 
Wikimedia Commons)

Der SPD-Parteivorsitzende Lars Klingbeil am Rande einer 
SPD-Klausurtagung im Januar 2023, kurz nach den 

Silvesterrandalen in Berlin (siehe S.62)
Quelle: bild.de, Klingbeil entschuldigt sich für falsche Aussage, 12.01.2023 

Die «Sieg-Heil-Angriffe» hat es nie gegeben. Noch erstaunlicher ist aber, dass es auch keine «anderen Meldungen» (zumindest nicht aus Görlitz und 
Hildburghausen) über sie gab, denen man hätte vertrauen können. Wirkliche Konsequenzen für solche offenbar völlig aus der Luft gegriffenen Mär-
chengeschichten, die sich teilweise nicht mal im Nachhinein mit einer «Fake News»-Quelle entschuldigen lassen, gibt es meist keine zu befürchten. 
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waltigungen verzeichnen einen ähnlichen 
Trend - und hier liegen Zahlen zu dem An-
teil ausländischer Straftäter vor. Der Seite 
des Bundestages ist zu entnehmen: «Im 
vergangenen Jahr [2022] ist es in Deutsch-
land nach Zahlen der Polizeilichen Krimi-
nalstatistik (PKS) laut Bundesregierung zu 
789 sogenannten Gruppenvergewaltigun-
gen gekommen nach 677 im Vorjahr und 704 
im Jahr 2020. Im Jahr 2019 lag diese Zahl bei 
710 und im Jahr 2018 bei 659, wie aus der 
Antwort der Bundesregierung (20/6936) 
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion 
(20/6650) weiter hervorgeht. Danach betrug 
der Anteil der nichtdeutschen Tatverdäch-
tigen in den Jahren 2018 und 2019 sowie 
2022 jeweils 50 Prozent, während er im Jahr 
2020 bei 46 Prozent lag und im Jahr 2021 bei 
47 Prozent.» (14)   

Das bedeutet eine massive Überreprä-
sentation von Ausländern als tatverdäch-
tige Gruppenvergewaltiger, da der Anteil 
der Bürger ohne deutsche Staatsangehö-

rigkeit 2022 nur ca. 15% betrug und die 
Jahre davor noch tiefer lag. (15) Da pass-
deutsche Tatverdächtige mit Migrations-
hintergrund in der Kategorie «Deutsche» 
inkludiert sind, kämen in absoluten Zah-
len noch weitere Täter mit Migrationshin-
tergrund hinzu.

Tatverdächtigen
belastungszahl (TVBZ) 

Ein besonders genaues Bild davon, wie 
kriminell oder nicht kriminell verschiedene 
Bevölkerungsgruppen - Deutsche mit und 
ohne Migrationshintergrund, Ausländer 
oder welche Unterscheidung auch immer 
von Interesse ist - wirklich sind, gibt die 
sogenannte Tatverdächtigenbelastungszahl 
an. Auf Wikipedia erfahren wir: «Die Tat-
verdächtigenbelastungszahl (TVBZ) - bis 
1983 Kriminalitätsbelastungszahl (KBZ) - ist 
eine Häufigkeitszahl in der Kriminologie. 
Sie bezeichnet die Zahl der durch die Po-

lizei ermittelten Tatverdächtigen, errechnet 
auf 100'000 Einwohner des entsprechen-
den Bevölkerungsanteiles, ohne Kinder 
unter acht Jahren, für ein bestimmtes Jahr 
(Stichtag 1. Januar). Die TVBZ macht sicht-
bar, welche Bevölkerungsgruppen (z.B. Al-
tersgruppen) häufiger oder weniger häufig 
tatverdächtig werden.» (16) 

Bewerten lässt sie sich ganz einfach: 
Man muss lediglich die Zahlen der einzel-
nen Kategorien miteinander vergleichen, 
und je höher die Zahl ist, desto mehr Krimi-
nalität geht von der jeweiligen Gruppe aus. 

Berliner Ausländer  
und die TVBZ 

Glücklicherweise gibt es ein paar An-
gaben zur TVBZ für die Stadt Berlin, und 
zwar für diejenigen ausländischen Tat-
verdächtigen, die zur Tatzeit offiziell in 
Berlin wohnten (weshalb auch ausländer-

Die Moderatorin Amelie Marie 
Weber stellt Ende Juli 2024 auf 
dem TikTok-Kanal der Tages-

schau die «Talahons» vor. 

Das neue Slangwort «Talahon» geht auf den arabischen Ausdruck für «Komm her!» («ta'al 
lahon») zurück. Es beschreibt Jugendliche und junge Männer mit Migrationshintergrund, die aggressiv 

auftreten und bestimmte, von der deutschen Mehrheitsgesellschaft abweichende Verhaltensweisen an den Tag legen. 
Wohlgemerkt entstand der Trend-Begriff primär dadurch, dass sich die «Talahons» in den Sozialen Medien selbst zele-
brierten. 
«Viele der selbsternannten Talahons werden als migrantisch gelesen», sagt die ARD-Moderatorin in «woker» Sprachma-
nier nach einem Einspieler von einem jungen «Talahon», der davon sprach, seine Partnerin dürfe ohne ihn im Grunde nicht 
das Haus verlassen. Anstatt die Wurzel dieses Gedankenguts zu benennen oder sich hauptsächlich auf das extreme Ge-
waltpotenzial, das zweifelhafte Weltbild und die gesellschaftlich zersetzende Wirkung der «Talahons» zu konzentrieren, 
wird pauschalisierend von «toxischer Männlichkeit» gesprochen und die Debatte schnell zu «rassistischen Klischees» 
verschoben, die «rechte Kreise» gegen «die Jungs» hegen würden.

Quelle: tiktok.com, tagesschau, 23.07.2024 

Rosarote Brille trotz 

drohender Gefahr  

Sorgen bereiten der Tages-
schau in erster Linie nicht die 

«Talahons», sondern vielmehr 
«rechte» Kommentare, die Un-

mut über sie ausdrücken. 

«Talahon»-Trend: Die ARD verkennt den Ernst der Lage 
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spezifische Straftaten wie illegale 
Einreise nicht relevant waren und der Ver-
gleich somit sauber). Für die Jahre 2014-16 
zeigen die Zahlen ein eindeutiges Bild: In 
ausnahmslos allen (!) Kategorien - aufge-
schlüsselt nach verschiedenen Alterskate-
gorien wie Kinder, Jugendliche, Erwach-
sene und Senioren sowie nach Geschlecht 
- waren in Berlin wohnende Ausländer 
signifikant krimineller als (pass-)deutsche 
Berliner Bürger. (16) Zur Veranschaulichung: 
Die TVBZ lag für deutsche männliche Kin-
der (8-14) in Berlin 2016 bei 2223, die pro 
100'000 unter Tatverdacht standen. Für 
ausländische männliche Kinder lag die 
Zahl bei 5013, d.h. ausländische Kinder wa-
ren mehr als doppelt so oft tatverdächtig. 
Für deutsche weibliche Heranwachsende 
(18-21) lag die Zahl im gleichen Jahr bei 
3308, bei ausländischen jungen Frauen in 
dem Alter lag sie bei 6562. Bei männlichen 
Deutschen ab 21 Jahren lag sie bei 3548, 
bei ausländischen Männern ab diesem Al-
ter bei 7374. Das bedeutet: 3,5% der (pass-)
deutschen erwachsenen Berliner ab 21 wa-
ren 2016 tatverdächtig, aber ganze 7,4% der 
Berliner Ausländer. 	

Solche Statistiken lassen den Schluss 
zu, dass Migration, so wie sie stattgefunden 
hat und immer noch stattfindet, ein be-
achtliches Risiko für die innere Sicherheit 
Deutschlands darstellt. Es ist eben nicht so, 
dass vor allem Schweden, Isländer, Dänen 
und europäisch-stämmige US-Amerikaner 
oder Australier den Großteil der Migranten 
ausmachen. Vielmehr handelt es sich um 
solche, die aus ethnisch, soziokulturell und 
religiös signifikant andersartigen Gesell-
schaften und Nationen stammen und somit 
deutlich mehr Potenzial für gesellschaftli-
che Spannung mit sich bringen. (fp/tk) 

Nicht schlecht Integrierte, nicht Arbeitslose, 
nicht illegal Eingereiste, nein, Clan-Kriminelle!

Berliner Spitzenkandidaten scheuen sich zur Hälfte 
vor der Abschiebung Clan-Krimineller! 

Februar 2023: Bei einem Schlagabtausch der sechs Spitzenkandidaten für 
die Berlin-Wahl im Rundfunk Berlin-Brandenburg (rbb) kam es zur Frage 
«Clan-Kriminelle abschieben?», die man mit einem simplen Daumen nach 
oben oder unten, beantworten sollte. Wie man sieht, konnten sich Bettina 
Jarasch von den Grünen und Franziska Giffey von der SPD nicht einmal dazu 
durchringen, ihre Daumen ganz nach oben zu strecken. Linken-Spitzenkan-
didat Klaus Lederer (links außen) streckte den Daumen sogar kurz nach un-
ten und legte seine Hand dann auf das Pult. 
Quelle: rbb, Ihre Wahl: der Kandidatencheck, 07.02.2023
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Dieses Bild postete die deutsche Gewerkschaft der Polizei am  
6. August 2024 auf «X».

«Anstatt, dass wir diese Fa-
milien trennen, Asylgeld be-

zahlen, die Leute auf verschiedene 
Stadtteile verteilen, lassen wir die 
Städte nachbauen. Wir bauen jetzt 
Neu Aleppo, wir bauen Neu Damas-
kus und so weiter, wie man damals 
Neu Hannover gebaut hat. Das ist die 
Idee. Und die Idee dahinter ist, dass 
wir Soziostrukturen wieder abbilden 
können aus der Erfahrung heraus, 
dass wir einfach nicht jeden inner-
halb von drei Jahren zum fließend 
alphabetisierten Deutschen machen. 
Wenn ich jetzt nach Arabien gehen 
müsste und innerhalb von drei Jah-

Die Politikwissenschaftlerin Ulrike 
Guérot 2016 im Interview mit dem 

Deutschlandfunk (Schlagzeile unten)  

deutschlandfunk.de, 25.02.2016

Jochen Kopelke, Bundesvorsitzender der 
deutschen Gewerkschaft der Polizei, for-
derte Anfang August 2024 öffentlich Straffreiheit 
für Menschen, die freiwillig illegale Messer abgeben. Dazu 
könnten noch weitere Anreize kommen: Wer ein verbotenes 
Butterfly-Messer abgibt, solle zum Beispiel ein kostenloses 
Jahresabo des Streaming-Dienstleisters Netflix erhalten. (1) 

Obwohl der Deutsche durch kulturfremde Masseneinwande-
rung längst zum Freiwild im eige-
nen Land geworden ist, bewegt 
sich die Politik auf der Zielgera-
den zur vollständigen Entwaff-
nung des Volkes, was absolut 
gar nichts an der Gewaltbereit-
schaft von importieren Krimi-
nellen ändern wird. Dass die 
Polizeigewerkschaft Symptom-
bekämpfung der nutzlosesten 
Sorte betreibt, sollte spätestens 
nach der Lektüre unserer Aus-
gabe 57 erkannt werden. 
Quelle: 1. wdr.de, Messer abgeben für 
Netflix-Abo? Ein Tauschvorschlag, der 
polarisiert, 07.08.2024 

Realsatire

Foto: Európa Pont  
(https://commons.wikimedia.

org/wiki/File:Ulrike_
Gu%C3%A9rot_ 

%2824606581306%29.jpg)  
https://creativecommons.

org/licenses/by/2.0/deed.en

Ulrike Guérot, die wir bereits im ersten Artikel kennenlernen konnten (siehe S.21 f.), fordert also direkt islamische Parallelge-
sellschaften ohne Integrationsdruck, weil mit eigenen Städten auf deutschem Boden - oder gar eigenen Megabasen für einen 
Migrationskrieg (siehe S.47 ff.)? Immerhin stellt sie damit offen zur Schau, was in ihrem Kopf an Wahnideen so herumspukt. 

«Expertin» forderte Ausländer-Enklaven, die sich von Deutschland abschotten

ren Arabisch lernen müsste, Schrift, 
Sprache und da arbeiten müsste, 
und dann würde man mir nach drei 
Jahren sagen, ‹Du hast das jetzt aber 
nicht toll gelernt, Du fliegst wieder 
raus›, was ja im Moment der Diskus-
sionsstand ist, wenn die jetzt nicht 
innerhalb von drei Jahren sich integ-

rieren, dann müssen die auch wieder 
gehen, dann kann man nur sagen, 
das ist ein Überforderungskonzept 
für die Flüchtlinge wahrscheinlich, 
aber auch ein Überforderungskon-
zept für viele hier am unteren Rand 
der Gesellschaft vor allem, die jetzt 
um Jobs und um Wohnungen, billi-
gen Wohnraum mit den Flüchtlingen 
konkurrieren. Und um diesen Stress 
aus beiden Gruppen zu nehmen, ha-
ben wir dieses Konzept vorgeschla-
gen.» 

Deutsche Polizeigewerkschaft: Netflix-Abo für 
Abgabe von illegalen Messern
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n einer «verstaubten Vergangenheit», 
in der sich kaum ein Mensch darum 
scherte, ob Deutschland multikultu-
rell und vielfältig genug ist oder ob 
es den modernen Maßstäben gerecht 

wird, galten Freibäder im Sommer als er-
frischende Oase und abkühlende Rettung 
vor der Hitze. Sie waren ein Ort für alle 
Menschen von Jung bis Alt. Kinder, Famili-
en, Jugendliche und auch Senioren freuten 
sich auf den Beginn der Freibadsaison. Es 
war eine Zeit voller unbeschwerter Freu-

de. Das Freibad war mehr als nur ein Ort 
zum Schwimmen; es war ein Ort, an dem 
Sommererinnerungen geschaffen wurden, 
die bis heute bei vielen Deutschen eine 
warme Nostalgie auslösen. Im «modernen» 
Deutschland ist vieles anders. Ob die Frei-
bäder geöffnet wurden, erfährt man mitt-
lerweile durch Schlagzeilen wie: «Sieben 
Mädchen und Frauen in Freibad betatscht» 
(1), «Massenschlägerei am Strandbad in 
Neubrandenburg: ‹Die mit den Messern 
sind alle abgehauen›» (2) oder auch «Deut-

sche Schwimmmeister warnen: Gewalt-
exzesse: ‹Gehen Sie nicht mit Kindern ins 
Freibad›». (3) Bei den scheinbar zur Regel 
gewordenen Schwimmbadschlägereien 
handelt es sich meistens um Streitigkei-
ten zwischen Migranten aus unterschied-
lichen Herkunftsländern. Aus Lappalien 
werden durch arabisches Macho-Gehabe 
und Gruppenloyalitäten Massenschläge-
reien an den Orten, die ursprünglich für 
unschuldigen Badespaß vorgesehen waren. 
Zudem sind es überproportional oft Syrer, 

Juni 2022: Aufnahme einer beginnenden Massenschlägerei 
von primär arabisch-stämmigen Männern und Jugendlichen 
in einem Berliner Freibad. Die Sicherheitskräfte wurden 
überrannt. Auf Menschen, die am Boden lagen, wurde einge-
prügelt. Die Gewaltorgie konnte erst durch einen massiven 
Aufmarsch von Polizeikräften beendet werden. 

Die 2024 lancierte Kampagne «Ich sag's» der Kölner Schwimmbadbetriebe klammert konsequent die häufigste Tätergruppe bei 
Gewaltexzessen und sexuellen Übergriffen in Schwimmbädern aus. Das ausländische Mädchen wird vom Deutschen geschubst, 
der Grabscher ist ein ethnischer Deutscher und der um Recht und Ordnung bemühte Bademeister hat Migrationshintergrund. 

No-Go-Zone Schwimmbad? 

Freibad Berlin-Pankow im Sommer 1985

Schutzkampagne für Kinder in Schwimmbädern 
strotzt vor politischer Korrektheit 
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�Quellen:

1. �bild.de, Was ist nur in unseren Bädern los? - Sieben Mädchen und 
Frauen in Freibad betatscht, 31.05.2023 

2. �bild.de, Massenschlägerei am Strandbad in Neubrandenburg: «Die 
mit den Messern sind alle abgehauen», 11.05.2024 

3. �jungefreiheit.de, Gewaltexzesse: «Gehen Sie nicht mit Kindern ins 
Freibad», 23.06.2022 

4. �youtube.com, Warnemünde: Schock am Strand! Afghane soll drei 

Kinder sexuell belästigt haben, 24.07.2024 
5. �berliner-zeitung.de, Frauenquote im Freibad: Wie Berliner 

Politikerinnen die Gewalt bekämpfen wollen, 17.07.2023 
6. �express.de, Nach schlimmen Übergriffen: Kölner Schwimmbäder 

starten neue Schutzkampagne für Kinder, 02.05.2024 
7. �tagesschau.de, Videoüberwachung und Zäune: Berlin bezahlt 

Millionen für Sicherheit im Freibad, 07.05.2024 

8. �zeit.de, Gewalt in Freibädern: Faeser will Polizeipräsenz in 
Freibädern verstärken, 12.07.2023

9. �bild.de, Sie verdienen rund 1900 Euro netto: Stadt macht 
Flüchtlinge zu Bademeistern, 07.06.2024 

10. �tagesspiegel.de, Gruppe schlägt auf zwei Brüder ein: Freibad in 
Berlin-Neukölln nach Randale vorzeitig geschlossen, 21.07.2024 

Wenn denn ein Muster bei den Gewaltexzessen in deutschen 
Schwimmbädern erkannt werden darf, dann ist es die «to-

xische Männlichkeit». Alternativ kann auch ein Pauschalurteil über die Gesell-
schaft insgesamt herhalten. Beispiele dafür, wie Männlichkeit an sich pathologisiert wird 
oder wie vermeintlicher Rassismus stattfinden kann, ohne dass er in irgendeiner Form wahrnehmbar wäre, haben wir in 
unserer Ausgabe 55 mit dem Titel «Wokeismus: Der Westen gibt sich auf» zusammengetragen. 

Die ständigen Ausflüchte

Afghanen oder Iraner, die Frauen und Kin-
der belästigen, bedrängen oder sogar ver-
gewaltigen. Schlagzeilen wie «Afghane soll 
drei Kinder sexuell belästigt haben» (4) sind 
keine Seltenheit mehr. 

Zwar werden der Bevölkerung nahezu 
tagtäglich entsprechende Fälle präsentiert, 
doch Schlussfolgerungen oder gar Empö-
rung darüber bleiben ihr verwehrt. Wenn 
denn ein Muster erkannt werden darf, dann 
ist es die «toxische Männlichkeit» (5), also 
ein falsches Pauschalurteil über alle Män-
ner. An der massenhaften Zuwanderung 
von kulturfremden Migranten aus dem ara-
bischen Raum und Afrika darf und kann es 
daher nicht liegen. Schließlich soll es sich 
bei dieser Klientel um «Fachkräfte» han-
deln, die unsere Kultur und Gesellschaft 
bereichern (siehe S.15 f. u. S.55 ff.).

Das Staatsversagen 
«ausbaden»   

Die Ursache der verdorbenen Badesai-
son kann nicht behoben werden, da sie nicht 
erkannt wird. Daraus ergibt sich Absurdes, 
wie z.B. die Tatsache, dass Schwimmbäder 
durch Warnschilder, Plakate und Flyer zwar 
das Verhalten anmahnen, aber konsequent 
Deutsche als die Aggressoren und Migran-
ten als deren Opfer abbilden. (6) Die entspre-

«Wir alle sind mit rassistischen Bildern und Vorstellungen so-
zialisiert worden. Sie prägen unser Denken und unser Handeln, 

zum Teil, ohne dass wir es selbst erkennen.» 
Reem Alabali-Radovan (SPD), Antirassismus-Beauftragte der deutschen 

Bundesregierung, in einer Bundespressekonferenz im Januar 2023 
Quelle: youtube.com, Lagebericht Rassismus: Antirassismus- 

Beauftragte Reem Alabali-Radovan (SPD) | BPK 11. Januar 2023 

«Ich habe selbst drei kleine Enkelkinder - wenn 
ich mit denen da [in deutsche Freibäder] her-
eingehen würde, würde ich schlicht unverant-
wortlich handeln!» 
Peter Harzheim, Präsident des Bundesverbands Deutscher Schwimmmeister e.V.,  
2022 im Interview mit der Bild-Zeitung 
Quelle: bild.de, Chef-Bademeister rechnet mit Freibad-Randalierern ab, 13.07.2023 

Deutschlands oberster Bademeister rät Familien im 
Sommer vom Besuch deutscher Freibäder ab! 

chende Aufforderung, beobachtete Fälle, die 
denen der vorigen Schlagzeilen ähneln, zu 
melden, ist zudem auf Deutsch verfasst. Da-
raus ergibt sich, dass vor allem die Opfer und 
Leidtragenden diejenigen sind, die diese 
Schilder lesen und auf sich beziehen können. 

Ein weiteres Schaustück im traurigen 
Kuriositätenkabinett ist die Einführung 
von Ausweiskontrollen in Berliner Freibä-
dern. (7) Werden die Papiere bei der Einreise 
nicht ausreichend gecheckt, muss dies der 
Normalbürger durch einen immer extre-
mer wuchernden Polizeistaat mittragen. 
Er wird bildlich also von oben und unten 
in die Mangel genommen. Innenministe-
rin Nancy Faeser wünschte sich im Som-
mer 2023 gar mehr «Polizeipräsenz» am 
Beckenrand. (8) Den Vogel schoss die Stadt 

Frankfurt mit einer Maßnahme gegen den 
«Fachkräftemangel» in ihren Schwimmbä-
dern ab. Dort machte man «Flüchtlinge» 
zu Bademeistern. (9) Vertreten sind dabei 
Nationalitäten, die man in diesem Zusam-
menhang am ehesten aus den vorherigen 
Verbrechensmeldungen kennt, allen vo-
ran Afghanistan. Zwar gehören Afghanen 
nicht pauschal über einen Kamm geschert, 
doch ein gewisses Muster in der Gewalt- 
und Sexualverbrechensstatistik kann nicht 
negiert werden. Und so könnte man im 
Hinblick auf die neuen «Fachkräfte» un-
ter Frankfurter Bademeistern davon spre-
chen, dass die Stadt den Bock zum Gärtner 
gemacht hat. Andere Freibäder haben eine 
Alternativlösung parat: Sie schließen ein-
fach. (10) (tk) 

berliner-zeitung.de, 
17.07.2023 

Foto: Photothek (https://commons.wikimedia.
org/wiki/File:Reem_Alabali_Radovan.jpg) https://
creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.en
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I
mmer wieder ist von der Verrohung der 
Gesellschaft die Rede. Impliziert wird, 
die Bevölkerung insgesamt werde auf-
grund diverser, teils obskurer soziologi-
scher Prozesse einfach gewalttätiger. Die 

Anlässe, die den Anstoß für derlei Pauschal-
urteile geben, haben allerdings ein klares Er-
kennungsmerkmal - etwa bei Gewalttaten an 
Schulen. Wenn Kinder auf Mitschüler mit dem 
Messer losgehen und selbst die Eltern des Tä-
ters nichts Falsches darin erkennen können 
(1), kann man durchaus von verrohten Verhält-
nissen sprechen, doch mit einem deutlichen 
Muster: Deutsche Kinder und Jugendliche ge-
raten an immer mehr deutschen Schulen in die 
Minderheit und werden von Migranten häufig 
als Opfer wahrgenommen und entsprechend 
behandelt. Derweil wird Ausländern von Politik 
und Medien gebetsmühlenartig erzählt, sie sei-
en die Opfer der rassistischen Deutschen. 

Aus Gründen der Toleranz und Vielfalt 
wurde Schülern bereits zur Ramadan-Zeit ver-
boten, im Unterricht Wasser zu trinken. Zwar 
handelte es sich dabei nur um zwei beson-
ders voreilige Lehrerinnen, die ihre Autorität 
missbrauchten (2), allerdings kann man auch 
an weiteren Beispielen erkennen, wohin die 
Reise gehen könnte. Schweinefleisch- (3) und 
Nikolausverbote (Fall aus Österreich) (4) reihen 
sich eine kleine, aber nicht vernachlässigbare 
Liste von Einschränkungen, die den Kindern 

aufgrund des grassierenden Toleranzwahns 
den Spaß verderben. Während der Nachwuchs 
mittlerweile an manchen Schulen aus Angst 
zum Islam konvertiert (5), machen andere Schul-
behörden den Islam zum Wahlpflichtfach. (6) 
Das mag zwar mit dem Argument der Religi-

onsfreiheit begründet werden, angesichts des 
allumfassenden Geltungsanspruchs des Islam, 
der das aggressive Verhalten muslimischer 
Klassenkameraden zu einem nicht kleinen An-
teil bestimmt (siehe S.72), wirkt dieses Zuge-
ständnis indes wie weiteres Öl ins Feuer.  

Gewaltvideos 
Toleranz, Nichtdiskriminierung, Antiras-

sismus und Vielfalt scheinen eine Einbahn-
straße zu sein, deren Konstante der Nachteil 
von Deutschen und im weiteren Sinne von 
Christen und Weißen ist. Diese Einschränkun-
gen wirken aber noch harmlos im Kontrast zu 
den unzähligen Videos von deutschen Kindern, 
die vor allem von türkischen und arabischen 
Kindern gemobbt, verprügelt und gedemütigt 
werden. Die schiere Masse solcher Videos ist 
erdrückend. Gleichzeitig fällt es schwer aus, 
auch nur vereinzelte Clips zu finden, in denen 
die Verhältnisse umgekehrt sind. Die Videos 
kommen mutmaßlich dadurch zustande, dass 
die Cliquen sie aufzeichnen und als Trophäen 
verbreiten. Man darf davon ausgehen, dass die 
Urheber stolz auf ihre Taten sind. Manch einer 
würde den Kindern auf der Opferseite wün-
schen, sich effektiv zur Wehr setzen zu können, 
oder hofft auf ausgleichende Gerechtigkeit.

Politisch und medial gesehen handelt es 
sich dabei um viele kleine, unbedeutende 

Die Schulzeit als Albtraum: So werden Deutsche 
von Migranten gemobbt und gequält 

Ein 14-jähriger Iraker rammt einem Schüler im 
Herbst 2023 seinen Kopf ins Gesicht. Wie auch in 
anderen Fällen wurde das Verbrechen von einem 
Komplizen aufgezeichnet. Der Schüler lag nach 
dem Kopfstoß blutend am Boden. 

Bautafel aus Berlin im Jahr 2023

Angesichts des Wohnungsmangels in der Hauptstadt sind diese Bauvorhaben 
ein Schlag ins Gesicht für die Einwohner Berlins.

berliner-zeitung.de, 24.05.2024

«Wir sind am Ende. Unser 
System ist kollabiert. Um 

den anderen noch helfen zu kön-
nen, fordere ich einen Aufnah-
me-Stopp von Flüchtlingen.»

Wolfgang Büscher, Pressesprecher  
des deutschen Hilfswerks «Die Arche» 

Quelle: bild.de, «Die Arche» am Limit:  
«Bei uns laufen schon Elfjährige mit Messern 

herum», 29.07.2024 



71 Ausgabe 62, September 2024

«Einzelfälle», an denen man höchstens durch 
bessere Integration etwas ändern könnte. Die 
deutsche Gesellschaft ist also in der Bring-
schuld. Meldungen von Flüchtlingskindern, 
die siebenjährige Mitschüler krankenhaus-
reif prügeln (7), sind da nur der Preis, den man 
als Gesellschaft für die oft beschworene Viel-
falt zu zahlen hat.

Ein 14-jähriger Iraker rammte einem 
deutschen Schüler im Herbst 2023 auf einem 
Bahnsteig seinen Kopf ins Gesicht. Wie auch 
in anderen Fällen wurde das Verbrechen von 
einem Komplizen aufgezeichnet. Tage spä-
ter wurde eine Metallstange ins Fenster des 
Wohnhauses geworfen, in dem der Iraker lebt. 
Ob es das Opfer selbst war oder jemand, der 
den Fall mitbekommen hatte; ob es sich über-
haupt um eine beteiligte Person handelte oder 
um den Täter selbst, ist nicht bekannt. Verletzt 
wurde - im Gegensatz zum blutigen Verbre-
chen auf dem Bahnsteig - jedenfalls niemand. 
Trotzdem wurde die mutmaßliche «Racheak-
tion» ein Fall für den Staatsschutz. Gegen den 
Iraker ermittelte hingegen nur die gewöhnli-
che Polizei, die ihn nach einer Gefährderans-
prache wieder auf freien Fuß setzte. (8) 

Um den heißen Brei 
Dass es für Kinder und Jugendliche im-

mer härter wird, ist Politik und Medien nicht 
entgangen. Aus allen möglichen Ecken der 
Bundesrepublik wird gemahnt und gewarnt. 
Die Rede ist von Beschimpfen, Beleidigen 
oder Erpressen, bis zu körperlichen Über-
griffen, Raub oder Bedrohung mit einer Waf-
fe. An Hamburgs Schulen seien gefährliche 
Körperverletzung, Sexualdelikte, Raub und 
Erpressung besonders häufige Straftaten, 

Schüler nicht-deutscher 
Herkunft in öffentlichen 

Berliner Grundschulen (2022) 

Quelle: bild.de, Juristen kritisieren Berliner Pläne: 
Darf der Senat die Herkunft von Schülern ver-
schweigen?, 21.05.2022 

45,3%

Mitglieder der Gruppe «Schule ohne Rassismus» im Januar 2016
Foto: Majo19348 (https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Schule_ohne_Rassismus_-_

Schule_mit_Courage.jpg) https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.en

Deutschen Kindern wird der Schulalltag von einer wachsenden Zahl türkischer 
und arabischer bzw. islamischer Migranten zur Hölle gemacht. Sie selbst sollen 
sich in Initiativen wie «Schule ohne Rassismus» für mehr Toleranz gegenüber 
ihren Peinigern einsetzen, während die eigene Kultur aus fadenscheinigen Dis-
kriminierungsgründen nach und nach beseitigt wird.

zeit.de, 18.03.2024

ndr.de, 19.03.2024

swr.de, 24.04.2024

Die Tatsache, dass Gewalt in vielen Fällen importiert wurde und Schulen in Groß
städten mittlerweile die gesellschaftlichen Strukturen arabischer Gemeinschaf-
ten widerspiegeln, wird jedoch verschwiegen. Das Problem der Verrohung wird 
verallgemeinert, sodass Opfer und Täter in eine gemeinsame Kategorie gesteckt 
werden, was als Folge sozioökonomischer Bedingungen dargestellt wird, für die 
die gesamte Gesellschaft verantwortlich gemacht wird. Diese soll dann durch im-
mer höhere Steuerbelastungen Förderprogramme und andere Maßnahmen zur Be-
kämpfung des Problems finanzieren. 
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 «Die Gewinner sind für mich die Ungeimpften 
der Corona-Zeit. Die sind ja jetzt rehabilitiert 

worden.»
Hans-Ulrich Jörges, deutscher Journalist, u.a. von 2007 bis 2017 

Mitglied der Chefredaktion der Illustrierten Stern, Ende Juli 2024 bei 
einem Interview auf Welt-Online 

Quelle: welt.de, «Die Gewinner des Tages sind für mich die Ungeimpften 
der Corona-Zeit», 26.07.2024
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teilte die Hamburger Schulbehörde im 
März 2024 mit. (9) Noch schlimmer sieht es in 
der Hauptstadt aus, wo auch vermehrt Leh-
rer den Schikanen ausgesetzt sind. 2023 sei 
dort nach Angaben der Polizei eine «erneu-
te deutliche Steigerung der Fallzahlen» von 
Gewalttaten zu verzeichnen gewesen. Doch 
nicht nur die deutschen Metropolen im Nor-
den sind betroffen. Aus Bayern sind die glei-
chen Meldungen zu vernehmen. (10) 

In Hamburg machte die Beratungsstelle 
Gewaltprävention «Corona» als Ursache aus: 
«Es habe neun Monate kein Präsenzleben in 
der Schule und damit auch kaum ein soziales 
Lernen mit Gleichaltrigen und schulischem 
Personal gegeben. Die Folge: ‹Bei der Rück-
kehr in die Schulen agierten viele Kinder und 
Jugendliche aufgrund dieser Defizite durch 
körperliche Auseinandersetzungen und Ge-
walt›, erklärte die Beratungsstelle. Sie gehe 
aber davon aus, dass die Zahlen in den kom-
menden Jahren wieder sinken würden.» (9) Es 
wird also impliziert, dass Max, Peter und Tina 
mangels Präsenzunterricht und weil sie ver-
lernt haben, wie man sich in der Schule ver-
hält, nach den «Corona»-Lockdowns plötzlich 
angefangen haben, ihre Mitschüler zu erpres-
sen, zu berauben und zu verprügeln? 

Symptombekämpfung 
Laut der Präsidentin des Bayerischen 

Lehrer- und Lehrerinnenverbands (BLLV) 
gebe es weitere Gründe für den Anstieg der 
Gewaltdelikte: «Die politische Lage, eine im-
mer hitzigere und aggressivere Gesellschaft, 
der negative Einfluss von sozialen Netzwer-
ken und der dortige Ton - generell nehmen 
Hass und Hetze zu.»  Ein typisches Vorbeire-
den am Thema, um weitere Symptomlösun-
gen zu servieren, die vor allem noch mehr 
steuerfinanzierte Arbeitsplätze schaffen. Als 
Lösung fordert die Lehrervertreterin «An-
ti-Gewalt-Trainings, Streitschlichter-Pro-
gramme, Schulpsychologen und mehr». (11) 

Wenn Medien «Experten» befragen, wie es 
um das Klima an deutschen Schulen steht, 
wird meist nicht erwähnt, wer die Verant-
wortlichen der Gewalttaten sind. Der Bürger 
kann sich durch einen regelmäßigen und 
tieferen Blick in die Schlagzeilen aus «Ein-
zelfällen» und seinen Alltagserfahrungen ein 
eigenes Bild machen. Sofern jedoch die ei-
gentlichen Entscheider dieses Bild nicht se-
hen und entsprechend handeln wollen, wird 
sich an der «kulturellen Bereicherung» im 
Schulalltag nichts ändern. (tk) 

Der verzweifelte Versuch der Politik, «Corona» als 
Ursache der überbordenden Gewalt in deutschen 
Schulen abzutun, könnte ihr demnächst um die 
Ohren fliegen, denn u.a. aus den «RKI-Files» geht 
hervor, dass die Bevölkerung von den Entschei-
dern in manchen Fällen bewusst über Lockdowns, 
Schulschließungen und ähnliches fehlinformiert 
wurde. Dem Thema nehmen wir uns in Ausgabe 61 
- Corona: Chronik eines globalen Verbrechens - an. 
Ohne die hanebüchenen Entscheidungen auf Regie-
rungsebene wäre uns auch dieses Problem erspart 
geblieben, weshalb «Corona» sehr schlecht als Sün-
denbock für Gewalt in Schulen taugt.  

 zeit.de, 12.07.2024

Gesamtschullehrerin berichtet von gescheiterter Integration

«Im Ramadan bitten mich die muslimischen Schüler, dass 
die nicht-muslimischen Schüler ihre Trinkflaschen wegpacken, 
damit sie nicht verführt werden. Nicht-muslimische Schüler es-
sen plötzlich kein Schweinefleisch mehr, weil die muslimischen 
Schüler es ihnen madig machen.» 

«Für die meisten [muslimischen] Schüler sind Schläge zu 
Hause normal. Ein Schüler sagte mir neulich: ‹Wenn mein Vater schlägt, ist das nicht 
so schlimm, aber wenn meine Mutter schlägt, schon.› Als ich fragte, warum, antwor-
tete er: ‹Weil meine Mutter ins Gesicht schlägt, mein Vater macht es wenigstens dort, 
wo man es nicht sieht.› Diese Normalität erschreckt mich.»

«Pubertät, Identitätsfindung und ungesundes Halbwissen über die eigene Reli-
gion ist eine explosive Mischung. Muslimische Schüler suchen ihre Identität über ihre 
Religion und das ist problematisch, denn sie missionieren dabei andere. Muslimische 
Schüler sind oft intolerant.»

«Viele Eltern hören nicht auf deutsche Lehrer, sondern auf Autoritäten aus ih-
rem Kulturkreis, die ihnen sagen, dass es nicht in Ordnung ist, wenn man sein Kind 
schlägt. […] Einige bitten mich, ihr Kind zu schlagen, wenn es nicht spurt. Da muss ich 
dann erstmal erklären, dass unser Grundgesetz das verbietet.»

Gesamtschullehrerin Julia Wöllenstein aus Kassel in einem Interview mit der Bild-Zeitung im 
April 2019 über ihre 9. Klasse mit fast 90% Migrationshintergrund 

Quelle: bild.de, Lehrerin über Integration in der Schule:  
«Einige Eltern bitten mich, ihr Kind zu schlagen», 10.04.2019 

Ein jünge-
res, dem 
unteren 
sehr 
ähnliches 
Beispiel
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«Schweden ist gefährlichstes Land Euro-
pas», titelte die Bild-Zeitung im Oktober 
2021. In fünf Jahren habe das Land 217 
Schussopfer zu beklagen gehabt. «In der 
EU werden durchschnittlich acht Personen 
pro Million Einwohnern Opfer tödlicher 
Gewalt. In Schweden lag die Zahl 2020 bei 
zwölf Personen pro Million Einwohnern. 
Wenn es um die Opfer von Schusswaffen-
taten geht, ist der Unterschied zwischen 
Europa und Schweden noch größer. In 
der EU sterben durchschnittlich 1,6 Per-
sonen pro Million Einwohnern an Schuss-
verletzungen - in Schweden sind es vier 
Personen, also fast dreimal so viele», be-
legte eine Untersuchung eines schwedi-
schen Ausschusses zur Vorbeugung von 
Kriminalität. Die meisten Schießereien 
in Schweden sind auf Bandenkriminalität 

zurückzuführen. Diese Banden bekriegen 
sich meist in den Trabantenstädten von 
Stockholm, Göteborg und Malmö. (3) 

Nach 2021 eskalierte es noch weiter: 
«Im Jahr 2022 forderten die Auseinander-
setzungen krimineller Banden in Schwe-
den 62 Todesopfer, so viele wie nie zuvor. 
In Norwegen waren es vier, in Dänemark 
ebenfalls, in Finnland zwei. Allein im Mo-
nat September des Jahres 2023 starben elf 
Menschen, ein trauriger Rekord. 53 Mor-
dopfer wurden im Jahr 2023 insgesamt 
gezählt», so der Deutschlandfunk. Ge-
gen die ausufernde Bandengewalt in den 
Städten wurde sogar die Armee zur Hilfe 
gerufen. Ein Novum in der schwedischen 
Geschichte. 

Maria Malmer Stenergard, seit 2022 
Schwedens Migrationsministerin und Mit-
glied der bürgerlich-konservativen Partei 
«Moderata samlingspartiet», erklärte Ende 
2023 im Interview mit der Zeitung Welt, 
warum man eine angebliche Wende in der 
Asylpolitik vornehme: «Es gab einen Grund, 
warum 163'000 Menschen im Jahr 2015 quer 
durch Europa in das kleine Schweden am 
Rande Europas reisten, um hier Asyl zu be-
antragen. Das lag daran, dass wir uns mit 
großzügigen Regeln für die Erteilung von 
Aufenthaltsgenehmigungen und Staatsbür-
gerschaft, aber auch mit unserem Sozialleis-
tungssystem hervorgetan haben.» Deutschen 
sollte das bekannt vorkommen, ebenso wie 
dies: «In Schweden wohnen die Asylbewer-
ber heute in ihren eigenen Unterkünften, 
und wenn ihre Anträge abgelehnt werden, 
passiert nicht viel; sie erhalten einen Brief, 
in dem steht, dass sie zurückkehren sollen, 
aber in Wirklichkeit bleiben die Kinder in 
der gleichen Schule und sie arbeiten weiter-
hin. Ich glaube nicht, dass dies die Rückkehr 
erleichtert.» Deshalb verspricht Maria Mal-
mer Stenergard eine strengere Einwande-
rungspolitik: «Wenn wir die Entwicklung in 
den Randgebieten, in denen leider auch die 
Kriminalität Fuß gefasst hat, umkehren wol-
len, müssen wir die Zuwanderung von Asyl-
bewerbern noch lange Zeit auf einem sehr 
niedrigen Niveau halten. Im Ausland gebo-
rene Menschen haben ein erhöhtes Risiko, 
kriminell zu werden. Am meisten beunruhigt 
mich aber, dass das Risiko bei Einwanderern 
der zweiten Generation noch größer ist. Dies 
deutet auf eine Entfremdung hin, die nicht 
nur vererbt, sondern vertieft wird. Sie wurde 
über Jahrzehnte aufgebaut und es wird sehr 
lange dauern, sie zu beseitigen. Wir haben 
gerade erst damit begonnen.» (1) 

Stellvertretend für die Geisteshaltung, 
die zu der Misere führte, sei Märta Stenevi, 
bis 2021 schwedische Ministerin für Gleich-
stellung und Wohnungsbau sowie Mitglied 
der dortigen Grünen Partei, angeführt. 2021 
erklärte sie in einem Podcast-Interview, 
schwedische Männer müssten ihre Macht 
aufgeben, aber auch weiße, in Schweden ge-
borene Frauen müssten dies tun: «Wenn im 
Ausland geborene Frauen an Macht gewin-
nen sollen, müssen weiße, im Inland gebore-
ne Frauen verschwinden.» (2) 

Gewalteskalation 
Der laxe Umgang mit Neuankömmlin-

gen führte zu einer Gewaltwelle, die in 
den letzten Jahren über Schweden rollte: 

Schweden: Von der Idylle zum gefährlichsten Land Europas 

Am 10. April 2024 wurde der 39-jährige Familienvater Mikael Janicki in der Unterführung eines Stock-
holmer Vororts erschossen. Dies geschah vor den Augen seines 12-jährigen Sohnes auf dem Weg ins 
Schwimmbad. Seine Schwester Aneta Demir sagte: «Es fühlt sich so an, als hätten die Gangs in unserem 
Land die Macht übernommen. Dass sie genau wissen, was sie alles tun dürfen und dass wir uns ihnen 
anpassen müssen. Wenn sie erwischt werden, zahlt sich das Verbrechen für sie trotzdem aus. Es gibt 
keine abschreckenden Strafen, die sie zum Nachdenken bringen würden.» 
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Image ramponiert 
Der Deutschlandfunk weiter: «Sowohl 

Täter als auch Opfer werden immer jün-
ger - bereits 14-Jährige werden für Mord-
aufträge gewonnen. Vor allem zwei Banden 
rivalisieren sich. Deren Köpfe befinden 
sich längst im Ausland. Das schwedische 
Image ist schwer ramponiert. Nur jede 
vierte tödliche Schießerei in Schweden 
kann aufgeklärt werden, heißt es in einem 
Polizeibericht aus dem Jahr 2022. Und laut 
einer kürzlich im Auftrag der Stockholmer 
Handelskammer durchgeführten Umfrage 
glauben acht von zehn befragten schwedi-
schen Unternehmen, dass es aufgrund der 
anhaltenden Gewalt schwieriger werden 
wird, ausländische Fachkräfte, Investoren 
und Touristen ins Land zu holen.» (4) Das 
Kind scheint also schon längst in den Brun-
nen gefallen und wie ernst die versproche-
ne Verschärfung der Einwanderungsre-

spiegel.de, 21.01.2016 

Ein ähnliches Muster der Ver-
schleierung wie in Deutschland 
(siehe S.16 f.): Informationen zu 
Verbrechen und Gewalt, die Flücht-
linge betreffen, wurden bei der 
schwedischen Polizei einem Be-
richt zufolge mit dem Geheimhal-
tungscode «291» versehen. Dieser 
Code bedeute, dass es sich um 
Informationen handle, die unter 
keinen Umständen an Presse und 
Öffentlichkeit gelangen sollten. 

gelungen umgesetzt werden wird, steht in 
den Sternen. Im Mai 2024 kommentierte 
das ZDF die Lage in Schweden: «Remigra-
tionsfantasien aber werden das Problem 
wohl auch hier nicht lösen.» (5) 

Nur, warum eigentlich nicht? Immer-
hin nannte mittlerweile sogar der schwe-
dische Ministerpräsident «‹politische 
Naivität›, eine unverantwortliche Einwan-
derungspolitik und gescheiterte Integrati-
on als Gründe» für die anhaltende Band-
engewalt. (6) (tk) 

Foto: TRIALON/Kläber  
(https://commons.wikimedia.

org/wiki/File:Gregor_
gysi_20050705_3.jpg) 

Foto: Bündnis 90/Die Grünen Nordrhein-Westfa-
len from Düsseldorf, Nordrhein-Westfalen 

(https://commons.wikimedia.org/wiki/File:LDK_
Bielefeld_25.-26.6.2022_(52173942154).

jpg) https://creativecommons.org/licenses/
by-sa/2.0/deed.en 

Quelle: 14. März 1987 im Bayerischen Rundfunk

«Eine spezifisch deutsche Kultur 
ist, jenseits der Sprache, schlicht 

nicht  identifizierbar.» 

«Die Frage, [ob die 
Deutschen aus-

sterben], das ist für mich 
eine, die ich an allerletzter 
Stelle stelle, weil dieses ist mir 
[…] verhältnismäßig wurscht.» 

Aydan Özoğuz, Vizepräsidentin des Deutschen 
Bundestages, 2017 im Tagesspiegel 

«Es geht mir so auf die Nerven, dass so viele weiße Bürgis bei Fridays For Future 
rumlaufen. […] Es ist einfacher für die Menschen gewesen, sich mit Greta Thunberg zu 
identifizieren, weil man dann direkt so denkt ‹Eine von uns›. Weil wir so eine eklig weiße 
Mehrheitsgesellschaft haben, war es dann einfacher zu sagen, ‹Das sind auch alles unsere 
Kinder, weil wir unsere Kinder als weiß definieren›.»  

Sarah-Lee Heinrich, von Oktober 2021 bis Oktober 2023 eine Bundessprecherin der Grünen Jugend,  
im November 2019 in einem Online-Talkformat

Quelle: funk.net, Fridays for Future: zu weiss? I KARAKAYA TALK, 18.11.2019 

Julia Schramm, einst «Fachre-
ferentin für Hate Speech» bei 
der Amadeu Antonio Stiftung 
(siehe S.33,78,79 u. 80 f.), ließ 
auf Twitter die Forderung nach 
einer erneuten Bombardierung 
Deutschlands durch den den 
Royal-Air-Force-Offizier «Bom-
ber» Arthur Harris anklingen. 
Dieser hatte im Zweiten Weltkrieg 
zahlreiche deutsche Städte mit 
geplanten Feuerstürmen in Schutt 
und Asche gelegt, was hundert-
tausende Menschenleben kostete.

Renate Schmidt, Familienministerin 
Deutschlands von 2002 bis 2005 

Foto: Hans Herrmann Weinen  
(https://commons.wikimedia.org/wiki/ 

File:Renate_Schmidt.jpg) https://creativecommons.org/
publicdomain/zero/1.0/deed.en 

Quelle: faz.net, «Deutsche Leitkultur nicht identifizierbar», 31.08.2017

Gregor Gysi, ehemaliger Fraktionsvorsitzender der 
Linken, in einem Online-Video vom 24. Mai 2015

«Jedes Jahr sterben mehr Deutsche, 
als geboren werden. Das liegt zum 

Glück daran, dass die Nazis sich auch 
nicht besonders vervielfältigen und 
deshalb sind wir auf Zuwanderer aus 
anderen Ländern angewiesen.»

Quelle: youtube.com, Gregor Gysi zum Thema: Schöner leben 
ohne Nazis, 11.03.2015
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Auf einen Blick

Der politische und 
gesellschaftliche «Kampf gegen 
Rechts» hat im Deutschland der 
Gegenwart einen hohen 
Stellenwert und erreichte 
kürzlich mit dem (versuchten) 
Verbot des Compact-Magazins 
ein neues Allzeithoch.

Der «Kampf gegen Rechts» -  

Zuvor schaffte es eine mehr oder 
minder harmlose Grölerei von Sylter 
Partygästen auf den Rang eines 
internationalen «Skandals» und 
hinsichtlich einer Zusammenkunft 
rechter Persönlichkeiten in Potsdam log 
man sich einen rechtsextremistischen 
Geheimplan herbei. 

oder gegen die Opposition?

Bei kaum etwas wird das Messen mit 
zweierlei Maß und die ideologische 
Durchtriebenheit so offenkundig wie bei 
der Bekämpfung von «rechter» 
Gesinnung. Es scheint eine zutiefst 
anti-deutsche Haltung 
dahinterzustecken, die ethnische 
Homogenität als Problem ansieht. 

«Ich habe heute das rechtsextremisti-
sche ‹Compact-Magazin› verboten. Es agi-
tiert auf unsägliche Weise gegen Jüdinnen 
und Juden, gegen Muslime und gegen un-
sere Demokratie. Unser Verbot ist ein har-
ter Schlag gegen die rechtsextremistische 
Szene.» Mit diesen Worten verkündete die 
deutsche Ministerin für Inneres und Hei-
mat, Nancy Faeser, am 16. Juli 2024 einen 
weiteren staatlichen Durchgriff im hero-
ischen «Kampf gegen Rechts». (1) Faeser 
schoss hinterher: «Das Verbot zeigt, dass 
wir auch gegen die geistigen Brandstifter 
vorgehen, die ein Klima von Hass und Ge-
walt gegenüber Geflüchteten und Migran-
ten schüren und unseren demokratischen 
Staat überwinden wollen. Unser Signal ist 
ganz klar: Wir lassen nicht zu, dass ethnisch 
definiert wird, wer zu Deutschland gehört 
und wer nicht. Unser Rechtsstaat schützt all 
diejenigen, die wegen ihres Glaubens, ihrer 
Herkunft, ihrer Hautfarbe oder auch wegen 
ihrer demokratischen Haltung angefeindet 
werden.» (1) 

«Jeden Stein umdrehen» 
Volker Boehme-Neßler, Professor für 

öffentliches Recht an der Universität Ol-
denburg, sah sich die Verbotsverfügung 
des Bundesinnenministeriums gegen 
Compact an. Juristisch betrachtet, sagt 
er, stünden ihm die «Haare zu Berge». Die 
Verfügung sei auf dem Niveau eines Juras-
tudenten im ersten Semester geschrieben. 

(2) Auch herkömmlicher Rechtsextremis-
mus, wie man ihn sich vorstellt, z.B. klare 
Anstachelung zur Gewalt, ist in dem Do-
kument nicht aufzufinden. Nancy Faeser 
hatte im Februar 2024 versprochen: «Wir 
wollen bei Rechtsextremisten jeden Stein 
umdrehen.» (3) Und doch war dem Com-
pact-Magazin kaum etwas Problemati-
sches nachzuweisen, nachdem man wohl 

alle Steine umgedreht hatte. Die Anzeichen 
verdichten sich, dass das Compact-Verbot 
schlicht grundgesetzwidrig und ein irrsin-
niger Alleingang der Innenministerin war. 

Das wird nicht zuletzt durch die kurz 
vor Redaktionsschluss bekannt gewordene 
Tatsache unterstrichen, dass das Bundes-
verwaltungsgericht Leipzig das von Faeser 
erklärte Verbot im Eilverfahren vorläu-
fig aussetzte. «Damit kann das Blatt unter 
bestimmten Auflagen vorerst wieder er-
scheinen. Eine endgültige Entscheidung 

wird im Hauptsacheverfahren fallen. Das 
Gericht meldete vor allem Zweifel an der 
Verhältnismäßigkeit des Verbots an.» (4) 

Immerhin scheint das Rechtsverständnis 
noch nicht vollends verloren. 

Kampf gegen 
Andersdenkende?  

Nichtsdestotrotz: Die Häufigkeit, mit 
der sich öffentlich über irgendwelche (ver-

Demonstration in Stuttgart, Januar 2024, als Folge des angeblichen «Geheimtreffens» von AfD und 
Identitären in Potsdam 

zeit.de, 15.01.2024
Der Vergleich hinkt, 

denn in unseren 
Geschichtsbüchern 
wird in erster Linie 
nicht die Vertrei-

bung der Juden aus 
Deutschland ange-
prangert, sondern 
der Mord an ihnen. 

Foto: Zinnmann (https://commons.wikimedia.org/wiki/
File:20240120_Stuttgart_gegen_Rechts_-_DSC07954.jpg) 

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/deed.en
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meintlich) «rechtsextremistischen» 
Vorfälle empört oder vor dem vielzitierten 
«Rechtsruck» in Deutschland und Europa 
gewarnt wird, sowie die Rhetorik dieser 
Wortmeldungen, erwecken den Eindruck, 
dass auf Deutschlands Straßen tagtäg-
lich Menschen mit Migrationshintergrund 
durch ethnisch Deutsche zusammenge-
schlagen, ausgeraubt, vergewaltigt und er-
mordet werden. Wir haben jedoch bisher 
dargelegt, dass die Dynamik vielmehr mit 
umgekehrten Vorzeichen vonstatten geht 
(siehe S.62 ff.), und dass jene, die der Migra-
tion Vorschub leisten, aus zutiefst ideologi-
schen Motiven handeln (siehe S.5 ff.).

Man kann den vorliegenden Informa-
tionen zufolge mit Fug und Recht behaup-
ten: Es handelt sich um eine Agenda. Da 
verwundert es kaum, dass die Unterstützer 
dieser Agenda (und jene, die ihnen naiv hin-
terherlaufen) die Kritiker mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln verstummen 
lassen wollen. Denn es fällt auch beim bes-
ten Willen schwer, die von Innenministerin 
Faeser hervorgebrachten Beschuldigungen 
substanziell zu untermauern - das zeigt 
auch das vorerst gekippte Verbot.

Inwiefern wird «ein Klima von Hass 
und Gewalt gegenüber Geflüchteten und 
Migranten» geschürt, wenn z.B. das Com-
pact-Magazin auf die Kriminalstatistik 
verweist, die eine Überrepräsentation von 
Migranten aufzeigt, und auf dieser Basis 
fordert, die Migrationspolitik restriktiver 
zu gestalten? Inwiefern will man «unseren 
demokratischen Staat überwinden», wenn 
man die verantwortlichen Politiker ermahnt, 
bestehendes Recht durchzusetzen? Dabei 
geht es insbesondere um eine (angemesse-
ne) Ahndung von migrantischen Straftätern 
und um die Unterlassung rechtswidriger 
migrationspolitischer Akte wie das Dulden 
von Nicht-Asylberechtigten im Inland. An 
welcher Stelle wurden im Compact-Maga-
zin Menschen wegen ihrer «demokratischen 
Haltung an[ge]feindet»? Oder wurden Be-
griffe wie «Demokratie» und weitere ohne 
unsere Kenntnis neu definiert? 

Einwanderung als 
Staatsräson? 

Hinweise darauf gibt es durchaus, wenn 
dieses Gedankengut nicht sogar schon längst 
feste Handlungsgrundlage staatlicher und 
zivilgesellschaftlicher Akteure ist. So stellte 
die damalige Bundesfamilienministerin Ka-
tarina Barley im September 2017 eine «Er-
klärung für mehr Teilhabe in der Einwan-
derungsgesellschaft» vor. (5) Das begleitende 
«Impulspapier der Migrant*innenorganisa-
tionen zur Teilhabe in der Einwanderungs-
gesellschaft» fordert die «Aufnahme eines 

neuen Staatsziels ins Grundgesetz als Art. 
20b». Diese Grundgesetzesänderung sol-
le dem besagten Artikel 20 doch bitte die 
folgende Passage hinzufügen: «Die Bun-
desrepublik Deutschland ist ein vielfältiges 
Einwanderungsland. Sie fördert die gleich-
berechtigte Teilhabe, Chancengerechtig-
keit und Integration aller Menschen.» (6) Die 
Unterzeichner des Impulspapiers erklären: 
«Dadurch wird in der Verfassung verankert, 
dass Deutschland ein vielfältiges Einwan-
derungsland ist und alle staatlichen Ebenen 
zur Umsetzung dieses Staatsziels verpflich-
tet sind.» Das bedeutet nichts anderes, als 
dass die Realisierung der Umgestaltung der 
deutschen Gesellschaft zu einer multiethni-
schen als Staatsräson im Grundgesetz fest-
geschrieben werden soll. Auch solle diese 
Maßnahme «einen Rückfall in frühere Zei-
ten» verhindern. (7) Gemeint sind vermutlich 
jene «früheren Zeiten», in denen die deut-

sche Nation ethnisch noch weitaus weniger 
«bunt» war. 

Und wo man eine Agenda fährt, die die 
Verdrängung einer ethnisch einigermaßen 
homogenen Gruppe zum Ziel hat, da weiß 
man natürlich auch um möglichen Wider-
stand. Daher verlautbaren die Urheber zu-
gleich: «Interkulturelle Öffnung bedeutet 
auch, Rassismus und Diskriminierungen 
nachdrücklich zu ächten und zu sanktio-
nieren, gerade vor dem Hintergrund, dass 
sich das gesellschaftliche Klima rapide ver-
schlechtert.» (8) 

«Nation neu definieren»
Schon im August 2015, als die sogenann-

te «Flüchtlingskrise» gerade anlief, stieß der 
damalige Bundespräsident Joachim Gauck in 
einem Interview mit der Tageszeitung Gene-
ral-Anzeiger Bonn in dieselbe Richtung vor. 

So werden im «besten Deutschland, das es jemals gegeben hat» (Bundespräsi-
dent Frank-Walter Steinmeier) die Prioritäten gesetzt. 

Nancy Faeser am 13. Februar 2024 auf «X»

Was ist «Verhöhnung» des Staates? Eine Definition davon gibt es nicht, es han-
delt sich auch nicht um einen juristischen Begriff. Und dennoch arbeiten Faeser 
und ihr Innenministerium genau nach diesem nebulösen Maßstab, der eigentlich 
keiner sein darf. Stichwort: Meinungsfreiheit. 
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Was an diesem Beispiel und sonst auch immer wieder zutage tritt, ist die feindlich gesinnte, teils gar has-
serfüllte Haltung gegenüber Deutschland als Nation mitsamt seinem ethnisch deutschen Volk, welche 
sich die Linken auf der Straße mit vielen Politikern teilen.  

Auf die Frage, ob Flüchtlinge und Zuwande-
rer auch eine Chance für Deutschland seien, 
sagte Gauck: «Ich sehe das so, ja. Und ich 
glaube, dass die Diskussion über die Chan-
cen der Zuwanderung an Fahrt gewinnen 
wird, wenn sich noch mehr Menschen als 
bisher von dem Bild einer Nation lösen, die 
sehr homogen ist, in der fast alle Menschen 
Deutsch als Muttersprache haben, überwie-
gend christlich sind und hellhäutig […] Ich 
meine, wir müssen Nation neu definieren: 
als eine Gemeinschaft der Verschiedenen, 
die allerdings eine gemeinsame Wertebasis 
zu akzeptieren hat.» (9) 

Dass man «Nation» als «eine Gemein-
schaft der Verschiedenen» definieren muss, 
widerspricht im Grunde genommen der 

fast neun Jahre später getroffenen Aussage 
von Nancy Faeser, die da sagte: «Wir lassen 
nicht zu, dass ethnisch definiert wird, wer zu 
Deutschland gehört und wer nicht.» (1) Faeser 
meinte wohl eigentlich, dass nicht die eth-
nisch Deutschen selbst, sondern stattdessen 
die politische Kaste definiert,  wie die «deut-
sche Nation» ethnisch zusammengesetzt ist. 
Demokratisch wirkt das auch nicht. Es sei 
denn, man versteht heute eben etwas ande-
res unter dem Wort «demokratisch». 

Feuern aus allen Rohren
Wie energisch eben jenes Ziel einer «Ge-

meinschaft der Verschiedenen» durch die 
politischen Entscheider verfolgt wird, lässt 

sich anhand der Häufigkeit und Intensität 
erkennen, mit der Kritiker dieser Agenda 
bekämpft werden. Die eingangs angespro-
chene versuchte Zerschlagung von Compact 
reiht sich in eine Fülle von Diffamierungs-
kampagnen, Gesetzesinitiativen, juristi-
schen Urteilen und öffentlichen Bekennt-
nissen ein. Nicht die leiseste Fehläußerung 
darf sich ein deutscher Bürger heute noch 
im öffentlichen Raum erlauben, wenn es um 
die «Heilige Kuh Migration» und die damit 
verbundene «rechte Gesinnung» geht.  

«Der Thüringer AfD-Vorsitzende Björn 
Höcke ist wegen des Verwendens einer 
verbotenen NS-Parole zu einer Geldstrafe 
verurteilt worden. Das Landgericht in Hal-
le an der Saale verhängte gegen Höcke eine 
Geldstrafe in Höhe von insgesamt 13'000 
Euro - 100 Tagessätze von je 130 Euro. […] 
Höcke hatte bei der Rede im Mai 2021 am 
Ende gesagt: ‹Alles für unsere Heimat, alles 
für Sachsen-Anhalt, alles für Deutschland›. 
Beim dritten Teil des Dreiklangs handelt 
es sich um eine verbotene Parole der pa-
ramilitärischen ‹Sturmabteilung› der NS-
DAP.» (10) Die Verurteilung erscheint etwas 
voreingenommen, da man bei zahlreichen 
anderen Gelegenheiten über diesen Satz 
hinwegsah, als wäre er völlig harmlos - was 
er eben auch ist. Der Spiegel bspw. druckte 
diesen Satz als Überschrift einer Kolum-
ne in seiner Ausgabe 37/2023 ab, änderte 
diese Überschrift online aber nach dem 
Höcke-Urteil. (11) Auch die CDU-Politikerin 
Dorothee Bär verwendete die drei Worte 
«Alles für Deutschland» auf «X». (12) Die Frau 
des Fußballspielers Mats Hummels, Cathy 
Hummels, tat es Bär gleich - natürlich auch, 
ohne angeklagt zu werden. (13) 

DDR 2.0? 
Der Tagesspiegel schrieb 2021: «Jahr-

zehnte lang prangte eine verbotene Parole 
der Nationalsozialisten am Haus der Frei-
willigen Feuerwehr in Jänschwalde. […] 
‹Alles für Deutschland› stand da und zwar 
seit 1935 - mit einer kurzen Unterbrechung. 
Mehr als 80 Jahre lang ist das keinem auf-
gestoßen. […] Erst in den 70ern oder Anfang 
der 80er-Jahre […] seien die DDR-Behörden 
auf den Spruch aufmerksam geworden […]: 
‹Jänschwalde gehörte damals zum Kreis Gu-
ben und die SED-Kreisleitung oder der Rat 
des Kreises ordnete die Entfernung des Slo-
gans an.› Allerdings wohl nicht, weil er eine 
SA-Parole war, vielmehr habe man sich an 
dem Wort ‹Deutschland› gestört: ‹Zu dieser 
Zeit sprach man ja nur noch von DDR und 
BRD.› […] Nach der Wende 1989 und in der 
Euphorie über die deutsche Einheit fanden 
die Jänschwalder ihren alten Spruch wie-

Ein durchgestrichenes Symbol der 
linksextremen und gewalttätigen 
«Antifa» gilt für die pro-israelische 
Lobby-Organisation «Anti Defa-
mation League» (Doppelausgabe 
58/59) als «Hass-Symbol», wie man 
auf ihrer Webseite erfährt. Es wer-
de von «White Supremacists» (grob 
übersetzt: weiße Vorherrschaft 
befürwortende Rassisten) gegen 
ihren politischen Gegner auf der 
Linken eingesetzt. Linke Demago-
gie gegen vermeintliche «Rechte» 
wird von der ADL wiederum grob 
vernachlässigt - ein Doppelstan-
dard, den man auch aus Deutsch-
land kennt. 
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der gut. Und ließen ihn an jener Stelle 
aufmalen, wo er früher in fetten Lettern aus 
Beton geprangt hatte. Und wieder gingen 30 
Jahre ins Land, ehe jemandem auffiel, dass 
hier eine Nazi-Parole an einem öffentlichen 
Gebäude stand.›» (14) 

Befinden sich die Deutschen also längst 
in einer «DDR 2.0», ohne es bemerkt zu ha-
ben? Allerdings ergeht es den Österreichern 
nicht viel besser: Da reicht es dann bei-
spielsweise schon aus, an Hitlers Geburtstag 
auf Facebook ein Foto seiner angeblichen 
Lieblingsspeise - Eiernockerl mit grünem 
Salat - hochzuladen. Das Urteil nach dem 
NS-Verbotsgesetz: «[E]ine auf Bewährung 
ausgesetzte Gefängnisstrafe von zehn Mo-
naten und eine Geldstrafe von 6300 Euro.» 

(15) Dem österreichischen Facebook-Nutzer 
half auch sein Status als staatsdienender 
Polizist nicht, einer Verurteilung zu entge-
hen. Hier hört der Spaß auf und fängt der 
(oft übereifrig-absurde) Aktivismus an. So 
berichtete puls24.at in diesem Zusammen-
hang: «Eiernockerl sind am 20. April beson-
ders verpönt. Die Wiener Kabarett-Bühne 
‹Kulisse› streicht die Speise heute deshalb 
von ihrer Speisekarte und nutzt den Tag, 
um ein Zeichen gegen Rechtsextremismus 
zu setzen: ‹Eiernockerl? Heute leider nicht!› 
, heißt es auf den Social-Media-Profilen des 
‹Kulturbeisls› in Wien-Hernals. Es folgen 
die Hashtags ‹neveragain›, ‹Antifaschismus› 
und ‹gegenrechtehetz›.» (16) 

Links hui, rechts pfui
Unabhängig von den zuvor genannten 

Beispielen lässt sich feststellen: Eine rech-
te politische Einstellung, die grundsätzlich 
einmal vollkommen legitim ist, wird heut-
zutage reflexartig mit Nationalsozialismus 
und Faschismus gleichgesetzt, ganz so, 
als heiße man automatisch alle Taten gut, 
die jemals von Rechten begangen wurden. 
Blickt man hingegen auf die andere Seite des 
politischen Spektrums, so verhält es sich 
gänzlich anders. Links oder gar linksex-
trem zu sein, gehört mittlerweile schon 
fast zum guten Ton; man gibt sich als Men-
schenfreund und moralischer Weltbürger 
zu erkennen. Die Grausamkeiten, die unter 

«Liebe Leute, macht euch locker, die ‹Um-
volkung› ist längst abgeschlossen. Der Zug 

ist abgefahren. Es gibt keine deutsche Nation von 
reinen Abstammungsdeutschen. Es hat sie nie ge-
geben.»

Die türkisch-stämmige Ferda Ataman (Bündnis 90/Die Grünen), 
früher Journalistin, heute Deutschlands Bundesbeauftragte für 

Antidiskriminierung, in ihrem Buch «Ich bin von hier. Hört auf zu 
fragen!» von 2019 

Quelle: sueddeutsche.de, Deutschland ist mehr als Dieter, Heinz und 
Manfred, 28.06.2019 

Ferda Ataman bewegt sich 
auf dünnem Eis, wenn sie den 

Begriff «Umvolkung» auf kaum ab-
wertende bis gar befürwortende Weise 
verwendet. Die von ihr nicht selten ge-
schwungene «Nazikeule» (siehe unterer 
Teil der Seite) könnte ihr nämlich selbst 
schnell um die eigenen Ohren fliegen. 

Rechtes Gedankengut 

bei den Grünen? 

Die Definition von «keulen» auf Google

«Liebe 3Sat-Zuschauer, 
bitte nicht vergessen: Nicht 
immer die Nazikeule raus-
holen, sondern vielleicht 
auch mal ein paar Nazis 

keulen.» 

Der Comedian Jan Böhmermann in 
seiner ZDF-Sendung, Februar 2024 

Quelle: youtube.com, «Nazis keu-
len»: Böhmermann ruft zur Tötung von 

FPÖ-Politikern auf, 17.02.2024 

Screenshot von Wikipedia

«Oft wird rassistische Hetze auch 
als Satire oder Humor getarnt 

oder im Nachhinein als Ausrede benutzt, 
es sei ja nur witzig gemeint gewesen.» 
Die Amadeu Antonio Stiftung in einer Broschüre aus dem Jahr 2016 

Quelle: Amadeu Antonio Stiftung, Hetze gegen Flüchtlinge in Sozialen 
Medien - Handlungsempfehlungen, 2016, S.5 

tagesspiegel.de, 23.04.2024

Meinungsfreiheit sollte für links wie 
für rechts gelten, und auch grenzwer-

tige Aussagen können in deren Rahmen liegen. Deutlich 
wird der Doppelstandard aber, wenn Aussagen, die von rech-
ter Seite auch unter dem Deckmantel «Satire» nicht zulässig 
wären, ungestraft bleiben, wenn sie von links kommen. 

Linke dürfen mehr 

alles nur Satire? 
Jan Böhmermann forderte zum «Nazis keulen» auf - 



79 Ausgabe 62, September 2024

dem sozialistisch-kommunistischen Ban-
ner millionenfach verübt wurden, scheinen 
dem keinen Abbruch zu tun. Zumindest 
braucht man sich nicht ansatzweise Sorgen 
zu machen, wenn man diese politische Ein-
stellung öffentlich kundtut. Selbst linksext-
remistische Parolen, die sich aufgrund ihrer 
unverkennbaren - und wohl beabsichtigten 
- Zweideutigkeit mindestens an der Grenze 
zur Volksverhetzung bewegen, können ohne 
Konsequenzen präsentiert werden: So de-
monstrierte die Antifa-Jugend in Aachen im 
Januar 2024 mit einem Banner mit der Auf-
schrift «AfDler töten. Nazis abschieben!». 
Die Aachener Staatsanwaltschaft stellte 

ihre Ermittlungen ein, weil der Punkt hin-
ter dem betreffenden Satz (im Kontrast zum 
Ausrufenzeichen) klarmachen würde, dass 
es sich nicht um eine Aufforderung handele, 
sondern um einen Vorwurf, dass die Politik 
der AfD Menschen töte. Dass die AfD keine 
Regierungsverantwortung besitzt, schien 
keine Rolle zu spielen. (17) 

Doch selbst wenn eine Parole rein the-
oretisch als strafbarer Aufruf zu werten 
wäre, muss man als Linker meist nichts be-
fürchten: Dass im Rahmen von links-grü-
nen Demonstrationen schon unzählige 
Male offen ein aggressiver Systemwechsel 
hin zum Kommunismus eingefordert wur-

de, ist so indiskutabel, dass es eigentlich 
keinerlei Belege bräuchte. Der Sorgfalt hal-
ber sei dennoch ein Beispiel von einer Anti-
fa-Gegendemo in Konstanz vom April 2019 
angeführt. Dort hieß es auf einem Banner: 
«Unsere Alternative zu Deutschland: Kom-
munismus» und «AfD angreifen». (18) Linke 
kommen also sowohl mit einem offenen 
Bekenntnis zum Vorhaben, die «freiheit-
liche demokratische Grundordnung» der 
Bundesrepublik Deutschland zugunsten 
einer erwiesenermaßen für Dutzende Mil-
lionen Todesopfer verantwortlichen poli-
tischen Ideologie abzuschaffen, ungestraft 
davon, als auch mit einer Parole, die man als 
Aufruf zur Gewalt gegen eine demokratisch 
gewählte politische Partei, ihre Politiker, 
Mitglieder und Sympathisanten verstehen 
kann. Außerdem ist alleine bei den üblichen 
jährlichen Ausschreitungen von Linksextre-
men am 1. Mai in Berlin mehr reale Gewalt 
festzustellen als bei allen bisherigen AfD- 
oder Pegida-Demonstrationen. (19) «Wir wol-
len dieses Regime stürzen», war wiederum 
eine Aussage des Compact-Chefredakteurs 
Jürgen Elsässer und eine absolute Schlüs-
selstelle der Verbotsverfügung gegen Com-
pact. (20) Elsässer verstand die Aussage laut 
eigenen Angaben im demokratischen Sinne, 
also als Forderung eines Regierungswech-

Screenshot von der offiziellen Webseite des Deutschen Bundestags nach dem 
gescheiterten AfD-Antrag «Demokratie erhalten - Bundesweites Verbot der 
‹Antifa› prüfen» am 19. Juni 2020

Können die Amadeu An-
tonio Stiftung und ähnlich 
gepolte Linke den Balken 
im eigenen Auge nicht er-
kennen? 

«Meist wird emotionaler Hass als rationale Argumentation 
verpackt.»

Die Amadeu Antonio Stiftung in einer Broschüre aus dem Jahr 2016 in Bezug auf «Rechte» 
Quelle: Amadeu Antonio Stiftung, Hetze gegen Flüchtlinge in  

Sozialen Medien - Handlungsempfehlungen, 2016, S.5 

Screenshot von Wikipedia 

Laut eigener Webseite stimmte der Bundestag mit einer «breiten Mehrheit» gegen einen Anti-Extremismus-Antrag der 
AfD, der im Wesentlichen nur verlangte, dass auf allen politischen Seiten dieselben Standards angelegt werden.  

Nachdem in Illerkirchberg nahe Ulm 2022 ein 14-jähriges Mädchen von einem 27-jährigen Eritreer 
aus einer benachbarten Asylbewerberunterkunft erstochen worden war, schrieb der ARD-Journa-
list George Restle dies auf «X». So kürte er den sicherlich wenig durchdachten Messermord von 
einem Migranten zu einem etwas besseren Mord im Vergleich zu dem «aus Rassismus». Wenige 
Tage nach dem brutalen Mord an einem unschuldigen Mädchen macht dieser pietätlose Versuch 
politischer Instrumentalisierung einfach nur sprachlos. 
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«Meinungsfreiheit» sei ein rechts-
populistischer Kampfbegriff und 
würde sich deshalb gut als «Un-
wort des Jahres» anbieten, heißt 
es im Kommentar des MDR-Au-
tors René Martens. Dass in den 
Zwangsgebühren-finanzierten Öf-
fentlich-Rechtlichen auf eine voll-
ständige Abbildung des Meinungs-
spektrums verzichtet wird, zeigt 
sich immer deutlicher. 

sels. Bei ihm scheint die Regierung 
aber nicht bereit, wie bei Antifa-Organisa-
tionen «Anwalt des Teufels» zu spielen. 

Sylt und Potsdam
Wie es in Deutschland knallt, wenn 

in dieser aufgeladenen Atmosphäre ein 
«rechtsextremistischer» Funken das Gas-
gemisch zum Explodieren bringt, hat uns 
der «Sylt-Skandal» eindrücklich gezeigt. 
Was war geschehen? Es hatten sich tat-
sächlich einige Gäste einer Feier auf der 
beliebten Urlaubsinsel dazu hinreißen las-
sen, zu dem Partylied «L'amour toujours» 
von Gigi D'Agostino «Deutschland den 
Deutschen, Ausländer raus» zu skandieren. 
Ein mehr schlechter als - im wahrsten Sin-
ne des Wortes - rechter «Hitlergruß» von 
einem der Feiernden machte den Skandal 
perfekt. (21) 

Schlimmer geht es kaum im antifa-
schistischen Deutschland, und daher be-
herrschte dieses Thema auch mehrere 
Wochen die Schlagzeilen - inklusive Son-
dersendungen, Meinungsschlachten auf 
Twitter, Stellungnahmen der höchsten 
deutschen Politiker und einem internati-
onalen medialen Echo. Auf die «Übeltäter» 
prasselte ein «Shitstorm» herein, während 
man versuchte, ihr Berufs- und Privatle-
ben nachhaltig zu (zer)stören. Manch ei-
ner vermutete eine bedrückte Stimmung 

in der Stern-Redaktion, als das Blatt kürz-
lich titelte: «Nach rassistischem Gesang 
auf Sylt: Studentin behält Uniplatz.» (22) 
Auch Bundeskanzler Olaf Scholz meldete 
sich zu Wort: «Solche Parolen sind eklig. 
Sie sind nicht akzeptabel. Und darüber 
darf es kein Vertun geben. Und deshalb ist 
es auch richtig, dass all unsere Aktivitäten 
darauf gerichtet sind, genau zu verhin-
dern, dass das eine Sache ist, die sich ver-
breitet.» (23) Die Grünen-Politikerin Ricar-
da Lang konnte die Geschehnisse «kaum 
ertragen». (24) 

Wieder mal ruft die DDR 
Die Amadeu Antonio Stiftung wiederum, 

die laut eigener Aussage «ermutigt, berät und 
Initiativen gegen Rechtsextremismus, Ras-
sismus und Antisemitismus fördert» (25), ließ 
auf «X» verlautbaren: «Jetzt wo wir alle die-
ses unsägliche #Sylt-Video unzählige Male in 
der Timeline hatten: Dieser widerliche Ras-
sismus lässt sich auch verurteilen, ohne das 
Video weiter zu verbreiten. Dieser ekelhafte 
Ohrwurm braucht nicht noch mehr Reich-
weite, als er ohnehin schon hat.» (26) Von der 

Im deutschsprachigen Raum ist der 
österreichische Onlinesender «AUF1» 
konkurrenzlos, was Aufmachung und 
Anzahl der täglichen Video-Beiträge 
betrifft. Wer Lust hat auf qualitative, 
unabhängige Berichterstattung zu 
den Themen, die der Mainstream ver-
schweigt, ist auf der Webseite «auf1.
tv» und dem Telegramkanal «t.me/
auf1tv» genau richtig. 

Quelle: Telegram/Horizont (YT: _horizont_ ) 

Da sitzt jemand in 
einem sehr zerbrech-

lichen Glashaus: 
Innenministerin Nancy 

Faeser bezeichnete 
das Compact-Magazin 
als «rechtsextremis-

tisch» und verbot 
es. Sie selbst hatte 

einen Gastartikel für 
ein Blatt eines laut 
dem bayerischen 

Verfassungsschutz 
«linksextremistischen» 

Vereins verfasst. Als 
es zur Frage kam, 

ob der bundesweite 
Verfassungsschutz 

die Einschätzung der 
bayerischen Kollegen 
teilt, wurde einfach 

abgeblockt.



81 Ausgabe 62, September 2024

on «gegen Deutschland» als Ganzes - so, als 
würde die Identität Gesamt-Deutschlands 
durch diese Menschen charakterisiert wer-
den bzw. das Land ohne sie wirtschaftlich 
zugrunde gehen (das Gegenteil dürfte wahr-
scheinlicher sein, siehe S.50 ff.). 

In dem Correctiv-Artikel und der nach-
folgenden Debatte darum wurde gelogen, 
dass sich die Balken biegen: Der Staats-
rechtler Ulrich Vosgerau, der an dem Tref-
fen teilgenommen hatte, klagte erfolgreich 
gegen eine Falschbehauptung über ihn im 
besagten Correctiv-Artikel. Anschließend 
behauptete der Gründer und Geschäftsfüh-
rer von Correctiv, David Schraven, in einem 
FAZ-Artikel fälschlicherweise, das Landge-

richt Hamburg hätte den «Kern unseres Ar-
tikels bestätigt», nämlich, «dass bei diesem 
Geheimtreffen über einen Masterplan ge-
sprochen wurde, mit dem ‹Remigration› be-
trieben werden sollte». (30) Die Berliner Zei-
tung ergänzte: «Correctiv behauptete indes 
auch in einer Pressemitteilung, das Gericht 
habe die Inhalte des Potsdam-Artikels ‹be-
stätigt›. Die gleiche Formulierung fand sich 
seinerzeit in einem Sondernewsletter mit 
Spendenaufruf - verbunden mit dem Hin-
weis, das sei ‹besonders wichtig›.» Doch das 
Gericht untersagte Schraven anschließend 
diese Aussage mit dem Kommentar «Die so 
verstandene Tatsachenbehauptung ist un-
wahr.» (30) (fp/tk) 

Wenn die (sicher-
lich in vielen Punkten auch fragwürdige) 
AfD bei jungen Menschen hohe Ergebnisse er-
zielt, dann kann dies laut dem üblichen Tenor 
der Mainstream-Medien natürlich nichts da-

Amadeu Antonio Stiftung stammt auch eine 
Broschüre mit dem Titel «Ene, mene, muh - 
und raus bist du!», die über «Demokratiebil-
dung in Kitas» und die Auseinandersetzung 
mit Rechtsextremismus «informiert». (27) Die 
Publikation führt ein Fallbeispiel zur Veran-
schaulichung des Umgangs mit «Rechtsex
tremismus» in Kindergärten an, in welchem 
impliziert wird, dass Kleider und Zöpfe bei 
dem im Beispiel beschriebenen Mädchen 
eines der hervorzuhebenden Erkennungs-
merkmale eines «rechtsextremen völkischen 
Elternhaus[es]» seien. 

Es passt ins Bild, dass die Gründerin und 
langjährige Vorsitzende der Amadeu Antonio 
Stiftung die jüdischstämmige Anetta Kahane 
war: Denn als Tochter des kommunistischen 
Journalisten Max Kahane arbeitete sie acht 
Jahre lang als Inoffizielle Mitarbeiterin (IM) 
für die DDR-Staatssicherheit (Stasi). (28) Nach 
Bekanntwerden dieser Tatsache im Jahr 
2002 konnte sie jedoch noch 20 Jahre lang 
ungehindert ihre Stiftung leiten und dabei 
deutschlandweit gegen politische Gegner 
aus dem «rechten Spektrum» auf eine Art 
und Weise vorgehen, die in der Tat an die 
Methoden ihres früheren Arbeitgebers, der 
Stasi, erinnert.

Potsdamer Konferenz 
Nicht zu vergessen ist darüber hinaus 

die von Staat und Medien zum «Geheim-
treffen» hochstilisierte Zusammenkunft von 
AfD-Politikern und anderen Persönlichkei-
ten aus der rechten Szene zum Zwecke eines 
persönlichen Austausches über politische 
Angelegenheiten, zu denen naheliegender-
weise auch das Thema Migration gehörte. 
Das «Faktenchecker»-Portal Correctiv, das 
auch finanzielle Zuwendungen von staatli-
chen Stellen und George Soros (siehe S.21 f.) 
erhält, redete gar von einem «Geheimplan 
gegen Deutschland», der «nichts Geringe-
res als die Vertreibung von Millionen von 
Menschen aus Deutschland» zum Ziel haben 
würde. (29) Interessant sind hier die sprach-
lichen Feinheiten: Wenn man - ungeachtet 
dessen, ob dies inhaltlich dem «Plan von 
Potsdam» entspricht oder nicht - eine signi-
fikante Zahl an Migranten aus Deutschland 
ausweisen würde, dann wäre das eine Akti-
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Propaganda betreiben 
nur die anderen…

Das hatten sich Grüne & Co. anders vorgestellt: 
AfD legt bei Jungwählern deutlich zu 

mit zu tun haben, dass viele Schüler, Auszubildende und Studenten sich jeden 
Tag mit einer bedrohlicheren und weniger wünschenswerten Lebensrealität 
auseinandersetzen müssen, sondern damit, dass die AfD die sozialen Medien 
einfach besser versteht und junge Leute deshalb erfolgreich(er) manipuliert. 
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E
nde Juli 2024 suchte Axel Mugan-
wa Rudakubana, ein 17-jähriger 
Schwarzer, dessen Eltern aus 
Ruanda nach England einge-
wandert waren, einen Tanzkurs 

für Kinder auf und begann, auf die dort 
Anwesenden einzustechen. Sowohl Kinder 
als auch Erwachsene, die sich schützend 
vor sie stellten, zählten zu den Opfern. Es 
gelang dem Jugendlichen dem offiziellen 
Narrativ zufolge, drei kleine Mädchen zu 
töten und acht weitere Kinder sowie zwei 
Erwachsene teils schwer zu verletzen. Eif-
rig, doch vergeblich, suchte man nach dem 
Motiv des Mörders. Einige Briten witterten 
einen islamistischen Hintergrund, der sich 
jedoch nicht bestätigte. Rudakubana galt bis 
zu seiner abscheulichen Attacke als ruhig 
und war Teil einer Theatergruppe. (1) Außer-
dem war er Jahre zuvor in einem Werbevi-
deo für die wohltätige Organisation «Chil-
dren in Need» als schwarzer «Doctor Who» 
zu sehen. (2) Sieben Jahre später sollte er 
kaltblütig auf Kinder einstechen, die noch 
jünger waren als er damals. 

Dieses Verbrechen ist kein Einzelfall, 
sondern reiht sich in eine lange Liste scho-
ckierender Taten ein. Migrantengewalt in 
Großbritannien steht der in Deutschland 
(siehe S.62 ff.) in nichts nach und gehört 
daher zum traurigen Alltag. Bei besonders 
schockierenden Fällen wie dem eben be-
schriebenen entlädt sich der ganze Ärger. 
Dann scheint zumindest für kurze Zeit 
das Maß der Toleranz erschöpft und eine 

«Genug ist genug»-Stimmung kommt auf. 
Ein willkommener Anlass für die Medien, 
die Aufmerksamkeit weg vom eigentli-
chen Verbrechen hin zu den Demonstran-
ten zu verlagern. International relevant 
wurde es für die Presse nämlich erst, als 
wütende Bürger, die einen islamistischen 
Hintergrund des Täters witterten, sich 
vor Moscheen versammelten. Obwohl der 
schwarze Täter zum Zeitpunkt seines un-
menschlichen Verbrechens minderjährig 
war, sah man sich gezwungen, seine Iden-
tität preiszugeben, um die Ausbreitung 
von «Fake News» zu verhindern und die 
Demonstranten der Verbreitung von Des-
information zu überführen. Doch zu die-
sem Zeitpunkt war es längst zu spät. Die 
Stimmung war bereits übergekocht. Es 
entstanden Bilder, die für Politik und Me-
dien wie gerufen kamen: Weiße, britische 
Bürger, die lautstark brüllend marschier-
ten und wüteten, verdrängten nicht nur 
den eigentlichen Auslöser der Proteste, 
sondern auch die Tatsache, dass migran-
tische Islamisten teils mit Stöcken und 
Schwertern auf Demonstranten losgingen 
und diese brutal zusammenschlugen. (3) 

Kampf gegen rechts
Schon nach wenigen Tagen war in den 

Köpfen der durchschnittlichen Medien-
konsumenten das Bild verankert, weiße 
Rassisten hetzten aus einer bloßen teufli-
schen Laune heraus aggressiv gegen Aus-

länder. Die Medien waren voll von empör-
ten Berichten über die «rechtsextremen 
Ausschreitungen» von «Ultranationalis-
ten». (4) Die britische Polizei gab sich der-
weil allergrößte Mühe, sämtliche Bürger, 
die es mit ihren Unmutsäußerungen juris-
tisch «zu weit» trieben, mit aller Härte zu 
bestrafen - nicht nur auf der Straße, son-
dern auch und vor allem im Internet. Der 
Guardian titelte: «Britische Polizei über-
wacht TikTok auf Beweise für Straftaten bei 
rechtsextremen Ausschreitungen». (5) Die 
britische Regierung veröffentlichte auf «X» 
ein Video mit dem Orwell'schen Kommen-
tar «Denk nach, bevor du postest». In dem 
Video selbst wurden die Bürger gewarnt: 
«Du kannst strafrechtlich verfolgt werden, 
wenn du Online-Material veröffentlichst, 
welches zu Gewalt oder Hass anstachelt. 
Du kannst auch strafrechtlich verfolgt 
werden, wenn du diese Inhalte teilst. Deine 
Online-Handlungen können Konsequen-
zen haben.» (6) Bei all der Strafverfolgung 
fielen die Urteile manchmal gar härter aus 
als jene für handfeste Gewaltverbrecher. 
So wurde beispielsweise David Spring, ein 
61-jähriger Rentner, der sich an einer De-
monstration beteiligte, dabei die Polizei 
beleidigte und «Wer zur Hölle ist Allah?» 
rief, zu eineinhalb Jahren Gefängnis ver-
urteilt. (7) Zum Vergleich: Es kommt immer 
wieder zu Fällen, bei denen Gewalttäter zu 
unverhältnismäßig kurzer Gefängnis- oder 
bloßer Bewährungsstrafe verurteilt wer-
den (8), was nicht nur ein englisches oder 

Proteste in Großbritannien: So wird mit zweierlei Maß gemessen 

So ging Keir Starmer, der aktuelle Premierminister Großbritanniens, 2020 für «Black Lives Matter» auf die Knie. 
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deutsches, sondern gesamt-westliches 
Phänomen zu sein scheint. (9) Offenbar gilt 
«rassistischen Verbrechern» im westlichen 
Justizsystem ein besonderes Augenmerk. 

Auch Stephen Parkinson, der General-
staatsanwalt von Großbritannien, meldete 
sich hinsichtlich der zunehmend ausu-
fernden Proteste zu Wort und verkündete, 
offensichtlich in Richtung der ethnisch bri-
tischen Demonstranten: «Der Straftatbe-
stand der Aufstachelung zum Rassenhass 
beinhaltet die Veröffentlichung oder Ver-
breitung von beleidigendem oder verlet-
zendem Material, das Rassenhass auslösen 
soll oder kann. Wenn Sie das also retwee-
ten, publizieren Sie es erneut und begehen 
damit möglicherweise diese Straftat. Wir 
haben engagierte Polizeibeamte, die die 
sozialen Medien durchforsten. Ihre Aufga-
be ist es, nach solchem Material zu suchen 
und die Verantwortlichen dann zu iden-
tifizieren, zu verhaften und so weiter.» (10) 

Während die britische Polizei fleißig die so-
zialen Medien nach den kleinsten sprachli-
chen Entgleisungen durchforstete, wartete 
sie auf der Straße mit Einsatzwagen auf, 
die mit speziellen Kameras zur Gesichts-
erkennung ausgestattet waren. Etwas, das 
man als Westeuropäer sonst nur aus China 
kennt. (11) 

«Hier, um euch  
zu beschützen»

Verfolgte man lediglich die mediale Be-
richterstattung, so hatte man den Eindruck, 
dass die Opfer-Täter-Verteilung klar war: 
die weißen Briten in der Rolle der gewalt-
tätigen rechtsextremen Schläger und die 
Menschen mit Migrationshintergrund als 
harmlose Opfer der verbalen und tätlichen 
Angriffe «von rechts». Doch so einfach war 
es ganz und gar nicht: Immer wieder tauch-
ten Videos im Netz auf, die offenbar mus-
limische Mobs zeigten, wie sie wahlweise 
weiße Briten jagten und in eine Baustel-
len-Grube prügelten (12), Autos die Scheiben 
einschlugen (13) oder deren Reifen zersta-
chen. (14) Ungeachtet der zahlreich auf Video 
dokumentierten Gewaltexzesse schien ein 
regelrechter Schulterschluss zwischen den 
migrantischen Mobs und den britischen 
Polizisten im Kampf gegen die «rechten» 
Demonstranten zu bestehen. 

Dass letztere Gleiches taten, soll nicht 
unterschlagen oder negiert werden; viel-
mehr geht es um die erneut zutage tretende 
Doppelmoral: Ein Polizist wurde beispiels-
weise dabei gefilmt, wie er sich im Namen 
der gesamten Polizei bei einer Gruppe mus-
limischer Demonstranten anbiederte: «Ich 
möchte nur, dass ihr versteht, dass wir nicht 
gegen euch sind. Wir sind hier, um euch zu 
beschützen.» (15) Ein anderes Video zeigt ei-
nen Polizisten - offenbar selber mit Migra-
tionshintergrund - wie er Muslime darum 
bittet, ihre «Waffen in der Moschee zu las-
sen, um Interaktionen mit der Polizei und 
mögliche Verhaftungen zu vermeiden». (16) 

Wohl um dem Entstehen politisch un-
erwünschter Bilder von brutalen migran-
tischen Straßenschlägern entgegenzuwir-
ken, wandte sich gar der Polizeipräsident 
der Grafschaft West Midlands mit einer Vi-
deobotschaft an die muslimische Gemein-

schaft: «Salam Alaikum. […] Falls es Vor-
kommnisse gibt, wo z.B. die extreme Rechte 
auftaucht und protestieren möchte, beach-
ten Sie bitte, dass ausschließlich die Poli-
zei sich der Sache annimmt. […] Ich muss 
meinen großen Dank ausrichten an die Ge-
meindeältesten und Moschee-Vertreter, die 
eine Schlüsselrolle spielten, mir Unterstüt-
zung, Informationen und, am wichtigsten, 
Anleitung gaben in Bezug darauf, welche 
Auswirkung die Proteste auf die Gemein-
den hatten. Ich stehe Ihnen beiseite und ich 
bitte Sie, es der Polizei zu überlassen, sich 
um diese Angelegenheiten zu kümmern. […] 
Shukran [arabisch für: Danke].» (17) 

Doppelmoral 
Offenbar war diese Botschaft haupt-

sächlich darauf ausgerichtet, die aggres-
siven islamischen Mobs davon abzuhalten, 
mit (Waffen-)Gewalt gegen die «rechten» 
Demonstranten vorzugehen. Wenn die Po-
lizei sich schon dazu gezwungen sieht, ein 
solches Signal zu geben, dann scheint diese 
Befürchtung nicht aus der Luft gegriffen. 
Doch statt sich darauf zu fokussieren, die 
entsprechenden Täter festzunehmen, die 
sich mit Fäusten oder Macheten dazu be-
rufen fühlen, die migrationskritischen De-
monstranten in die Schranken zu weisen, 
belässt man es dabei, sie mit freundlichen 
Worten zu beschwichtigen. 

Diese Doppelmoral fiel natürlich auch 
Beobachtern auf, und so taufte Elon Musk 
den britischen Premierminister Keir Starmer 
kurzerhand «Two-tier Keir» (in etwa: Zwei-
Klassen-Keir). (18) Keir Starmer, der seit Juli 
2024 das Amt des Premierministers Groß
britanniens innehat, verurteilte die Proteste 
verständnislos: Er wolle «Härte gegen rechts-
extreme Randalierer zeigen» (19) und kündigte 
dafür ein «stehendes Heer von Beamten» an. 
(20) «Ich garantiere Ihnen, dass Sie es bereuen 
werden, wenn Sie sich an dieser Unordnung 
beteiligen, sei es direkt oder dadurch, dass 
Sie diese Aktion online anheizen», fauch-
te er in Richtung seiner ethnisch britischen 
Landsleute. (21) Im Jahr 2020 hingegen kniete 
Starmer unterwürfig und in Solidarität mit 
den weltweit extrem gewaltsamen, offen um-
stürzlerischen und pro-kommunistischen 
«Black Lives Matter»-Aufständen (Ausgabe 
36) nieder. (22) (fp/tk)
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Britische Demonstranten schaukeln auf einem 
TikTok-Video einen mit einer Gesichtserken-
nungs-Kamera ausgestatteten Polizeiwagen so 
stark hin und her, dass sich der lange Teles-
kop-Arm stark verbiegt und der Wagen schließ
lich davon fährt. Die britische Polizei ließ kaum 
etwas unversucht, um die Demonstranten per-
sönlich zu identifizieren und sie für ihre «Misse-
taten» strafrechtlich zu verfolgen.
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Z
um Ende dieser Ausgabe, die einen 
umfangreichen Überblick über die 
nachweislich geplante Massen-
migration gibt, ihre Hintergrün-
de beleuchtet und Drahtzieher 

benennt, soll das Thema in einen größeren 
Kontext eingeordnet und eine breitere Per-
spektive eröffnet werden. Die Destabilisie-
rung durch Kriege, gefolgt von Einladungssi-
gnalen westlicher Politiker und der Öffnung 
von Migrationsrouten, das abgekartete Spiel 
zwischen NGOs und Schleppern, das Chaos 
im Inland durch die «Migrationswaffe», all 
dies könnten nur Bestandteile dessen sein, 
was Drahtzieher wie Nicolas Sarkozy und 
der inzwischen verstorbene Peter Sutherland 
bereits anklingen ließen (siehe S.6). Während 
man nämlich betäubt wird mit dem Verspre-
chen, es gäbe keine Rassenpolitik mehr, Ras-
sen würden vielmehr nicht einmal existieren, 
sind Bekenntnisse zur «Rassenvermischung» 
bereits Beweis genug, dass höchstrangige 
Entscheidungsträger weiterhin in genau die-
sen Kategorien denken. Und obwohl uns das 
laufend suggeriert wird, ist auch handfes-
ter Rassismus bei den Vertretern des «mo-
dernen» Zeitgeistes à la Sarkozy nicht ver-
schwunden. 

Auf der offiziellen Webseite der deutschen 
Bundesregierung können wir nachlesen, für 
sie habe «die Bekämpfung von Rassismus 
und jeder anderen Form gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit höchste Priorität». (1) 

Da überraschte es doch, als die Bundestags-
vizepräsidentin Katrin-Göring Eckhardt sich 
im Juni dieses Jahres auf «X» darüber freu-
te, dass die deutsche Nationalmannschaft 
nicht nur aus «weißen deutschen Spielern» 
bestand (siehe S.17). Damit grenzte sie eine 
Gruppe ethnisch ein und rückte sie in ein 
negatives Bild. Die Bundesregierung, zu der 
Katrin-Göring Eckhardt gehört, hat so et-
was jedoch eindeutig als «gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit» gebrandmarkt. 

Soziales Konstrukt? 
Als Katrin-Göring Eckhardts Grü-

nen-Partei 2020 den Begriff «Rasse» aus dem 
Grundgesetz streichen wollte, schrieben Ro-
bert Habeck und Aminata Touré, damals Vi-
zepräsidentin des schleswig-holsteinischen 
Landtags, das Wort manifestiere «eine Unter-
teilung von Menschen in Kategorien, die dem 
Anspruch und Geist unseres Grundgesetzes, 
‹Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich›, 
widersprechen». (2) Warum nahm Katrin-Gö-
ring Eckhardt dann aber bei dem EM-Spiel 

Massenmigration als Teil einer anti-weißen Agenda? 

eine solche Unterteilung vor, die dem linken 
Glaubenssatz, Rassen und Völker seien «so-
ziale Konstrukte» ohne reale Grundlage, fun-
damental widerspricht? 

Auch ihre Parteikollegin Sarah-Lee Hein-
rich, die 2019 von einer «eklig weißen Mehr-
heitsgesellschaft» sprach (siehe S.74), steht im 
totalen Widerspruch zu Dr. Felix Klein, Beauf-
tragter der Bundesregierung für jüdisches Le-
ben in Deutschland und den Kampf gegen An-
tisemitismus, der 2020 schrieb: «Den Vorstoß 
der Grünen, den Begriff der Rasse aus dem 
Grundgesetz zu streichen, begrüße ich sehr. 
‹Rasse› ist ein soziales Konstrukt, das gera-
dezu darauf ausgelegt ist, Menschen abzu-
werten und zu diskriminieren.» (3) Wenn weiße 
Menschen aber aufgrund ihrer Rasse von 
Grünen-Politikern wie Sarah-Lee Heinrich 
und Katrin-Göring Eckhardt abgewertet und 
diskriminiert werden, dann ist der Rassismus 
nicht verschwunden, sondern nur anders ver-
packt worden. Auch von einem Ende der Kate-
gorie «Rasse» ist keine Spur, sonst könnte es ja 
gar keine «eklig weiße Mehrheitsgesellschaft» 
oder «weiße deutsche Spieler» geben. 

Wie können Kevin Kühnert (siehe S.12), 
Sebastian Striegel (siehe S.11), Ferda Ataman 
(siehe S.78) oder Axel Steier (siehe S.63) über-
haupt von «Volkstod» oder «Umvolkung» 
sprechen, wenn ein politisch sehr ähnlich 
eingestellter Robert Habeck 2018 sagte «Es 
gibt kein Volk, und es gibt deswegen auch kei-
nen Verrat am Volk» (siehe S.51)? Wie will man 
ein Volk, welches gar nicht existiert, töten 
oder einer «Umvolkung» aussetzen? Fragen 
über Fragen.  

Von der eigentlich gepredigten Farben-
blindheit konnte auch keine Rede sein, als 
eine studentisch betriebene Stelle gegen 
rassistische Diskriminierung an der Berliner 
Humboldt-Universität in ihrer Stellenaus-
schreibung verlautbarte: «Wir bitten daher 
weiße Menschen, von einer Bewerbung für 
diese Beratungsstelle abzusehen.» (4) 

Der entrechtete Weiße?   
Auf internationaler Ebene lassen sich zig 

weitere Beispiele für den modernen, poli-
tisch korrekten Rassismus, der allerdings 
nicht mehr so genannt werden darf, feststel-
len. «Wir verurteilen nachdrücklich […] Akte 
und Bekundungen von Rassismus, Rassen-
diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und 
damit zusammenhängender Intoleranz […]», 
liest man in der New Yorker Erklärung von 
2016, die die Grundlage des UN-Migrations-
pakts darstellt. (5) Seitdem haben unzählige 
Phänomene im Westen Einzug gehalten, die 
diesem Dokument widersprechen: Die «Kri-
tische Weißseinsforschung» und die «Kriti-
sche Rassentheorie», welche trotz allerlei 
postmoderner Ablenkungsmanöver (Aus-
gabe 55) weißen Menschen inhärent nega-
tive Eigenschaften zuschreiben und genau 
deshalb gegen die New Yorker Erklärung 
verstoßen, haben an zahlreichen westlichen 
Fakultäten Fuß gefasst. (6,7) Unter dem Deck-
mantel der Wissenschaft wirft die «Kritische 
Rassentheorie» - in Europa wie den USA - 
weißen Menschen tiefgreifende moralische 
und charakterliche Mängel vor, z.B. einen 

Foto: Envato Elements
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«Unconscious Bias» (Unbewusste Voreinge-
nommenheit) gegenüber Menschen anderer 
Hautfarben und Religionen. 

Aus der korrekten, allerdings meist 
gemiedenen deutschen Übersetzung der 
«Critical Race Theory» - also «Kritische 
Rassentheorie» - geht erneut hervor, dass 
das Thema «Rasse» nicht verschwunden 
ist, sondern den Schülern, Studenten und 
Lehrkräften sogar bewusst werden und im 
Gedächtnis bleiben soll. Müsste man im 
«modernen» Zeitgeist nicht vielmehr an-
nehmen, eine akademische Laufbahn, wäh-
rend der man nie mit dem Begriff «Rasse» 
konfrontiert wird, würde wirklich unvorein-
genommene und vorurteilsfreie Menschen 
produzieren? 

Welt ohne Unterschiede? 
Es handelt sich also um eine Abwertung 

von einer bestimmten Gruppe aufgrund ih-
rer Hautfarbe - ergo: Rassismus - so sehr 
auch von Vertretern dieses akademischen 
Zweigs versucht wird, um diese Tatsache 
herumzureden. Liest man sich tiefer in 
diese immer populärer werdenden Gedan-
kengebäude hinein, stellt man folgendes 
fest: Da Weiße laut «Kritischer Rassentheo-
rie» per se nicht Opfer von Unterdrückung 
oder Rassismus sein können, wird ihnen der 
Opferstatus abgesprochen, was in letzter 
Konsequenz eine Entrechtung von Weißen 
bedeutet. Wenn z.B. der Tagesspiegel «Es 
gibt keinen Rassismus gegen Weiße» titelt 
(8), dann grenzt er eine gesamte Ethnie von 
dem Recht aus, das er anderen Ethnien zu-
gesteht, nämlich Diskriminierung und Ras-
sismus gegen einen selbst anzuprangern. 
Man stelle sich vor, ein Gesetzbuch würde 
in Paragraphen zu spezifischen Verbrechen 
eine bestimmte Volksgruppe als Geschä-

digte einfach ausklammern. Etwas, das im 
Apartheid-Südafrika geschah - einem Staat, 
der im heutigen Zeitgeist als eines der bös-
artigsten Regime des 20. Jahrhunderts gilt. 
Auf diesem Weg befindet man sich aller-
dings, wenn man die «Kritische Rassenthe-
orie» zu Ende denkt (Ausgabe 55). Eine Welt 
ohne rassische Unterschiede stellt man sich 
wohl anders vor. 

«Rasse und Ethnie sind soziopolitische 
Konstrukte. Menschen haben keine biolo-
gischen Rassen, zumindest nicht auf der 
Grundlage moderner biologischer Kriterien 
für die Identifizierung von geografischen 
Rassen oder Unterarten», schreibt das bri-
tische Wissenschaftsjournal Nature in sei-
nen Leitlinien. (9) Es bedurfte wohl einiger 
geistiger Verrenkungen, als Nature 2024 
titelte: «Wie die weiße Vorherrschaft zu ei-
nem globalen Gesundheitsproblem wurde» 
und in dem Artikel von «weißen Menschen» 
sprach, die es laut den eigenen Kriterien als 
gesonderte Kategorie nicht gibt. (10) 

Diskriminierung weltweit 
Ein Gericht in Südafrika - einem Land, 

das den Migrationspakt unterschrieb - 
stellte 2022 fest, dass der eindeutig geno-
zidal klingende Gesang «Tötet den Buren 
[weiße Bevölkerung Südafrikas]» unter die 
Meinungsfreiheit falle und zulässig sei. (11) 
2024 macht Deutschland vereinzelte «Aus-
länder-Raus»-Gesänge von betrunkenen 
Weißen auf Sylt zur Staatsaffäre (siehe S.80). 

Der Schweizer Tages-Anzeiger titelte 
2022 feierlich in Bezug auf das oberste Ge-
richt der USA: «Die alten, weißen Männer 
sind nicht mehr in der Überzahl». - «Lan-
ge, viel zu lange sahen die amerikanischen 
Gerichte nicht aus wie Amerika: zu weiß, zu 
männlich, zu alt», las man da. (12) Man stelle 

sich einmal eine gegenteilige Schlagzeile vor: 
US-Gerichte seien «zu schwarz, zu weiblich, 
zu jung». Der Schweizer Reggaeband «Lau-
warm» wurden derweil geplante Auftritte 
bei «Fridays For Future» untersagt, da ihre 
Sängerin Dreadlocks trägt, die sie nicht ab-
schneiden will. (13) Wenn allein Weißen «kul-
turelle Aneignung» unterstellt werden kann, 
dann widerspricht das dem Ansatz, jeden 
Menschen, unabhängig von seiner Hautfar-
be, in eine große, unterschiedslose Mensch-
heitsfamilie einzuordnen, fundamental. 
Wenn Weiße dann gegen die abwertende 
Diskriminierung ihrer (nicht vorhandenen?) 
Ethnie Einspruch erheben, wird dieser Akt 
innerhalb der «Kritischen Rassentheorie» 
als «White Fragility» (Weiße Zerbrechlich-
keit) verurteilt. Man hat es also sowohl mit 
Entmündigung als auch mit Entrechtung 
von Weißen zu tun.   

Die Schweizer Hochschule ETH Zürich 
erklärte 2022 den Oktober zum «Black His-
tory Month» und sperrte prompt Weiße von 
der Teilnahme an bestimmten Veranstal-
tungen aus. Die Veranstaltungen würden 
«bewusst getrennt für Menschen, die von 
Rassismus betroffen sind, und für Men-
schen, die keinen Rassismus erleben». Denn 
nur so könnten Menschen, «die sich selbst 
Rassismus ausgesetzt fühlen, ihre Erfahrun-
gen frei und ohne Angst vor negativen Fol-
gen in einem sichereren Raum mitteilen». 
Allerdings durften sich Weiße in anderen 
Räumen zusammenfinden, um ihr Weißsein 
kritisch zu hinterfragen: «Für Menschen, 
die keinen Rassismus erleben, aber Verbün-
dete gegen Rassismus werden wollen, bieten 
wir die Möglichkeit für einen respektvollen, 
aber möglicherweise kontroversen Dialog, 
in einem mutigeren Raum.» (14) An der kali-
fornischen Universität Berkeley wurde eine 
private Wohngemeinschaft außerhalb des 
Campus für «einkommensschwache Stu-
denten der ersten Generation, Einwande-
rer und marginalisierte farbige Studenten» 
eingerichtet, um einen «Safe Space» zu kre-
ieren. Weiße haben dort keinen Zutritt. (15) 
Apartheid-Südafrika lässt grüßen. 

Was steckt dahinter? 
Was all diese Beispiele gemeinsam ha-

ben, ist erstens der Doppelstandard, die 
Nicht-Existenz von Rassen zu behaupten, 
während man offensichtlich parallel eine 
Unterscheidung zwischen Weißen und 
Nicht-Weißen trifft. Zweitens ist es der 
singuläre Fokus auf Weiße, die fast alleinig 
Opfer des neuen, modernen Rassismus wer-
den. 

Nicolas Sarkozy und Peter Sutherland 
sprachen von «Rassenvermischung» und 	

Noel Ignatiev, jüdischer 
Geschichtsprofessor am 
Massachusetts College 
of Art, veröffentlichte im 
Jahr 2002 einen Artikel 
im offiziellen Magazin der 
Elite-Universität Harvard 
mit dem Titel «Schafft die 
weiße Rasse ab». 

Nach dem Tod von Noel Ignatiev am 9. November 2019 schrieb Mark 
Levine, ebenfalls jüdischer Geschichtsprofessor an der Universität Kali-
fornien, ihm Tribut zollend: «Die Abschaffung des Weißseins war noch 

nie so dringend wie heute - Noel Ignatiev hat uns gezeigt wie» 
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	 Zerstörung der «Homogenität der 
Völker» (siehe S.6). Die Rassenpolitik hat 
eben nicht mit dem Dritten Reich aufgehört, 
wie man uns seit Ende des Zweiten Weltkrie-
ges weismachen will. Sie wurde nur umge-
dreht. Während das Dritte Reich laut offizi-
eller Geschichtsschreibung auf der absoluten 
Reinheit der Rasse bestanden hat, besteht 
die neue globale Marschrichtung auf der 
absoluten Mischung aller Rassen, aller Men-
schen und Nationen. In dieser Agenda ist die 
Massenmigration ein elementares Puzzle-
teil, denn die Überflutung einer bestimmten 
Region mit fremden Völkern beinhaltet nun 
einmal auch die Auflösung der dortigen Völ-
ker. Während sich die Bevölkerung in man-
chen Regionen der Welt vermehrt, dezimiert 
sie sich in anderen. Oder wird sie etwa de-
zimiert? Letztendlich scheint Massenmigra-
tion nämlich nur ein Mittel zur Erreichung 
eines vorgesehenen Endziels der «Rassen-
vermischung» und der Abschaffung der «Ho-
mogenität der Völker» zu sein. 

Globale Verschiebung 
Allerdings ist nicht zu übersehen, dass 

man weißen Menschen in diesem erkennbaren 
globalen Plan eine besondere Aufmerksamkeit 
negativer Sorte zukommen lässt. Davon zeu-
gen neben den gerade aufgezeigten Fällen von 
eklatantem Rassismus auch die demographi-
schen Entwicklungen: «Im weltweiten Durch-

schnitt bringt jede Frau heutzutage 2,5 Kinder 
zur Welt - nur noch halb so viele wie Anfang 
der 1850er-Jahre», hieß es in Spektrum der 
Wissenschaft vom Juni 2016. Mithin hat sich 
die sogenannte «Bevölkerungsexplosion» also 
stark verlangsamt. Nur nicht in Afrika: «Die 
große Ausnahme ist Afrika. Dort gebiert jede 
Frau durchschnittlich 4,7 Kinder, und die Be-
völkerung wächst fast dreimal schneller als im 
Rest der Welt. […] Der unvorhergesehene Zu-
wachs stammt fast ausschließlich aus Afrika.» 
Die Erklärung: Mitte der 90er-Jahre wurden 
Familienplanungsprogramme dort gezielt 
gestoppt. «Kritik am Bevölkerungswachstum 
galt nun als politisch inkorrekt und als Zei-
chen von mangelndem Kulturverständnis.» 

Denn nun sollte ja plötzlich die «Migrati-
onswaffe» geladen werden: Während Europa 
bis zum Jahr 2100 etwa 100 Millionen Men-
schen verloren haben wird, wird die Bevöl-
kerung Afrikas regelrecht «explodieren», so 
Spektrum der Wissenschaft. Schätzungen zu-
folge wird sie bis 2100 um sage und schreibe 
3,1 Milliarden zunehmen und sich damit mehr 

als verdreifachen (auf 4,4 Milliarden, also die 
Hälfte der heutigen Bevölkerung des gesam-
ten Planeten).

Mitunter etwas steigende Geburtenraten 
in den europäischen Ländern sind zumeist auf 
Migranten oder sogar eingebürgerte Migran-
ten zurückzuführen, wie etwa in der Schweiz: 
Schon für 2008 habe sich dort laut dem On-
line-Portal Statista «eine sehr hohe Gebur-
tenzahl» abgezeichnet. Zwischen 2006 und 
2016 stieg die Fertilitätsrate von 1,44 auf 1,51 
lebendgeborene Babys pro Frau. (16) Doch wer 
sind die neugeborenen «Schweizer»? «Rodri-
go Javier Perez kam am 2. September dieses 
Jahres zur Welt», hieß es 2009 auf der Webseite 
familienleben.ch. «Der Bub ist das 1000. Baby, 
das im laufenden Jahr in der Frauenklinik des 
Kantonsspitals Winterthur das Licht der Welt 
erblickte.» 

Der Abschied vom Weißen  
«Der weiße Mann und die weiße Frau 

werden weltweit zu einer immer kleineren 
Minderheit», sagte der Sozialforscher Mein-
hard Miegel vor einigen Jahren dem Magazin 
Cicero: «Um 1900 war jeder dritte Erden-
bürger Europäer. Ein Viertel der Menschheit 
lebte damals auf unserem Kontinent. Heute 
ist es noch ein Achtel. Um 2050 werden es 
vielleicht noch sieben Prozent [weniger als 
ein Vierzehntel] sein. Auch in Nord- und 
Südamerika sowie Australien werden euro-
päischstämmige Menschen auf längere Sicht 
zur Minderheit werden.» Der weiße Mann 
werde «aus der dominierenden Position, die 
er noch vor hundert Jahren innehatte, ver-
drängt. Die ethnische Gruppe der Weißen 
tritt in den Hintergrund.» (17) - «Das Maß an 
rassisch-ethnischer Transformation in den 
Vereinigten Staaten ist verblüffend», zitierte 
ein Autor der Welt 2015 eine Studie zum The-
ma. «Im Jahr 1980 war die Bevölkerung der 
USA zu 80% weiß. Heute ist dieser Anteil auf 
63% zurückgegangen, und im Jahr 2060 wird 
er Hochrechnungen zufolge auf weniger als 
44% fallen.» Was die Studie beschreibt, sei 
der «Abschied vom weißen Amerika». (18) 

Aber was soll daran so schlimm sein, 
wenn die Weißen verschwinden? Die Ant-
wort gab der heute als politisch höchst kor-
rekt angesehene Vordenker eines vereinten 
Europas, Richard Nikolaus Coudenhove-Ka-
lergi, der ebenso eine «eurasisch-negroide 

«Die weiße Rasse ist der Krebs der menschli-
chen Geschichte.» 
Susan Sontag, jüdische Sozialistin, Schriftstellerin, Essayistin, 

Publizistin und Regisseurin aus den USA in ihrem Essay  
«What's Happening In America?» von 1967

Foto: Juan Fernando Bastos (https://commons.wikimedia.org/wiki/ 
File:Susan_Sontag_by_Juan_Bastos.JPG) https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/deed.en

Quelle: musicandliterature.org, Benjamin Moser's Sontag: Her Life and Work, 24.09.2019

zeit.de, 2008

welt.de, 04.03.2015

cicero.de, Artikel von 2005, Interview mit dem Sozialforscher Meinhard Miegel 

Ein Bild, das der ständig unterstellten Machtposition der «alten weißen Männer» 
eigentlich diametral entgegensteht. Was steckt hinter dem Abstieg der techno-
logisch fortgeschrittensten Völker dieses Globus? 
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Zukunftsrasse» vorhersah (siehe S.5 ff.). Für 
ihn waren Europa und Nordamerika Herz 
und Motor der menschlichen Zivilisation. 
Kalergi sprach gar von Europas «technischer 
Weltmission». Tatsächlich eroberten und 
missionierten Europa und Nordamerika mit 
ihrer Kultur und Technologie den Planeten: 
«Mit der Neuzeit beginnt die große Kultur-
mission Europas. Das Wesen Europas ist der 
Wille, die Welt durch Taten zu verändern 
und zu verbessern. Europa strebt bewusst 
aus der Gegenwart in die Zukunft», schrieb 
Kalergi 1925 in seinem Buch «Praktischer 
Idealismus». Der Technik verdanke Europa 
«seinen Vorsprung vor allen anderen Kultu-
ren. Erst durch sie wurde es zum Herrn und 
Führer der Welt. Europa ist eine Funktion 
der Technik. Amerika ist die höchste Stei-
gerung Europas.» Kurz: Tatsächlich hat erst 
Europa die Welt technisch zivilisiert. Ohne 
Europa und die Europäer sowie ihre ame-
rikanischen «Cousins» gäbe es heute noch 
keine Bücher, Autos, Flugzeuge, Züge und 
ein Internet natürlich auch nicht - jedenfalls 
nicht auf dem uns bekannten Niveau. «In 
Zehntausenden von Jahren», glaubte Kaler-
gi, «wird die Geschichte eingeteilt werden in 
eine vortechnische und in eine nachtechni-
sche Epoche. Der Europäer - der bis dahin 
längst ausgestorben sein wird - wird von 
jener künftigen Menschheit als Vater der 
technischen Weltwende wie ein Erlöser ge-
priesen werden.»

Weiße als Sündenbock 
Was unwahrscheinlich ist. Denn mit sei-

ner Existenz könnte auch die Erinnerung 
an den «Weißen Mann» ausgelöscht wer-
den. Weil sie der Migration im Wege stehen, 
spricht man ja jetzt schon von den «wüten-
den alten weißen Männern», denen man 
künftig wohl kaum ein Denkmal errichten 
wird. So schrieb Die Welt: «Nach wie vor gel-
ten heterosexuelle männliche und weiße Fa-
milienväter, die womöglich auch noch einer 
geregelten Arbeit nachgehen, als Verursa-
cher allen Elends dieser Welt. […] Diese Lek-
tion wurde dem weißen Mann inzwischen so 
gut eingebimst, dass er alles sein will, nur 
nicht männlich und weiß. Um der Erbsünde 
zu entgehen, liebt der Mann von heute El-
ternauszeit, Baumwollwindeln, Yoga, Bud-
dhismus, Therapiestunden, vegetarisches 
Essen, sanfte Medizin und Doppelnamen.» (19) 

- «Es ist der weiße heterosexuelle Mann, der 
von den Gender-Ideologen gesellschaftlich 
wie das eigentliche Gift der Menschheit vor-
geführt wird, und an diesem Gesellschafts-
spiel beteiligen sich im öffentlichen Diskurs 
keineswegs nur Frauen, sondern auch viele 
weiße Hetero-Männer», meinte auch die 
Journalistin Bettina Röhl. (20) 

Wie tiefgreifend und weitreichend das 
Verschwinden der Weißen für die gesam-
te Menschheit wäre, kann man dem Kaler-
gi-Buch ebenfalls entnehmen: «Schöpfer 
dieses technischen Zeitalters» sei nämlich 
das geniale Volk der «Promethiden» (nach 
Prometheus, griechisch: «der Vorausden-
kende»), der «germanisierten Europäer», ge-
wesen. Womit natürlich nicht ausschließlich 
die «Deutschen» gemeint waren, und schon 
gar nicht in den deutschen Grenzen von 
heute, sondern die ihnen nahestehenden 
und verwandten Völker, wie beispielsweise 
auch die Schweizer, Skandinavier, Franzo-
sen und Briten. Auf dem Erfindergeist dieser 
Völker beruhe die moderne Kultur. 

Der Feuerbringer 
Laut der griechischen Mythologie war 

der Titan Prometheus der Feuerbringer 
der Menschheit. Wie alle Wesen war er 
zwar der Herrschaft von Zeus unterwor-
fen, bei einem Tieropfer für Zeus habe er 
ihn jedoch über's Ohr gehauen und ihm 

nur die wertlosen Teile auf den Altar gelegt, 
das genießbare Fleisch aber für «die Men-
schen, seine Schützlinge» mitgenommen. 
Zur Strafe dafür habe Zeus den Menschen 
das Feuer genommen, aber Prometheus 
habe es entwendet und den Menschen zu-
rückgegeben. Als «Feuerbringer und Lehr-
meister» war Prometheus «der Urheber der 
menschlichen Zivilisation». (21) Heute scheint 
es aber darum zu gehen, dieses «Promethi-
den-Volk» der «germanisierten Europä-
er» aufzulösen und damit das «Feuer» der 
Zivilisation auszutreten. Nach dem Ersten 
Weltkrieg plädierte Kalergi leidenschaftlich 
für ein «Paneuropa» und schließlich für ein 
«vereintes Europa», weil er sich damit ein 
Ende der ewigen Grenzstreitigkeiten und 
natürlich der ständigen Kriege erhoffte. Von 
Kalergi stammt praktisch die gesamte pan-
europäische Ideologie und Begeisterung für 
ein vereintes Europa. 

Obwohl er sehr viel über Rassen zu wis-
sen schien und hellsichtig sogar eine «eura-
sisch-negroide Zukunftsrasse» vorhersah, 

«Ich denke, es gibt einen Wiederanstieg des Anti-
semitismus, weil Europa an diesem Zeitpunkt noch 

nicht gelernt hat, multikulturell zu sein. Und ich denke, 
wir werden teilhaben an den Geburtswehen dieser Um-

wandlung, die stattfinden muss. Europa wird nicht mehr 
aus monolithischen Gesellschaften bestehen, wie es noch 

im vorigen Jahrhundert der Fall war. Juden werden eine zentrale 
Rolle dabei spielen. Es ist eine ungeheure Umwandlung, die Europa 
machen muss. Sie gehen jetzt in den multikulturellen Zustand über 
und man wird es den Juden übelnehmen wegen ihrer führenden 
Rolle. Aber ohne diese führende Rolle und ohne diese Umwandlung 
wird Europa nicht überleben.»

Barbara Lerner Spectre, Gründungsdirektorin des schwedischen Instituts «Paideia - The 
European Institute for Jewish Studies», 2010 gegenüber einem israelischen Sender

Quelle: youtube.com, 2000 - BARBARA- SPECTRE: We make You multikulti, 30.11.2014

Ohne Multikulturalismus wird Europa nicht überleben
Hochrangige amerikanische Akademikerin: 

Barbara Spectre hatte im November und Dezember 2014 unter dem genozidalen Hashtag  
#endwhitepeople (etwa: «Weißen Menschen ein Ende setzen») auf Twitter kommuniziert. 
Sie ist die Ehefrau von Philip Spectre, der ab 1967 15 Jahre lang Rabbi in Ashkelon, Israel, 
von 1982-99 Exekutivdirektor des Konservativen Judentums (Masorti-Bewegung) sowie 
sieben Jahre lang oberster Rabbiner der Großen Synagoge von Stockholm war.
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übersah er dabei wohl (absichtlich?), 
dass in einem Europa ohne Grenzen dessen 
geistiger Kern und «Motor der Mensch-
heit», sein «Promethiden-Volk», aufgelöst 
werden würde. Wenn sich die Zellen eines 
Organismus auflösen, ist dieser schließlich 
auch nicht mehr lebensfähig. Und wie bei 
einem Auto, bei dem man den Motor aus-
baut, muss das natürlich auch fatale Folgen 
für die menschliche Zivilisation haben. Der 
Menschheit das Feuer beziehungsweise das 
Licht auszublasen, ist ein Angriff auf die 
Menschheit selbst. 

Motor der Menschheit? 
In der mittlerweile schon achtjährigen 

Geschichte unserer Zeitung war an diversen 
Stellen schon von einem gegen die gesamte 
Menschheit gerichteten «Hybriden Krieg» 
oder der sozialistischen sowie lebensfeindli-
chen Agenda 2030 die Rede. Wenn es Kräfte 
gibt, die gegen die gesamte Menschheit ar-
beiten, dann könnte die Stigmatisierung von 
Weißen einen besonderen Zweck erfüllen. 

Dass das Verschwinden der Weißen wohl auch 
ein Problem für die gesamte Menschheit dar-
stellen dürfte, wurde von Kalergi nicht aus-
reichend in seine Gedanken miteinbezogen. 
Michael Klonovsky, deutscher Journalist und 
Schriftsteller, dem man wohl folgendes Zitat 
zuschreiben kann, brachte es hingegen auf 
den Punkt: «Wenn man sämtliche Schöpfun-
gen des weißen Mannes von diesem Planeten 
entfernte, besäßen seine Ankläger weder Zeit 
noch Mittel, ja nicht einmal Begriffe, um ihn 
mit Vorwürfen zu überhäufen.» (22) 

Womit wir trotz der thematischen Tie-
fe der vorliegenden Ausgabe weiterhin nur 
an der Oberfläche eines noch größeren  
Bildes kratzen, das in kommenden Ausgaben 
zur Ergründung vorgesehen ist. Die Urhe-
ber und Drahtzieher des Plans, der Welt die 
«Promethiden» zu nehmen, den Planeten 
zu entzivilisieren, ihn im Chaos aufzulösen  
und nach eigenen Ideen neu aufzubauen, 
haben wir in der vorliegenden Ausgabe erst 
zum Teil beim Namen genannt. Es gäbe je-
doch noch weit mehr Vertreter ihrer Sorte zu 
benennen. (tk/gw) 
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